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Gesetz 
über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten – 

Sammelnovelle 

 

Artikel I 

Gesetz 
über das Dienstrecht der Landesbediensteten 

(Landesbedienstetengesetz 2000 - LBedG 2000) 

LGBl.Nr. 50/2000, 15/2001, 22/2002, 51/2002, 25/2003, 17/2005, 39/2007, 24/2009, 36/2009, 68/2010, 
11/2011, 25/2011, 36/2011, 30/2012, 35/2013, 44/2013, 49/2015, 58/2016, 37/2018, 29/2019, 65/2019, 
19/2020, 91/2020, 50/2021, 83/2021, 4/2022, 42/2022, 72/2022, 5/2023, 35/2023 

 

I. Hauptstück 
Dienstverhältnis der Landesbediensteten 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

[…] 

§ 13 
Verwendungsbeurteilung 

(1) Die Verwendungsbeurteilung dient der Klärung, ob der Landesbedienstete im 
Beurteilungszeitraum den zu erwartenden Arbeitserfolg 

 a) durch besondere Leistungen erheblich überschritten, 

 b) aufgewiesen oder 

 c) nicht aufgewiesen 

hat. Sie ist vom Vorgesetzten zu verfassen. 

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung die näheren Merkmale der Beurteilung des 
Arbeitserfolges festlegen. Auf die Verwendung und den Aufgabenkreis der einzelnen Funktionsbereiche 
der Landesbediensteten ist Bedacht zu nehmen. Die Beurteilung des Arbeitserfolges schließt auch das 
allgemeine dienstliche Verhalten des Landesbediensteten mit ein.  

(3) Solange keine anders lautende Verwendungsbeurteilung getroffen worden ist, ist davon 
auszugehen, dass der Landesbedienstete den zu erwartenden Arbeitserfolg aufgewiesen hat. 

(4) Die Verwendungsbeurteilung kann jederzeit vorgenommen werden. Sie ist vorzunehmen, wenn 
der Landesbedienstete dies verlangt und die letzte Verwendungsbeurteilung schon mindestens ein Jahr 
zurückliegt. 

(5) Der Vorgesetzte hat die von ihm in Aussicht genommene Verwendungsbeurteilung mit dem 
Landesbediensteten zu besprechen. Dem Landesbediensteten ist, wenn er dies beantragt, Gelegenheit zur 
Erstattung einer Stellungnahme, für welche ihm eine Frist von mindestens zwei Wochen einzuräumen ist, 
zu geben. Der Vorgesetzte hat die Verwendungsbeurteilung dem Landesbediensteten zuzustellen und dem 
Dienstgeber vorzulegen. 

(6) Wenn weder der Dienstgeber noch der Landesbedienstete innerhalb von vier Wochen mitteilen, 
dass sie eine andere Verwendungsbeurteilung für gerechtfertigt halten, wird die Verwendungsbeurteilung 
endgültig. 

                                                 
1 Die beabsichtigten Änderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht. 
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(7) Wird eine Mitteilung gemäß Abs. 6 eingebracht, ist die Verwendungsbeurteilung von der 
Überprüfungskommission (§ 81b bzw. § 82 i.V.m. § 81b§ 82 bzw. § 82a i.V.m. § 82) vorzunehmen. 

(8) Die Verwendungsbeurteilung ist kein Bescheid. 

 

2. Abschnitt 
Pflichten der Landesbediensteten 

[…] 

§ 38 
Meldepflichten 

(1) Die Landesbediensteten und ihre Hinterbliebenen haben alle für das Dienst-, Ruhestands- oder 
Versorgungsverhältnis bedeutsamen Umstände unverzüglich dem Dienstgeber schriftlich und 
wahrheitsgemäß anzuzeigen. Bedeutsame Umstände sind insbesondere die Verlegung des Wohnsitzes, 
die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden 
versorgungsberechtigter Angehöriger sowie bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, 
sobald ihnen diese bekannt ist. 

 a) die Verlegung des Wohnsitzes, 

 b) die Eheschließung oder die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, 

 c) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger, 

 d) bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist, sowie 

 e) der Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforderlichen behördlichen Berechtigung oder 
Befähigung. 

(2) Wird dem Landesbediensteten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht einer von 
Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der 
Dienststelle, im Amt der Landesregierung einer Abteilung oder Amtsstelle betrifft, der er angehört, so hat 
er dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden; § 36 Abs. 1 gilt sinngemäß. Diese Meldepflicht gilt 
nicht im Falle einer direkten Meldung an das Bundesamt zur Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung unter den Voraussetzungen des § 38a letzter Satz. Meldepflichten nach anderen 
Vorschriften bleiben unberührt. 

(3) Ist eine Dienstverhinderung des Landesbediensteten ganz oder teilweise auf das Einwirken 
Dritter zurückzuführen, so hat der Landesbedienstete dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden. Auf 
Verlangen des Dienstgebers hat er sämtliche für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
erforderlichen Daten und Beweismittel bekannt zu geben. 

[…] 

3. Abschnitt 
Rechte der Landesbediensteten 

§ 40 
Erholungsurlaub 

(1) Den Landesbediensteten gebührt in jedem Kalenderjahr vorbehaltlich der nachfolgenden Absätze 
ein Erholungsurlaub in folgendem Ausmaß: 

 a) bis zum vollendeten 35. Lebensjahr    200 Stunden, 

 b) vom vollendeten 35. Lebensjahr an     208 Stunden, 

 c) vom vollendeten 40. Lebensjahr an     224 Stunden, 

 d) vom vollendeten 42. Lebensjahr an     240 Stunden, 

 e) vom vollendeten 45. Lebensjahr an     256 Stunden. 

Der Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß ist gegeben, wenn die vorausgesetzte Altersstufe im 
Verlaufe des Kalenderjahres erreicht wird. 

(2) Das Urlaubsausmaß erhöht sich abhängig vom festgestellten Grad einer Behinderung nach dem 
Behinderteneinstellungsgesetz wie folgt: 

 a) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 30 v.H. um 16 Stunden, 

 b) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 50 v.H. um 32 Stunden oder 

 c) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 70 v.H. um 48 Stunden. 
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(3) Im Falle eines herabgesetzten Beschäftigungsausmaßes oder einer Beschäftigung während der 
Karenz steht der Erholungsurlaub nur in dem Ausmaß zu, das dem Verhältnis der Beschäftigung zur 
vollen Arbeitszeit entspricht. Die sich bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von 
Stunden sind auf volle Stunden aufzurunden. 

(4) Im Falle der Änderung des Beschäftigungsausmaßes ist anlässlich einer solchen Verfügung das 
gemäß Abs. 1 und 2 ausgedrückte Urlaubsausmaß für das jeweilige Kalenderjahr entsprechend dem über 
das gesamte Kalenderjahr gemessenen durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß neu zu berechnen. Die 
sich bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von Stunden sind auf volle Stunden 
aufzurunden. Von dem auf diese Weise ermittelten Anspruch auf Gesamtjahresurlaub ist der bereits 
verbrauchte Erholungsurlaub abzuziehen. Nicht verfallene Ansprüche auf Erholungsurlaub aus 
vorangegangenen Kalenderjahren bleiben unberührt. 

(5) Stehen Landesbedienstete während eines Kalenderjahres nicht ununterbrochen in einem 
Dienstverhältnis zum Land, so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht worden ist, 
in dem Ausmaß, das dem um die Dauer dieser Zeiten verkürzten Kalenderjahr entspricht. Dies gilt 
sinngemäß bei Übertritt oder Versetzung in den Ruhestand, bei Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- 
oder des Zivildienstes, bei einer Familienhospizkarenz nach § 42a, bei einer Pflegekarenz nach § 42b, bei 
einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d bei einer 
Frühkarenz nach § 43, bei einer Karenz nach den §§ 44 bis 47 oder vergleichbaren Vorschriften, bei einer 
Außerdienststellung nach § 50, bei einer Bildungskarenz nach § 87a oder wenn ein Sonderurlaub nach § 
41 Abs. 2 gewährt wurde. Die sich bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von 
Stunden sind auf volle Stunden aufzurunden. 

(6) Die Zeit, während der ein Landesbediensteter wegen Krankheit oder Unfall an der Dienstleistung 
verhindert war oder nach ärztlichem Zeugnis verhindert gewesen wäre, wenn er sich nicht im 
Erholungsurlaub befunden hätte, ist auf den Erholungsurlaub nicht anzurechnen.  

(7) Dem Landesbediensteten sind für die Zeit des Erholungsurlaubes so viele Urlaubsstunden als 
verbraucht anzurechnen, als in diesem Zeitraum im wöchentlichen Durchschnitt Dienst zu leisten wäre. 

(8) Die kalendermäßige Festlegung des Erholungsurlaubes ist unter Berücksichtigung der 
dienstlichen Interessen vorzunehmen, wobei auf die persönlichen Verhältnisse des Landesbediensteten 
angemessen Rücksicht zu nehmen ist. Der Landesbedienstete hat Anspruch auf Ersatz allfälliger 
Reiseauslagen, wenn er vorzeitig vom Erholungsurlaub zurückberufen wird. Dem Landesbediensteten 
gebührt, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen entgegenstehen, die Hälfte des jährlichen 
Urlaubsausmaßes ungeteilt. 

(8a) Abweichend von Abs. 8 erster Satz kann der Landesbedienstete einen Tag pro Kalenderjahr 
einseitig bestimmen, an dem er Erholungsurlaub verbraucht. Der Landesbedienstete hat den Tag 
spätestens drei Monate im Vorhinein dem Dienstgeber schriftlich bekannt zu geben. Es steht dem 
Landesbediensteten frei, auf Ersuchen des Dienstgebers den bekannt gegebenen Erholungsurlaub nicht 
anzutreten; in diesem Fall hat der Landesbedienstete weiterhin Anspruch auf Erholungsurlaub zu einem 
anderen Zeitpunkt; weiters hat er für den bekannt gegebenen Tag außer den dafür zustehenden Bezügen 
zusätzlich für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde Anspruch auf den 174. Teil des Monatsbezuges im 
Sinne des Abs. 10; damit ist das Recht nach dem ersten Satz konsumiert. 

(9) Der Erholungsurlaub verfällt ohne Anspruch auf Entschädigung, wenn der Landesbedienstete 
den Erholungsurlaub nicht bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr, in dem der Anspruch entstanden 
ist, folgenden Kalenderjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer 
Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge eines Unfalles nicht möglich, so tritt der Verfall erst mit 
Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein.Der Erholungsurlaub ist bis Ende Dezember des folgenden 
Kalenderjahres zu verbrauchen. WeitersIst der Verbrauch des Erholungsurlaubes aus einem der 
nachfolgend genannten Gründe nicht möglich, verlängert sich der Zeitraum bis zum Verfalldie Frist um 
die jeweilige Dauer der Abwesenheit: 

 a) Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall; 

 ab) Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder des Zivildienstes;  

 bc) Sonderurlaub nach § 41 Abs. 2; 

 cd) Inanspruchnahme einer Familienhospizkarenz nach § 42a, einer Pflegekarenz nach 42b, § 42b, 
einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 42d, einer 
Frühkarenz nach § 43, einer Karenz nach den §§ 44 bis 47 oder vergleichbaren Vorschriften oder 
einer Bildungskarenz nach § 87a; 

 de) Dienstfreistellung nach § 51 oder vergleichbaren Vorschriften.  
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Darüber hinaus verlängert sich der genannte Zeitraumdie genannte Frist um die Dauer einer vom 
Dienstgeber im dienstlichen Interesse schriftlich angeordneten Urlaubssperre. Der Verfall von nicht 
rechtzeitig verbrauchtemNicht rechtzeitig verbrauchter Erholungsurlaub tritt nur einverfällt ohne 
Anspruch auf Entschädigung, sofern der betroffene Landesbedienstete vom Dienstgeber rechtzeitig und in 
angemessener Form auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist; Abs. 10 bleibt unberührt. 

(10) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses oder anlässlich des Ausscheidens aus dem Dienststand 
gebührt dem Landesbediensteten eine Abfindung des ihm noch zustehenden Erholungsurlaubes, wenn der 
Landesbedienstete aus dienstlichen oder gesundheitlichen Gründen verhindert war, den Erholungsurlaub 
bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses oder bis zum Ausscheiden aus dem Dienststand zu 
verbrauchen oder keine Aufklärung durch den Dienstgeber im Sinne des Abs. 9 letzter Satz erfolgt ist. 
Die Urlaubsverhinderung aus dienstlichen Gründen ist dem Landesbediensteten schriftlich bekannt zu 
geben. Die Abfindung des Erholungsurlaubes beträgt für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde den 
174. Teil des Monatsbezuges zuzüglich anteiliger Sonderzahlungen und pauschalierter Nebenbezüge, der 
dem Landesbediensteten für den letzten Monat seines Dienstverhältnisses bei Vollbeschäftigung gebührt 
hat oder gebührt hätte. 

(10) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses oder anlässlich des Ausscheidens aus dem Dienststand 
gebührt dem Landesbediensteten eine Abfindung für den bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht verbrauchten 
Erholungsurlaub. Sie beträgt für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde den 174. Teil des Monatsbezuges 
zuzüglich anteiliger Sonderzahlungen und pauschalierter Nebenbezüge, der dem Landesbediensteten für 
den letzten Monat seines Dienstverhältnisses bei Vollbeschäftigung gebührt hat oder gebührt hätte. Im 
Falle einer Entlassung, eines Amtsverlustes oder wenn der Landesbedienstete das Dienstverhältnis 
unberechtigterweise vorzeitig aufgelöst hat, gebührt ihm für den Erholungsurlaub des laufenden 
Kalenderjahres eine Abfindung für höchstens 160 Urlaubsstunden. Sofern das Beschäftigungsausmaß des 
Landesbediensteten herabgesetzt worden ist, verringert sich die Anzahl der Stunden entsprechend der 
Herabsetzung.  

[…] 

§ 42c 
Pflegeteilzeit 

(1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 42b Abs. 1 lit. b oder c kann die Wochenarbeitszeit 
des Landesbediensteten auf seinen Antrag nach Maßgabe des Abs. 4 für mindestens einen Monat und 
höchstens drei Monate bis auf ein Viertel des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes 
herabgesetzt werden. Eine derartige Herabsetzung der Wochenarbeitszeit ist für jeden zu betreuenden 
Angehörigen grundsätzlich nur einmal zulässig. Bei einer Erhöhung des Pflegebedarfes um zumindest 
eine Pflegestufe (§ 9 Abs. 4 des Bundespflegegeldgesetzes) ist jedoch einmalig eine neuerliche 
Herabsetzung auf Antrag zulässig. Abs. 2 bleibt unberührt. 

(2) Zur notwendigen Pflege und Unterstützung einer in § 42a Abs. 1 genannten Person ist die 
Wochenarbeitszeit des Landesbediensteten auf seinen Antrag nach Maßgabe des Abs. 4 für die Dauer 
eines Jahres oder eines Vielfachen eines Jahres auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung 
vorgesehenen Ausmaßes herabzusetzen. Verlängerungen sind zulässig. 

(3) Ein Antrag nach Abs. 1 und 2 ist spätestens drei Monate vor der angestrebten Wirksamkeit zu 
stellen. Wenn die Einhaltung dieser Frist für den Landesbediensteten eine besondere Härte bedeuten 
würde, kann der Antrag auch innerhalb eines kürzeren Zeitraumes gestellt werden. 

(4) Die Wochenarbeitszeit darf nicht herabgesetzt werden, wenn der Landesbedienstete dadurch 
ohne Verletzung dienstlicher Interessen weder im Rahmen seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf 
einem anderen, seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet 
werden könnte. Wird dem Antrag nicht entsprochen, ist dem Landesbediensteten dies unverzüglich, 
jedenfalls aber innerhalb von zwei Monaten ab Antragstellung, unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(5) Wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 gegeben sind und die Gründe des Abs. 4 nicht 
entgegenstehen, kann die Wochenarbeitszeit des Landesbediensteten über seinen Antrag auch um weniger 
als die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes herabgesetzt werden. Darauf 
besteht kein Rechtsanspruch. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(6) Die Pflegeteilzeit kann auf Antrag des Landesbediensteten oder von Amts wegen vorzeitig 
beendet werden, wenn der Grund für die Gewährung der Pflegeteilzeit weggefallen ist. Im Falle der 
Beendigung auf Antrag ist auf wichtige dienstliche Interessen Rücksicht zu nehmen; im Falle der 
Beendigung von Amts wegen ist auf wichtige persönliche und familiäre Interessen des 
Landesbediensteten Rücksicht zu nehmen. 
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§ 42d 
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt 

(1) Einem Landesbediensteten, dessen Kind, Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder im gemeinsamen 
Haushalt lebendes Kind der Person, mit der der Landesbedienstete in Lebensgemeinschaft lebt, welches 
das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und dem vom zuständigen Sozialversicherungsträger ein 
stationärer Aufenthalt in einer Rehabilitationseinrichtung bewilligt wurde, ist auf Antrag zum Zweck der 
notwendigen Begleitung des Kindes eine Karenz gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von höchstens 
vier Wochen pro Kalenderjahr zu gewähren. 

(2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Karenz durch beide Elternteile ist nicht zulässig, außer 
deren Teilnahme ist therapeutisch notwendig. In diesem Fall darf deren Dauer insgesamt vier Wochen 
nicht überschreiten. Die Karenz kann zwischen den Elternteilen geteilt werden, wobei ein Teil mindestens 
eine Woche zu betragen hat. Die Inanspruchnahme eines Pflegeurlaubes nach § 40a ist für den selben 
Anlassfall nicht zulässig.  

(3) Der Landesbedienstete hat die Karenz unter Bekanntgabe des Beginns und der Dauer der 
Rehabilitation innerhalb einer Woche nach Zugang der Bewilligung durch den Sozialversicherungsträger 
zu beantragen und die anspruchsbegründenden Umstände nachzuweisen. 

§ 43 
Frühkarenz 

(1) Dem Landesbediensteten ist auf Antrag für den Zeitraum von der Geburt seines Kindes bis 
längstens zum Ende der Schutzfrist der Mutter oder wenn eine Schutzfrist fehlt, bis acht Wochen nach der 
Geburt des Kindes, ein Urlaub gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von mindestens einer Woche und 
höchstens 31 Tagen zu gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. 

(2) Einem Landesbediensteten, der ein Kind, welches das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen hat, ist auf Antrag ein Urlaub 
gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von mindestens einer Woche und höchstens 31 Tagen zu gewähren, 
wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. Die Frühkarenz beginnt mit dem Tag der 
Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege. 

(3) Der Landesbedienstete hat den Beginn und die Dauer der Frühkarenz spätestens zwei Monate vor 
dem beabsichtigten Antritt bzw. spätestens am Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in 
unentgeltliche Pflege bekannt zu geben und in weiterer Folge die anspruchsbegründenden sowie die 
anspruchsbeendenden Umstände darzulegen. 

(4) Die Frühkarenz endet vorzeitig, wenn der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben wird. 

[…] 

§ 44 
Elternkarenz 

(1) Einem Landesbediensteten ist auf sein Verlangen eine Karenz bis zum Ablauf des 22. 
Lebensmonatsvon zwei Jahren nach der Geburt seines Kindes gegen Entfall der Bezüge zu gewähren, 
wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt und der andere Elternteil  

 a) einen Anspruch auf Karenz aus Anlass der Elternschaft nach einer österreichischen 
Rechtsvorschrift oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz hat, jedoch, ausgenommen im Fall des § 45 
Abs. 2, nicht gleichzeitig Karenz in Anspruch nimmt; 

 b) keinen Anspruch auf Karenz hat. 

Davon abweichend hat ein Landesbediensteter Anspruch auf Karenz bis zur Vollendung des zweiten 
Lebensjahres des Kindes, wenn er im Zeitpunkt der Bekanntgabe (Abs. 4) alleinerziehend ist oder der 
erwerbstätige andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz hat. Die Karenz des Landesbediensteten 
beginnt frühestens mit dem Ablauf der Schutzfrist oder wenn eine Schutzfrist fehlt, frühestens acht 
Wochen nach der Geburt des Kindes. 

(2) Einem Landesbediensteten, der ein Kind, welches das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, 

 a) an Kindes statt angenommen hat (Adoptivelternteil), oder 

 b) in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegeelternteil), 

und der mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, ist auf sein Verlangen Karenz ab dem Tag der 
Annahme an Kindes statt oder ab dem Tag der Übernahme des Kindes in unentgeltliche Pflege oder im 
Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils nach Maßgabe des Abs. 1bis zum 
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Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen zu 
gewähren. Nimmt ein Landesbediensteter ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates, jedoch vor 
Vollendung des zweiten Lebensjahres an Kindes statt an oder in unentgeltliche Pflege, kann er Karenz bis 
zu sechs Monaten auch über das zweite Lebensjahr des Kindes hinaus in Anspruch nehmen. Nimmt der 
Landesbedienstete ein Kind nach Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des siebenten 
Lebensjahres des Kindes an Kindes statt an oder nimmt er es in der Absicht, es an Kindes statt 
anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, hat er Anspruch auf Karenz in der Dauer von sechs Monaten. Die 
Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege 
oder im Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils. 

(3) Die Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Sie endet vorzeitig, wenn der gemeinsame 
Haushalt mit dem Kind aufgehoben wird. Der Landesbedienstete gilt ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende 
der ursprünglich gewährten Karenz als gegen Entfall der Bezüge beurlaubt. Auf Verlangen des 
Dienstgebers hat der Landesbedienstete jedoch den Dienst vorzeitig wieder anzutreten. 

(4) Der Landesbedienstete hat dem Dienstgeber die Inanspruchnahme und Dauer der Karenz 
spätestens acht Wochen nach der Geburt des Kindes, im Fall einer Annahme an Kindes statt oder einer 
Übernahme in unentgeltliche Pflege unverzüglich bekannt zu geben und die anspruchsbegründenden 
Umstände nachzuweisen. Der Landesbedienstete kann dem Dienstgeber spätestens drei Monate bzw., 
wenn die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor dem Ende dieser Karenz 
bekannt geben, dass er die Karenz verlängert und bis wann. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann 
Karenz nach den vorstehenden Absätzen vereinbart werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe 
entgegenstehen. 

(5) Dem Landesbediensteten ist auf sein Verlangen durch laufende Informationen zu ermöglichen, 
die Verbindung zum Beruf aufrecht zu erhalten und so, als wenn er nicht in Karenz wäre, an Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen (§ 11) teilzunehmen. 

(6) Nach der Rückkehr aus der Karenz ist dem Landesbediensteten wieder die frühere oder eine 
gleichrangige Stelle anzubieten. 

§ 45 
Teilung der Elternkarenz 

(1) Die Elternkarenz kann zwischen den (Adoptiv-, Pflege-)Elternteilen zweimal geteilt werden. 
Teilen die Eltern die Karenz, so verlängert sich der Karenzanspruch bis zum Ablauf des zweiten 
Lebensjahres des Kindes. Jeder Teil der Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Er ist entweder 
im Anschluss an die Schutzfrist, oder wenn eine Schutzfrist fehlt, bis acht Wochen nach der Geburt des 
Kindes, am Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im 
unmittelbaren Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils anzutreten. 

(2) Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der Betreuungsperson können beide (Adoptiv-, 
Pflege-)Elternteile für die Dauer eines Monats gleichzeitig Karenz in Anspruch nehmen, wobei in diesem 
Fall der Anspruch auf Karenz ein Monat vor dem Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes oder dem 
in § 47 Abs. 1 zweiter Satz genannten Zeitpunkt endet. 

(3) Beabsichtigt ein (Adoptiv-, Pflege-)Elternteil, Karenz im Anschluss an eine Karenz des anderen 
(Adoptiv-, Pflege )Elternteils in Anspruch zu nehmen, ist dem Dienstgeber spätestens drei Monate bzw., 
wenn die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor dem Wechsel, Beginn und 
Dauer der Karenz bekannt zu geben. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann eine Karenz nach 
Abs. 1 gewährt werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

[…] 

§ 47 
Aufgeschobene Karenz 

(1) Drei Monate der Elternkarenz können aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten Lebensjahres 
des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden, wenn eine 
Karenz spätestens zu folgendem Zeitpunkt geendet hat:  

 a) eine Karenz nach § 44 Abs. 1 erster Satz spätestens mit Ablauf des 19. Lebensmonats des 
Kindes; 

 b) eine Karenz nach § 44 Abs. 1 zweiter Satz oder nach § 45 spätestens mit Ablauf des 21. 
Lebensmonats des Kindes; 

 c) eine Karenz nach § 45 spätestens mit Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes, wenn auch der 
andere Elternteil aufgeschobene Karenz in Anspruch nimmt. 
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(1) Drei Monate der Elternkarenz können aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten Lebensjahres 
des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden, wenn die 
Karenz nach den §§ 44 und 45 spätestens 

 a) mit Ablauf des 21. Lebensmonats des Kindes, 

 b) mit Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes, wenn auch der andere Elternteil aufgeschobene 
Karenz in Anspruch nimmt, 

geendet hat. 

(2) Die Geburt eines weiteren Kindes hindert nicht den Verbrauch der aufgeschobenen Karenz. 

(3) Die Bediensteten haben dem Dienstgeber 

 a) die Absicht, aufgeschobene Karenz in Anspruch zu nehmen, spätestens drei Monate bzw., wenn 
die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor Ende der Karenz, 

 b) den Beginn des aufgeschobenen Teiles der Karenz spätestens drei Monate vor dem gewünschten 
Zeitpunkt 

bekannt zu geben. Unbeschadet des Ablaufes dieser Fristen kann aufgeschobene Karenz gewährt 
werden, sofern nicht dienstliche Erfordernisse entgegenstehen. 

[…] 

4. Abschnitt 
Dienstbezüge im „Gehaltssystem neu“ 

1. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Allgemeine Bestimmungen 

[…] 

§ 62 
Dienstbezüge 

(1) Den Landesbediensteten gebühren als Dienstbezüge Monatsbezüge, Sonderzahlungen sowie 
allfällige Nebenbezüge und einmalige Zuwendungen. 

(2) Die Monatsbezüge bestehen aus dem Gehalt (§ 63) und nachstehend angeführten, allfälligen 
Zulagen: 

 a) Zulage zur Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation gemäß § 65; 

 ab) Ergänzungszulage gemäß § 69 Abs. 7 und 9; 

 bc) Stellvertreterzulage gemäß § 72; 

 cd) Zulage für außergewöhnliche Belastungen gemäß § 73; 

 de) Kinderzulage gemäß § 74; 

 ef) Teuerungszulage gemäß Abs. 3; 

 fg) Besondere Zulage gemäß Abs. 4. 

Als Monatsbezug gilt auch ein aufgrund eines Dienstverhältnisses mit Sonderregelungen gemäß § 81 
gebührendes Entgelt, sofern in diesen nicht anderes vereinbart bzw. in einer Verordnung nach § 81 Abs. 2 
nicht anderes geregelt wird. Dem Landesbediensteten, dessen Wochenarbeitszeit aufgrund vertraglicher 
Vereinbarung oder nach den §§ 42a, 42c, 49, 53, 87a, 87b oder 87c herabgesetzt worden ist, gebührt für 
diese Zeit ein dem Beschäftigungsausmaß entsprechend herabgesetzter Monatsbezug. 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, dass die Monatsbezüge durch eine 
Zulage an die Teuerung anzupassen sind, sofern dies zur Anpassung der Bezüge an geänderte 
Lebenshaltungskosten notwendig ist. Die Teuerungszulage ist grundsätzlich einheitlich in einem 
Hundertsatz zu gewähren; sie kann jedoch insbesondere auch 

 a) für den Gehalt und die einzelnen Zulagen, sofern diese nicht in einem Hundertsatz zum Gehalt 
festgelegt sind, verschieden hoch festgesetzt werden, 

 b) für den Gehalt in zwei unterschiedlich hohen Hundertsätzen festgesetzt werden, wobei der 
höhere Hundertsatz für den Gehalt bzw. Gehaltsteil gilt, der unter der einheitlich festzulegenden 
Betragsgrenze liegt, und 

 c) mit einem einheitlichen Betrag zur Anpassung des Gehalts festgesetzt werden. 

Die Teuerungszulage teilt das rechtliche Schicksal des Teiles des Monatsbezuges, zu dem sie gewährt 
wird. 



  

8 

(4) Über die Anpassung der Bezüge an geänderte Lebenshaltungskosten hinaus kann die 
Landesregierung mit Verordnung, sofern dies im Hinblick auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 
und den Landeshaushalt vertretbar ist, eine besondere Zulage zu den Monatsbezügen gewähren. Der Abs. 
3 zweiter und dritter Satz gelten sinngemäß. 

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung zum Zwecke der sozialen Ausgewogenheit eine 
einmalige Zuwendung gewähren. 

§ 63 
Gehalt 

(1) Der Gehalt des Landesbediensteten wird durch die Gehaltsklasse, der die nach § 64 Abs. 6 
maßgebliche Modellstelle zugeordnet ist, und durch die Gehaltsstufe bestimmt (Einstufung). Verfügt der 
Landesbedienstete bei der Einstufung über eine höherwertige Ausbildung als in der Modellstelle 
festgelegt, verringert sich die erforderliche praktische Erfahrung; umgekehrt erhöht sich im Falle einer 
Ausbildung, welche die in der Modellstelle festgelegten Anforderungen nicht erreicht, die erforderliche 
praktische Erfahrung.Verfügt ein Landesbediensteter jedoch nicht über die für die einschlägige 
Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, verringert sich für diesen Zeitraum der Gehalt, sofern bis 
zu zwei Jahre an praktischer Erfahrung fehlen, um 5 %, ansonsten um 10 %. 

(2) Der Gehalt beginnt, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, mit der Gehaltsstufe 1 der 
jeweiligen Gehaltsklasse. Verfügt der Landesbedienstete auch unter Berücksichtigung des Abs. 1 zweiter 
Satz nicht über die für die einschlägige Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, verringert sich 
für diesen Zeitraum der Gehalt, sofern bis zu zwei Jahre an praktischer Erfahrung fehlen, um 5 %, 
ansonsten um 10 %. Verfügt er über mehr als die erforderliche praktische Erfahrung, ist der 
Landesbedienstete unter sinngemäßer Anwendung des § 66 in die entsprechend höhere Gehaltsstufe der 
jeweiligen Gehaltsklasse einzustufen. 

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Vorschriften über die Anrechnung von 
Ausbildung und praktischer Erfahrung und deren wechselseitige Berücksichtigung (Abs. 1 zweiter Satz 
sowie Abs. 2 letzter Satz) festzulegen. 

(4) Bei einem Wechsel der Modellstellen gilt FolgendesModellstelle ist der Landesbedienstete wie 
folgt einzustufen: 

 a) bei einem Wechsel in eine höhere Gehaltsklasse erfolgt die Einstufung in jene Gehaltsstufe, 
deren Gehalt mindestens 5 % über dem bisherigen Gehalt liegt; 

 b) sofern der Bedienstete zumindest drei Jahre der bisherigen Modellstelle zugeordnet war und im 
Zuge des Wechsels eine oder mehrere Gehaltsklassen übersprungen werden, erfolgt die 
Einstufung in jene Gehaltsstufe, deren Gehalt mindestens 10 % über dem bisherigen Gehalt liegt; 
sofern dies für den Bediensteten günstiger ist, erfolgt bei einem Wechsel in eine 
Führungsfunktion die Einstufung in jene Gehaltsstufe, deren Gehalt mindestens um 5 % je 
übersprungener Gehaltsklasse über dem bisherigen Gehalt liegt; 

 c) erfolgt der Wechsel aufgrund einer Änderung der Modellstellen-Verordnung (§ 64 Abs. 4) und 
einer damit verbundenen neuen Zuordnung des Landesbediensteten nach § 64 Abs. 6, ist der 
Landesbedienstete in jene Gehaltsstufe einzustufen, die er in der bisherigen Gehaltsklasse 
erreicht hat. 

(53) Das Gehaltsschema umfasst 24 Gehaltsklassen. Die Gehaltsklasse 1 reicht bis zu einem 
Stellenwert von 15 Punkten. Jede Gehaltsklasse umfasst eine Spanne von 3 Punkten. Das Gehaltsschema 
mit dem Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe ist in der Anlage 1 dieses Gesetzes dargestellt 
(„Allgemeines Gehaltsschema neu“). 

(64) Ferialarbeitskräften kann ein bis zu 50 % niedrigerer Gehalt gewährt werden. Bei der 
Gewährung eines niedrigeren Gehaltes ist auf die Ausbildung und die Verwendung Bedacht zu nehmen. 

[…] 

§ 65 
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation 

Dem Landesbediensteten, der eine für die vorgesehene Verwendung besonders geeignete 
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt 
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewährt werden, die er erreicht hätte, wenn er 
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zurückgelegt hätte; eine entsprechende Zulage kann 
auch gewährt werden, wenn der Landesbedienstete eine sonstige für die vorgesehene Verwendung 
besondere Qualifikation nachweist. Die vorgesehene Verwendung bestimmt sich durch die jeweilige 
Modellfunktion. Die Zulage ist nach Maßgabe des Aufstiegs in eine höhere Gehaltsstufe oder eine höhere 
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Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erhöhungsbetrages einziehbar zu gestalten. Anstelle der 
Gewährung einer Zulage kann die Einstufung in eine höhere Gehaltsstufe erfolgen. 

[…] 

§ 69 
Rückstufungen 

(1) Rückstufung ist die Zuordnung des Landesbediensteten zu einer Modellstelle, die einer 
niedrigeren Gehaltsklasse als die bisherige Modellstelle zugeordnet ist. Davon ausgenommen ist eine 
entsprechende Änderung der Zuordnung im Anschluss an die Probezeit (§ 64 Abs. 7). 

(2) Eine Rückstufung kann vorgenommen werden, wenn 

 a) dies im Interesse einer wirtschaftlichen, zweckmäßigen und sparsamen Aufgabenerfüllung oder 
sonst im dienstlichen Interesse erforderlich ist, 

 b) die Verwendungsbeurteilung des Landesbediensteten auf seiner bisher bekleideten Stelle auf 
nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg lautet, 

 c) eine befristete Betrauung mit einer Stelle nicht verlängert wird, 

 d) ein auf Rückstufung um eine bestimmte Zahl von Gehaltsklassen lautendes Dienststraferkenntnis 
vorliegt, oder 

 e) der Landesbedienstete der Rückstufung zustimmt. 

(3) Die Rückstufung wird bei den Landesbeamten durch ein Dienstrechtsmandat gemäß § 9 
Dienstrechtsverfahrensgesetz verfügt. 

(4) Die Dienstbehörde hat im Ermittlungsverfahren über eine vom Landesbeamten gegen ein 
Dienstrechtsmandat erhobene Vorstellung ein Gutachten der Überprüfungskommission (§ 81b§ 82) 
einzuholen. 

(5) Wenn das Gutachten der Kommission ergibt, dass die vom Landesbediensteten geltend 
gemachten unsachlichen Gründe vorgelegen sind, kann die bekämpfte Maßnahme zwar aufrecht bleiben, 
dem Landesbediensteten gebührt aber jedenfalls jener Gehalt, den er beziehen würde, wenn die 
bekämpfte Maßnahme nicht gesetzt worden wäre. 

(6) Der Landesbedienstete ist bei der Rückstufung in jene Gehaltsstufe der neuen Gehaltsklasse 
einzustufen, in der er sich befinden würde, wenn er jene Zeit, die er in der höheren Gehaltsklasse 
verbracht hat, in der niedrigeren verbracht hätte. 

(7) Im Falle einer ohne Zustimmung erfolgten (Abs. 2 lit. e) Rückstufung um mehr als eine 
Gehaltsklasse ist dem Landesbediensteten eine Ergänzungszulage zu jenem Gehalt zu gewähren, auf den 
er in seiner neuen Gehaltsklasse Anspruch hat. Die Ergänzungszulage beträgt bei einer Rückstufung um 

 a) vier Gehaltsklassen im ersten Jahr der Rückstufung 75 v.H., im zweiten Jahr 50 v.H. sowie im 
dritten Jahr 25 v.H., 

 b) drei Gehaltsklassen im ersten Jahr 66,66 v.H. und im zweiten Jahr 33,33 v.H., 

 c) zwei Gehaltsklassen im ersten Jahr 50 v.H. 

des Unterschiedes zwischen dem bisherigen Gehalt und jenem Gehalt, auf das der Landesbedienstete in 
seiner neuen Gehaltsklasse Anspruch hat. Ist eine Rückstufung um mehr als vier Gehaltsklassen erfolgt, 
ist dem Landesbediensteten zudem eine Ergänzungszulage auf jenen Gehalt zu gewähren, auf den er 
Anspruch hätte, wenn er lediglich vier Gehaltsklassen rückgestuft worden wäre. 

(8) Allfällige Ergänzungszulagen gemäß Abs. 7 vermindern sich um den Betrag, um den der Gehalt 
des Landesbediensteten im Zuge des Erfahrungsanstiegs oder des Aufstiegs in eine höhere Gehaltsklasse 
erhöht wird. In die Ergänzungszulagen sind weiters Geldleistungen einzurechnen, die der 
Landesbedienstete aus einer gesetzlichen Kranken- und Unfallversicherung bezieht. 

(9) Wenn die Rückstufung im besonderen dienstlichen Interesse erfolgte, ist der Landesbedienstete 
mittels Ergänzungszulagen so zu stellen, als ob die Rückstufung nicht stattgefunden hätte. Eine 
Rückstufung im besonderen dienstlichen Interesse liegt beispielsweise vor, wenn die neue Stelle des 
Landesbediensteten dringend zu besetzen war und für ihre Besetzung keine anderen geeigneten 
Landesbediensteten zur Verfügung standen. 

[…] 

§ 76 
Nebenbezüge 

(1) Der Landesbedienstete hat Anspruch auf folgende Nebenbezüge: 
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 a) Überstundenvergütung, soweit angeordnet wurde, dass die Abgeltung für Überstunden durch 
Überstundenvergütung erfolgt; 

 b) Mehrstundenvergütung, soweit angeordnet wurde, dass die Abgeltung für Mehrstunden durch 
Mehrstundenvergütung erfolgt; 

 c) Nachtdienstzulage für Dienstleistungen, die im Rahmen eines Dienstplanes in der Zeit zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr zu leisten sind; 

 d) Bereitschaftszulage für die Leistung von Bereitschaftsdienst; 

 e) Sonn- und Feiertagszulage für Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen, die im Rahmen eines 
Dienstplanes zu leisten sind; 

 f) Fahrtkostenvergütung als Ersatz für die Fahrtauslagen zwischen Wohnung und Dienststelle, 
wenn die Wegstrecke in einer Richtung mehr als zwei Kilometer beträgt. Bei Berechnung der 
Fahrtkostenvergütung sind die Tarife für öffentliche Verkehrsmittel zugrunde zu legen; die 
Fahrtkostenvergütung darf die Kosten einer Jahreskarte des Verkehrsverbundes Vorarlberg 
jedoch nicht übersteigen; 

 g) Entschädigung für Nebentätigkeiten; 

 h) Belohnungen in Höhe von zwei Monatsbezügen aus Anlass seines 25-jährigen, 30-jährigen und 
40-jährigen Dienstjubiläums. Scheidet der Landesbedienstete nach Vollendung des 35., aber vor 
Vollendung des 40. Dienstjahres aus dem Dienststand aus, so ist die einmalige Belohnung, die 
anlässlich der Vollendung des 40. Dienstjahres gewährt wird, ihm – im Falle seines Todes seinen 
Hinterbliebenen, die einen Anspruch auf Versorgungsgenuss haben, – schon beim Ausscheiden 
aus dem Dienststand auszuzahlen; 

 i) Entschädigung für Referententätigkeit, wenn die Tätigkeit nicht Bestandteil der dienstlichen 
Aufgaben ist; 

 j) einmalige Belohnungen für außergewöhnliche Arbeitsleistungen; 

 k) Schmutzzulagen für Arbeiten, die mit einer besonderen Verschmutzung verbunden sind; 

 l) Erschwerniszulagen für Arbeiten, die mit besonderen körperlichen Anstrengungen oder sonstigen 
besonderen Erschwernissen verbunden sind; 

 m) Gefahrenzulagen für Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für Gesundheit und Leben 
verbunden sind; 

 n) Entschädigungen für besondere Aufwendungen, die für die Wahrnehmung der dienstlichen 
Aufgaben des Landesbediensteten unbedingt erforderlich sind oder sonst im dienstlichen 
Interesse gelegen sind. 

(2) Nebenbezüge gemäß Abs. 1 lit. k, l, m und n gebühren nur dann, wenn diese besonderen 
Umstände nicht bereits in der Stellenbewertung berücksichtigt wurden. 

(3) Das Nähere über die Nebenbezüge, insbesondere über Voraussetzungen und Ausmaß derselben, 
ist von der Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 durch 
Verordnung zu regeln. 

(4) Macht die Anwendung des § 52 eine Änderung der Verwendung erforderlich, so hat die 
Landesbedienstete Anspruch auf Nebenbezüge in jenem Ausmaß, das dem Durchschnitt der Nebenbezüge 
während der letzten 13 Wochen vor der Änderung der Verwendung entspricht. Überstundenvergütungen 
haben dabei außer Ansatz zu bleiben. 

[…] 

§ 81b§ 82 
Überprüfungskommission 

(1) Die Überprüfungskommission erstattet Gutachten 

 a) darüber, ob die Voraussetzungen für eine Rückstufung gemäß § 69 Abs. 2 lit. a vorliegen, 

 b) darüber, ob eine Rückstufung gemäß § 69 Abs. 2 lit. a aus unsachlichen Motiven erfolgt ist oder 
eine Rückstufung nach § 69 Abs. 2 lit. c deshalb erfolgt ist, weil eine befristete Betrauung mit 
einer Stelle aus unsachlichen Motiven nicht verlängert wurde, 

 c) darüber, ob ein Landesbediensteter entgegen der Bestimmung des § 64 Abs. 6 nicht einer seiner 
Verwendung entsprechenden Modellstelle zugeordnet wurde, 

 d) im Rahmen der Überprüfung einer Verwendungsbeurteilung (§ 13) sowie 

 e) darüber, ob ein Landesbediensteter durch den Dienstgeber als Reaktion auf eine Meldung nach § 
38a benachteiligt wurde. 

Im Falle einer Rückstufung um nur eine Gehaltsklasse sind nur Gutachten nach lit. b zu erstatten. 
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(2) Der Landesbedienstete kann ein Gutachten der Überprüfungskommission nach Abs. 1 
beantragen. Anträge auf Gutachten nach lit. a und b sind innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe 
der Rückstufung zu stellen. Die Überprüfungskommission erstattet über Ersuchen des Dienstgebers 
Gutachten nach Abs. 1 lit. a bis c. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 lit. c und e hat der Dienstgeber dem Landesbediensteten mitzuteilen, ob 
dem Gutachten der Überprüfungskommission gefolgt wird oder nicht. In den Fällen des Abs. 1 lit. a, b 
und e hat die Dienstbehörde bei den Landesbeamten nach dem Vorliegen des Gutachtens der 
Überprüfungskommission einen Bescheid zu erlassen. 

(4) Die Überprüfungskommission besteht aus einer mit Organisationsfragen vertrauten Person als 
Vorsitzendem sowie vier weiteren Personen. Die Kommission kann eine Person mit der Berichterstattung 
betrauen. Diese Person muss der Kommission nicht angehören. 

(5) Die Mitglieder der Überprüfungskommission sind von der Landesregierung auf die Dauer von 
fünf Jahren zu bestellen. Für jedes Mitglied ist von der Landesregierung ein Ersatzmitglied zu bestellen. 
Die Personalvertretung ist vor der Bestellung zu hören, wobei dieser eine Frist von vier Wochen zur 
Erstattung einer Stellungnahme einzuräumen ist. 

(6) Die Überprüfungskommission kann zu ihren Beratungen Auskunftspersonen oder Experten 
beiziehen oder sonstige Erhebungen tätigen. Sie hat das Recht, in alle für die Einstufung und 
Verwendungsbeurteilung von Landesbediensteten maßgeblichen Akten Einsicht zu nehmen. Die von 
Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 betroffenen Landesbediensteten, die Personalabteilung des Amtes der 
Landesregierung sowie die Personalvertretung der Landesbediensteten sind zu hören. Der 
Personalvertretung der Landesbediensteten ist zur zweckentsprechenden Wahrnehmung ihres 
Anhörungsrechtes Akteneinsicht zu gewähren. 

(7) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Überprüfungskommission unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit (§ 22). Hinsichtlich der Befangenheit gelten die Bestimmungen des § 7 AVG. Die 
Überprüfungskommission fasst ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. 

(8) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Überprüfungskommission sind in Ausübung ihrer 
Funktion an keine Weisungen gebunden. Die Überprüfungskommission muss die Landesregierung auf 
Verlangen über alle Gegenstände ihrer Geschäftsführung informieren. Die Landesregierung kann ein 
Mitglied oder Ersatzmitglied aus wichtigem Grund abberufen, insbesondere wenn es seine Funktion nicht 
mehr ausüben kann. Das abberufene Mitglied oder Ersatzmitglied ist für den Rest der Funktionsdauer 
durch ein neues zu ersetzen. 

2. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Sonderbestimmungen für 
Landesbedienstete in Krankenanstalten 

§ 82§ 82a 
Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen 

des 1. Unterabschnittes 

(1) Für Landesbedienstete, die in Krankenanstalten oder in Einrichtungen, die der Ausbildung von 
Personal für die Gesundheits- und Krankenpflege dienen, tätig sind, richtet sich der Anspruch auf 
Dienstbezüge nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes. 

(2) Folgende Bestimmungen des 1. Unterabschnittes sind sinngemäß anzuwenden: 
§ 57 –  Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 
§ 58 –  Übergang von Schadenersatzansprüchen – 
§ 59 –  Ersatz von Übergenüssen – 
§ 60 –  Verjährung – 
§ 61 –  Verzicht auf Ersatzforderungen – 
§ 62 – Dienstbezüge –  

mit der Maßgabe, dass Ärztehonorare gemäß § 86 des Spitalgesetzes nicht zu den 
Dienstbezügen zählen und der Ergänzung, dass dem Landesbediensteten als Bestandteil des 
Monatsbezuges eine allfällige Zulage zur Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer 
Qualifikation gemäß § 82b sowie eine allgemeine Verwendungszulage zum Gehalt in Höhe 
von 8 % des Gehaltes eines Landesbediensteten der Gehaltsklasse 11, Gehaltsstufe 6 des 
„Gehaltsschemas für Krankenanstalten“ gebührt; sofern Anspruch auf eine Zulage nach § 76 
Abs. 1 lit. k bis m besteht, verringert sich die Höhe der allgemeinen Verwendungszulage um 
sechs Siebtel der Zulage nach § 76 Abs. 1 lit. k bis m. 

§ 63 –  Gehalt –  
mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist, der Abweichung zu 
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Abs. 2, dass der zweite Satz nicht anzuwenden ist, der Abweichung, dass Abs. 3 nicht 
anzuwenden ist sowie der Abweichung zu Abs. 5Abs. 3, dass das Gehaltsschema 29 
Gehaltsklassen umfasst und in Anlage 4 dieses Gesetzes dargestellt ist („Gehaltsschema für 
Krankenanstalten“). 

§ 64 –  Modellstellen –  
mit der Abweichung zu Abs. 1, dass sämtliche Aufgabenbereiche der Krankenanstalten und 
Einrichtungen, die der Ausbildung von Personal für die Gesundheits- und Krankenpflege 
dienen, als Modellfunktionen festzulegen sind, der Abweichung zu Abs. 2, dass für die 
Festlegung der Modellstellen die in der Anlage 5 dieses Gesetzes angeführten 
Anforderungsarten heranzuziehen sind, der Abweichung zu Abs. 3, dass die Textbausteine 
samt Anforderungsgrad in der Anlage 6 dieses Gesetzes dargestellt sind, sowie der 
Abweichung zu Abs. 4 bzw. Abs. 5, dass die „Modellstellen-Verordnung“ als „Modellstellen-
Verordnung für Krankenanstalten“ bzw. der „Einreihungsplan“ als „Einreihungsplan für 
Krankenanstalten“ zu bezeichnen ist. 

§ 65 –  Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderen Qualifikation –  
§ 66 – Erfahrungsanstieg –  

mit Ausnahme des Abs. 1 letzter Satz. 
§ 69 –  Rückstufung – mit Ausnahme des Abs. 2 lit. d. 
§ 70 –  Sonderzahlung – 
§ 73 – Zulage für außergewöhnliche Belastungen – 
§ 74 –  Kinderzulage – 
§ 76 –  Nebenbezüge – 
§ 77 –  Reisegebühren – 
§ 78 –  Sachleistungen – 
§ 79 –  Bezugsvorschuss – 
§ 80 –  Aushilfen, Unterhaltsbeiträge – 
§ 81 –  Dienstverhältnisse mit Sonderregelungen – 
§ 81a –  Pensionskassenvorsorge – mit der Maßgabe, dass abweichend von Abs. 1 lit. b eine 

Vereinbarung im Sinne des § 3 BPG mit dem Betriebsrat der Krankenanstalten abzuschließen 
ist. 

§ 81b –  Überprüfungskommission – 
mit der Maßgabe, dass abweichend von den Abs. 4, 5, 7 und 8 die Aufgaben der 
Überprüfungskommission von der Dienstbeurteilungskommission nach § 121 i.V.m. § 18 des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 wahrgenommen werden; Abs. 6 gilt mit der Maßgabe, dass 
an Stelle der Personalvertretung der Betriebsrat der Krankenanstalt, dem der jeweilige 
Bedienstete angehört, zu hören und diesem Akteneinsicht zu gewähren ist. 

§ 82 –  Überprüfungskommission – 
mit der Maßgabe, dass abweichend von den Abs. 4, 5, 7 und 8 die Aufgaben der 
Überprüfungskommission von der Dienstbeurteilungskommission nach § 121 i.V.m. § 18 des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 wahrgenommen werden; Abs. 6 gilt mit der Maßgabe, dass 
an Stelle der Personalvertretung der Betriebsrat der Krankenanstalt, dem der jeweilige 
Bedienstete angehört, zu hören und diesem Akteneinsicht zu gewähren ist. 

§ 82a§ 82b 
Ärzte in Ausbildung 

(1) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 63 und 66 Abs. 1 erster Satz, bestimmt sich der 
Gehalt für Ärzte in Ausbildung nach dem in Anlage 7 dieses Gesetzes dargestellten Gehaltsschema 
(„Gehaltsschema für Ausbildungsärzte“). Ärzte in Ausbildung rücken bis zur Gehaltsstufe sechs nach 
jeweils einem Jahr und danach nach jeweils zwei Jahren in die nächsthöhere Gehaltsstufe vor. 

(2 ) Ärzte, die nach Abschluss ihrer Ausbildung einer anderen Modellstelle zugeordnet werden und 
dabei in eine höhere Gehaltsklasse wechseln, sind in jene Gehaltsstufe einzustufen, deren Gehalt 
mindestens 5 % über dem bisherigen Gehalt liegt. 

§ 82b 
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation 

Dem Landesbediensteten, der eine für die vorgesehene Verwendung besonders geeignete 
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt 
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewährt werden, die er erreicht hätte, wenn er 
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zurückgelegt hätte; eine entsprechende Zulage kann 
auch gewährt werden, wenn der Landesbedienstete eine sonstige für die vorgesehene Verwendung 
besondere Qualifikation nachweist. Die vorgesehene Verwendung bestimmt sich durch die jeweilige 



  

13 

Modellfunktion. Die Zulage ist nach Maßgabe des Aufstiegs in eine höhere Gehaltsstufe oder eine höhere 
Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erhöhungsbetrages einziehbar zu gestalten. Anstelle der 
Gewährung einer Zulage kann die Einstufung in eine höhere Gehaltsstufe erfolgen. 

5. Abschnitt 
Dienstbezüge im „Gehaltssystem alt“ 

§ 82c*) 
Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen des 4. Abschnittes 

(1) Für Landesbedienstete, auf deren Dienstverhältnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Jänner 2020 
anzuwenden war, die nicht in Krankenanstalten oder in Einrichtungen, die der Ausbildung von Personal 
für die Gesundheits- und Krankenpflege dienen, tätig sind, und die keine Erklärung nach § 111d 
abgegeben haben, wonach sich ihr Anspruch auf Dienstbezüge nach dem 4. Abschnitt des ersten 
Hauptstückes dieses Gesetzes bestimmen soll, richtet sich der Anspruch auf Dienstbezüge nach den 
Bestimmungen dieses Abschnittes. 

(2) Folgende Bestimmungen des 4. Abschnittes sind sinngemäß anzuwenden: 
§ 57 –  Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 
§ 58 –  Übergang von Schadenersatzansprüchen – 
§ 59 –  Ersatz von Übergenüssen – 
§ 60 –  Verjährung – 
§ 61 –  Verzicht auf Ersatzforderungen – 
§ 69 –  Rückstufung –  

mit der Abweichung zu Abs. 1, dass als Rückstufung gilt: die Einstufung des 
Landesbediensteten in eine niedrigere Gehaltsklasse aufgrund der Betrauung mit einer Stelle, 
die in eine niedrigere Gehaltsklasse eingereiht ist oder aufgrund der Betrauung mit zwei oder 
mehr Stellen, wenn die Bewertung aller Aufgaben in sinngemäßer Anwendung des § 82f die 
Einstufung des Landesbediensteten in die niedrigere Gehaltsklasse ergibt; davon 
ausgenommen ist die Probezeit gemäß § 82j Abs. 3. 

§ 70 –  Sonderzahlung – 
§ 72 –  Stellvertreterzulage – 
§ 73 –  Zulage für außergewöhnliche Belastungen – 
§ 74 –  Kinderzulage – 
§ 76 –  Nebenbezüge – 
§ 77 –  Reisegebühren – 
§ 78 –  Sachleistungen – 
§ 79 –  Bezugsvorschuss – 
§ 80 –  Aushilfen, Unterhaltsbeiträge – 
§ 81 –  Dienstverhältnisse mit Sonderregelungen – 
§ 81a –  Pensionskassenvorsorge –  
§ 81b –  Überprüfungskommission –  

mit der Abweichung zu Abs. 1, dass Abs. 1 lit. c nicht anzuwenden ist und die 
Überprüfungskommission auch ein Gutachten darüber erstattet, ob die Stelle, die ein 
Landesbediensteter bekleidet, nach Maßgabe der §§ 127 Abs. 3 iVm 82f Abs. 1 unrichtig 
bewertet oder in eine unrichtige Gehaltsklasse eingereiht ist sowie darüber, ob ein 
Landesbediensteter in Anwendung des § 82e Abs. 2 zweiter Satz in eine unrichtige 
Gehaltsklasse eingestuft wurde; weiters mit der Abweichung zu Abs. 2, dass die 
Überprüfungskommission in diesen Fällen auch über Ersuchen des Dienstgebers ein Gutachten 
erstattet; schließlich mit der Abweichung zu Abs. 3, dass der Dienstgeber in diesen Fällen dem 
Landesbediensteten mitzuteilen hat, ob dem Gutachten der Überprüfungskommission gefolgt 
wird oder nicht; im zweitgenannten Fall hat die Dienstbehörde bei den Landesbeamten nach 
dem Vorliegen des Gutachtens der Überprüfungskommission einen Bescheid zu erlassen. 

§ 82 –  Überprüfungskommission –  
mit der Abweichung zu Abs. 1, dass Abs. 1 lit. c nicht anzuwenden ist und die 
Überprüfungskommission auch ein Gutachten darüber erstattet, ob die Stelle, die ein 
Landesbediensteter bekleidet, nach Maßgabe der §§ 127 Abs. 3 iVm 82f Abs. 1 unrichtig 
bewertet oder in eine unrichtige Gehaltsklasse eingereiht ist sowie darüber, ob ein 
Landesbediensteter in Anwendung des § 82e Abs. 2 zweiter Satz in eine unrichtige 
Gehaltsklasse eingestuft wurde; weiters mit der Abweichung zu Abs. 2, dass die 
Überprüfungskommission in diesen Fällen auch über Ersuchen des Dienstgebers ein Gutachten 
erstattet; schließlich mit der Abweichung zu Abs. 3, dass der Dienstgeber in diesen Fällen dem 
Landesbediensteten mitzuteilen hat, ob dem Gutachten der Überprüfungskommission gefolgt 
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wird oder nicht; im zweitgenannten Fall hat die Dienstbehörde bei den Landesbeamten nach 
dem Vorliegen des Gutachtens der Überprüfungskommission einen Bescheid zu erlassen. 

[…] 

II. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen für Landesangestellte 

[…] 

§ 87c 
Altersteilzeit 

(1) Mit dem Landesangestellten kann auf Antrag für längstens fünf Jahre eine Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit um 40 % bis 60 % mit Entgeltausgleich vereinbart werden (Altersteilzeit), wenn 

 a) der Landesangestellte mit der beabsichtigten Beendigung der Altersteilzeit, spätestens jedoch 
nach fünf Jahren ab dem Beginn der Altersteilzeit, das Regelpensionsalter vollendet, 

 b) der Landesangestellte die Voraussetzung nach § 27 Abs. 2 Z. 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG) erfüllt, 

 c) die regelmäßige Arbeitszeit des Landesangestellten in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Beginn der Altersteilzeit einer Vollbeschäftigung entsprochen hat oder um nicht mehr als 40 % 
herabgesetzt war, 

 d) der Dienstgeber Anspruch auf Altersteilzeitgeld gemäß § 27 AlVG oder Teilpension 
gemäß § 27a AlVG hat und 

 e) keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

(2) Die Vereinbarung nach Abs. 1 hat zu enthalten: 

 a) den Beginn, die Dauer, die zeitliche Verteilung und das Ausmaß der Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit, 

 b) die Verpflichtung des Dienstgebers, die Sozialversicherungsbeiträge für den Landesangestellten 
entsprechend der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der regelmäßigen Arbeitszeit zu 
entrichten; dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, der sich aus dem 
Unterschied der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit ergibt, und 

 c) die einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses mit der Beendigung der Altersteilzeit 
sowie deren Unwirksamkeit im Fall des vorzeitigen Endes der Altersteilzeit. 

(3) Der Entgeltausgleich gebührt, bis zur monatlichen Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG, 
in der Höhe von 50 v.H. des Unterschiedsbetrages zwischen dem in den letzten zwölf vollen 
KalendermonatenMonaten vor dem Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Entgelt 
(Oberwert) und dem Entgelt, das im gleichen Zeitraum bei herabgesetzter Arbeitszeit gebührt hätte 
(Unterwert)der herabgesetzten regelmäßigen Arbeitszeit entsprechenden Entgelt. Anpassungen oder 
sonstige Erhöhungen der Bezüge sind sinngemäß zu berücksichtigen. Der Entgeltausgleich ist bei der 
Bemessung der Sonderzahlungen dem Monatsbezug zuzurechnen. Nähere Vorgaben zur Berechnung von 
Entgelt und Entgeltausgleich hat die Landesregierung durch Verordnung zu treffen. 

(4) Ein Antrag nach Abs. 1 ist spätestens sechs Monate vor der angestrebten Wirksamkeit zu stellen 
und hat den gewünschten Beginn, die Dauer, die zeitliche Verteilung und das Ausmaß der Herabsetzung 
der regelmäßigen Arbeitszeit zu enthalten. Sofern keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, kann von 
der Einhaltung der Frist zur Antragstellung abgesehen werden. 

(5) Die Altersteilzeit kann vom Dienstgeber vorzeitig beendet werden, wenn kein Anspruch mehr 
auf Altersteilzeitgeld gemäß § 27 AlVG oder Teilpension gemäß § 27a AlVG besteht. 

§ 88 

Auflösung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis der Landesangestellten wird aufgelöst durch 

 a) den Austritt, 

 b) die Entlassung sowie die Auflösung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung (§ 90), 

 c) Zeitablauf, 

 d) Kündigung, 

 e) einvernehmliche Auflösung,. 

 f) den Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches. 
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(2) Wenn das Dienstverhältnis aufgelöst wird, ist dem Landesangestellten auf Verlangen ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer seiner Dienstleistung auszustellen. 

[…] 

§ 90 
Entlassung aus dem Dienstverhältnis, 

Auflösung des Dienstverhältnisses aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung 

(1) Der Dienstgeber ist zur Entlassung des Landesangestellten, d. h. zur Auflösung seines 
Dienstverhältnisses vor Ablauf der Zeit, für die es begründet wurde, oder ohne Einhaltung der 
Kündigungsfrist, bei Vorliegen wichtiger Gründe berechtigt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 

 a) wenn sich nachträglich herausstellt, dass der Landesangestellte die Aufnahme in das 
Dienstverhältnis durch unwahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Verschweigen von 
Umständen erschlichen hat, die seine Aufnahme nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
anderer Vorschriften ausgeschlossen hätten; 

 b) wenn sich der Landesangestellte einer besonders schweren Verletzung der Dienstpflichten oder 
einer Handlung oder einer Unterlassung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Dienstgebers 
unwürdig erscheinen lässt, insbesondere wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche 
Ehrverletzungen gegen Vorgesetzte oder Mitarbeiter zu Schulden kommen lässt oder wenn er 
sich in seiner dienstlichen Tätigkeit oder im Zusammenhang damit von dritten Personen Vorteile 
zuwenden lässt; 

 c) wenn der Landesangestellte seinen Dienst in wesentlichen Belangen erheblich vernachlässigt 
oder ohne wichtigen Hinderungsgrund während einer den Umständen nach erheblichen Zeit die 
Dienstleistung unterlässt; 

 d) wenn der Landesangestellte sich weigert, seine Dienstverrichtungen ordnungsgemäß zu versehen 
oder sich dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten zu fügen; 

 e) wenn der Landesangestellte eine Nebenbeschäftigung betreibt, die dem Anstand widerstreitet 
oder die ihn an der vollständigen oder genauen Erfüllung seiner Dienstpflichten hindert, und er 
diese Beschäftigung trotz Aufforderung nicht aufgibt. 

(2) Eine Entlassung ist rechtsunwirksam, wenn erwiesen ist oder die Umstände eindeutig erkennen 
lassen, dass sie hauptsächlich deshalb erfolgt ist, weil der Landesangestellte einer bestimmten rechtlich 
zulässigen Organisation religiöser, politischer oder anderer Art angehört oder nicht angehört, eine 
rechtlich zulässige Tätigkeit als Amtsträger oder politischer Mandatar ausübt oder gesetzliche oder 
vertragliche Rechte geltend gemacht hat. 

(3) Mit der Zustellung des Entlassungsschreibens gilt das Dienstverhältnis als aufgelöst. Im Falle 
eines Amtsverlustes gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches gilt das Dienstverhältnis mit der Zustellung 
des strafgerichtlichen Urteiles als im Sinne einer Entlassung aufgelöst. 

(4) Ist gegen den Landesangestellten ein strafgerichtliches Urteil im Sinne des § 27 des 
Strafgesetzbuches oder des § 3k des Verbotsgesetzes 1947 ergangen, gilt das Dienstverhältnis mit dem 
Zeitpunkt der Rechtskraft des Urteils als im Sinne einer Entlassung aufgelöst. 

[…] 

§ 93 
Kündigung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Landesangestellten kann sowohl von ihm als auch vom Dienstgeber 
durch schriftliche Kündigung aufgelöst werden. 

(2) Die Kündigung wird, wenn das Dienstverhältnis noch nicht einen Monat gedauert hat, sofort, in 
den übrigen Fällen zum Ende des Kalendermonats, in dem die Kündigungsfrist abläuft, wirksam. 

(3) Die Kündigungsfrist beträgt 
nach einmonatiger Dienstzeit einen Monat, 
nach einjährigerzweijähriger Dienstzeit dreizwei Monate, 
nach fünfjähriger Dienstzeit drei Monate, 
nach zehnjähriger Dienstzeit vier Monate, 
nach fünfzehnjähriger Dienstzeit fünf Monate. 

(4) Auf Antrag des Landesangestellten kann die Kündigungsfrist ganz oder teilweise nachgesehen 
werden, wenn hiedurch keine dienstlichen Nachteile entstehen. 

(5) Wenn die Kündigung durch den Dienstgeber erfolgte oder im Falle einer einvernehmlichen 
Auflösung des Dienstverhältnisses sind dem Landesangestellten auf sein Verlangen wöchentlich bis zu 
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acht Arbeitsstunden ohne Schmälerung seiner Bezüge zur Suche nach einer neuen Arbeitsstelle 
freizugeben. 

§ 94 
Kündigungsschutz 

(1) Nach mindestens fünfjähriger ununterbrochener Dienstzeit beim Land kann das Dienstverhältnis 
durch den Dienstgeber nur mehr mit Angabe des Grundes gekündigt werden. Ein Grund, der den 
Dienstgeber insbesondere zur Kündigung berechtigt, liegt vor: 

 a) aufgrund eines ärztlichen Gutachtens festgestellter Mangel der körperlichen oder geistigen 
Eignung; 

 b) nicht aufgewiesener Arbeitserfolg im Sinne einer Verwendungsbeurteilung gemäß § 13 Abs. 1 
lit. c; 

 c) gröblich pflichtwidriges dienstliches oder außerdienstliches Verhalten; 

 d) Vollendung des 65. Lebensjahres; 

 e) Bedarfsmangel, der voraussichtlich länger als ein Jahr dauert, sofern der Landesangestellte nicht 
bereits das 50. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Eine Kündigung ist rechtsunwirksam, wenn erwiesen ist oder die Umstände eindeutig erkennen 
lassen, dass sie hauptsächlich deshalb erfolgt ist, weil der Landesangestellte einer bestimmten rechtlich 
zulässigen Organisation religiöser, politischer oder anderer Art angehört oder nicht angehört, eine 
rechtlich zulässige Tätigkeit als Amtsträger oder politischer Mandatar ausübt oder gesetzliche oder 
vertragliche Rechte geltend gemacht hat. 

(3) Vom Zeitpunkt der Zustellung des besonderen Einberufungsbefehles oder der allgemeinen 
Bekanntmachung der Einberufung bis zum Ablauf eines Monats nach Beendigung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes kann das Dienstverhältnis eines Landesangestellten rechtswirksam nicht gekündigt 
werden. Dauert der Präsenz- oder Ausbildungsdienst weniger als zwei Monate, so tritt an die Stelle der 
Frist von einem Monat eine solche in der Dauer der Hälfte des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes. Der 
Landesangestellte hat jedoch keinen Anspruch auf Kündigungsschutz, wenn er der im § 15 
vorgeschriebenen Meldepflicht nicht rechtzeitig nachgekommen ist. Der Lauf von Kündigungsfristen bei 
Kündigungen durch den Dienstgeber wird durch den Präsenz- oder Ausbildungsdienst gehemmt. Die 
Hemmung beginnt mit dem Tag des Antrittes des Präsenz- oder Ausbildungsdienstes und endet mit dem 
Tag der Entlassung aus dem Präsenz- oder Ausbildungsdienst. Diese Bestimmungen gelten für den 
Zivildienst sinngemäß. 

(4) Weibliche Landesangestellte können während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier 
Monaten nach der Niederkunft rechtswirksam nicht gekündigt werden, es sei denn, dass dem Dienstgeber 
die Schwangerschaft bzw. die Niederkunft nicht bekannt ist. Eine Kündigung ist auch rechtsunwirksam, 
wenn die Tatsache der Schwangerschaft bzw. Niederkunft binnen fünf Arbeitstagen nach Zustellung der 
Kündigung dem Dienstgeber bekannt gegeben wird. Wendet die Landesangestellte die Tatsache ihrer 
Schwangerschaft bzw. Niederkunft während der vorstehenden Frist ein, so hat sie gleichzeitig durch eine 
Bestätigung des Arztes die Schwangerschaft oder die Vermutung der Schwangerschaft nachzuweisen 
oder die Geburtsurkunde des Kindes vorzulegen. Kann die Landesangestellte aus Gründen, die nicht von 
ihr zu vertreten sind, die Fünftagefrist nicht einhalten, so gilt die Bekanntgabe als rechtzeitig erstattet, 
wenn sie unmittelbar nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. 

(5) Ein Landesangestellter, welcher eine Frühkarenz nach § 43, eine Elternkarenz nach den §§ 44 bis 
47 oder einer Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes nach § 49 in Anspruch nimmt, darf nicht 
gekündigt werden. Der Kündigungsschutz beginnt mit Antragstellung, jeweils jedoch frühestens vier 
Monate vor dem Antritt, und endet vier Wochen nach dem Ende der Karenz, des jeweiligen Karenzteiles 
oder der Teilzeitbeschäftigung. Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung endet der Kündigungsschutz 
jedenfalls vier Wochen nach dem Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes. 

(6) Der Landesbedienstete darf ab Stellung eines Antrages auf Gewährung einer 
Familienhospizkarenz gemäß § 42a oder einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem 
Rehabilitationsaufenthalt gemäß § 42d bis zum Ablauf von vier Wochen nach deren Ende rechtswirksam 
nicht gekündigt werden. 

§ 95 
Abfertigung 

Der 1. Teil des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes (BMSVG) ist mit 
folgenden Abweichungen anzuwenden: 
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 a) monatliches Entgelt im Sinne des § 6 Abs. 1 bis 4 BMSVG sind die Monatsbezüge gemäß § 62 
Abs. 2, §§ 82 iVm 62 Abs. 2§§ 82a iVm 62 Abs. 2 sowie § 82d Abs. 2 

 b) abweichend von § 6 Abs. 4 BMSVG ist für die Dauer einer Familienhospizkarenz nach § 42a 
Abs. 1 lit. b, einer Pflegeteilzeit nach § 42c, einer Bildungsteilzeit nach § 87a, einer 
Wiedereingliederungsteilzeit nach § 87b und einer Altersteilzeit nach § 87c als 
Bemessungsgrundlage für den Beitrag des Dienstgebers das monatliche Entgelt auf Grundlage 
der Arbeitszeit vor der Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes heranzuziehen, 

 c) anstelle des § 7 Abs. 5 BMSVG hat es zu lauten: „Der Landesangestellte hat für bezügefreie 
Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges Anspruch auf Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 
v.H. des Kinderbetreuungsgeldes gemäß KBGG.“, 

 d) anstelle des § 7 Abs. 6 und 6a BMSVG hat es zu lauten: „Der Landesangestellte hat für die 
Dauer einer Familienhospizkarenz nach § 42a Abs. 1 lit. c, einer Pflegekarenz nach § 42b und 
einer Frühkarenz nach § 43, Anspruch auf Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 v.H. der 
fiktiven Bemessungsgrundlage in der Höhe des Kinderbetreuungsgeldes gemäß „§ 5b Abs. 1 des 
Kinderbetreuungsgeldgesetzes sowie für die Dauer einer Bildungskarenz nach § 87a Anspruch 
auf Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 v.H. der Bemessungsgrundlage in Höhe des vom 
Landesangestellten bezogenen Weiterbildungsgeldes gemäß § 26 Abs. 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes.“, 

 e) im § 7 Abs. 7 BMSVG ist im ersten Satz der Verweis auf „Beiträge nach den Abs. 5, 6 und 6a“ 
als Verweis auf Beiträge nach lit. c und d nach dieser Bestimmung zu verstehen; anstelle des 
zweiten Satzes hat es zu lauten: „Bei einer Rückforderung von Kinderbetreuungsgeld nach dem 
KBGG sind für denselben Zeitraum auch die nach lit. c geleisteten Beiträge vom 
Landesangestellten zurückzufordern und an den Träger der Beitragskosten zu überweisen.“, 

 f) abweichend von § 9 Abs. 1 BMSVG hat die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse (BV-
Kasse) für Landesangestellte durch die Landesregierung nach Anhörung der Personalvertretung 
oder des Betriebsrates, der die Landesangestellten vertritt, zu erfolgen, 

 g) abweichend von § 14 Abs. 2 Z. 1 BMSVG ist die Kündigung während einer 
Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 42c, 49 und 53 ausgenommen, 

 h) abweichend von § 14 Abs. 2 Z. 2 und 3 BMSVG besteht kein Anspruch auf Auszahlung der 
Abfertigung bei verschuldeter Entlassung nach § 90 und bei einem Austritt, der nicht nach § 89 
berechtigt ist, 

 i) die §§ 1, 6 Abs. 5, 10 und 11 Abs. 4 BMSVG sind nicht anzuwenden. 

[…] 

V. Hauptstück 
Überführungsbestimmungen 

[…] 

§ 111c 
Überführung von Landesbediensteten in Krankenanstalten 

(Novelle LGBl.Nr. 35/2013) 

(1) Landesbedienstete, die eine Erklärung nach § 111b Abs. 1 abgegeben haben, sind ihrer 
Verwendung entsprechend unter Anwendung des §§ 82 Abs. 2 iVm 64 Abs. 7§§ 82a Abs. 2 iVm 64 
Abs. 7 der zutreffenden Modellstelle zuzuordnen. 

(2) In den Gehaltsklassen 1 bis 15 richtet sich die Einstufung in die Gehaltsstufe nach der 
Verwendungsgruppe, der der Landesbedienstete nach dem Landesbedienstetengesetz 1988 zugeordnet 
war. Die Einstufung erfolgt in jene Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn der Landesbedienstete 

 a) der Verwendungsgruppe e/E bis c/C seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 18. Lebensjahres, 

 b) der Verwendungsgruppe b/B seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 19. Lebensjahres, 

 c) der Verwendungsgruppe a/A seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 23. Lebensjahres 

der nach Abs. 1 zutreffenden Modellstelle zugeordnet gewesen wäre. Der bisherige Zeitpunkt der 
Vorrückung bleibt unverändert. 

(3) In den Gehaltsklassen 16 bis 29 sind die Landesbediensteten in jene Gehaltsstufe einzustufen, die 
sie erreicht hätten, wenn bereits zu Beginn des Dienstverhältnisses die Bestimmungen dieses Gesetzes zur 
Anwendung gekommen wären. Der bisherige Zeitpunkt der Vorrückung bleibt unverändert. 

(4) Landesbedienstete in handwerklicher Verwendung werden in die gleiche Gehaltsstufe wie in 
ihrer bisherigen Gehaltsgruppe eingestuft. Der bisherige Zeitpunkt der Vorrückung bleibt unverändert. 
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(5) Überstunden und Mehrstunden, die vor der Wirksamkeit der Erklärung angefallen sind und ein 
Ausmaß von 40 Stunden überschreiten, sind nach der Rechtslage vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der 
Erklärung abzugelten. 

(6) Die Übergangsbestimmungen betreffend die Abfertigung nach § 114, betreffend den 
Todesfallbeitrag nach § 115 sowie betreffend die Familienzulage nach § 119 Abs. 1 gelten sinngemäß. 

(7) Für jene Landesbediensteten, die bisher Urlaubsansprüche nach den Übergangsbestimmungen 
der §§ 142 Abs. 10 und 146 des Landesbedienstetengesetzes 1988 hatten, bleiben die genannten 
Bestimmungen weiterhin anwendbar. 

(8) Übergeführte Landesbedienstete sind der Vorarlberger Krankenhaus-Betriebsgesellschaft m.b.H. 
zur Dienstleistung zugewiesen. 

[…] 

VI. Hauptstück 
Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

[…] 

§ 132 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 35/2023 

(1) Die Änderungen der §§ 81a, 82a und 82c durch LGBl.Nr. 35/2023 treten rückwirkend am 1. 
Jänner 2003 in Kraft. 

(2) Die Informationen nach § 86a und § 97 in Verbindung mit § 12 des Landesbedienstetengesetzes 
1988 sind einem Landesbediensteten, dessen aufrechtes Dienstverhältnis vor dem 1. August 2022 
begründet wurde, nur auf sein Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Für Pflegeteilzeit, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine Änderung des 
Landesbedienstetengesetzes 2000, LGBl.Nr. 35/2023, in Anspruch genommen wurde, gilt der § 42c in 
der Fassung vor LGBl.Nr. 35/2023 weiter. 

(4) Für Teilzeitbeschäftigung anstelle der Karenz, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine 
Änderung des Landesbedienstetengesetzes 2000, LGBl.Nr. 35/2023, in Anspruch genommen wurde, 
gelten die §§ 49, 89 Abs. 2, 94 Abs. 4 und 5, 95 sowie 114 Abs. 3 in der Fassung vor LGBl.Nr. 35/2023 
weiter. 

§ 133 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

(1) Art. I des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und 
Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, tritt, soweit Abs. 2 nichts anderes bestimmt, 
am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) Die Änderung des § 87c durch LGBl.Nr. ../2024 tritt rückwirkend am 1. Jänner 2024 in Kraft. 

(3) Verordnungen auf der Grundlage des Art. I des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes 
der Landes- und Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, können bereits mit dem der 
Kundmachung der Novelle LGBl.Nr. ../2024 folgenden Tag erlassen werden, dürfen jedoch frühestens am 
1. Juli 2024 in Kraft treten.  

(4) Für Elternkarenz und aufgeschobene Karenz, die vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 in Anspruch 
genommen wurde, gelten die §§ 44, 45 und 47 in der Fassung vor LGBl.Nr. ../2024 weiter. 

(5) Sofern vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 bei der Anrechnung von Berufserfahrung oder einer 
besonderen Qualifikation gemäß § 65 in der Fassung vor LGBl.Nr. ../2024 anstatt einer Einstufung in die 
höhere Gehaltsstufe eine Zulage gewährt wurde, gebührt diese weiterhin. 
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Artikel II 

Gesetz  
über das Dienstrecht jener Landesbediensteten, für die nicht das 

Landesbedienstetengesetz 2000 gilt 
(Landesbedienstetengesetz 1988 – LBedG 1988) 

 

LGBl.Nr. 1/1988, 28/1991, 29/1993, 40/1993, 22/1994, 27/1994, 49/1995, 2/1997, 4/1997, 58/1997, 
64/1997, 5/1998, 25/1998, 19/1999, 49/2000, 14/2001, 58/2001, 21/2002, 52/2002, 26/2003, 17/2005, 
38/2007, 1/2008, 23/2009, 36/2009, 67/2010, 12/2011, 25/2011, 31/2012, 36/2013, 44/2013, 24/2015, 
50/2015, 35/2017, 37/2018, 66/2019, 19/2020, 24/2020, 91/2020, 50/2021, 83/2021, 4/2022, 42/2022, 
72/2022, 5/2023, 36/2023 

[…] 

II. HAUPTSTÜCK 
Landesbeamte 

1. Abschnitt 
Dienstverhältnis der Landesbeamten 

[…] 

§ 25 
Auflösung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Landesbeamten wird aufgelöst durch 

 a) den Tod, 

 b) den Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft bei Dienstposten, auf welche die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer gemäß Artikel 28 Absatz 4 des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum keine Anwendung findet, bei anderen Dienstposten nur dann, 
wenn der Landesbeamte nicht gleichzeitig Angehöriger eines Mitgliedstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist oder wird, 

 c) den Verlust der Angehörigkeit zu einem Mitgliedstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, sofern der Landesbeamte nicht gleichzeitig die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzt oder erwirbt oder Angehöriger eines anderen Mitgliedstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist oder wird, 

 d) den Austritt, 

 e) die Ausscheidung, 

 f) ein auf Entlassung lautendes Dienststraferkenntnis oder durch die Verurteilung im Ruhestand zu 
einer mehr als einjährigen Freiheitsstrafe durch ein inländisches Gericht wegen einer oder 
mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen; das Dienstverhältnis wird jedoch nicht 
aufgelöst, wenn das Gericht die Strafe bedingt nachsieht, es sei denn, dass die Nachsicht 
widerrufen wird, 

 g) den Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947. 

(2) Wenn das Dienstverhältnis aufgelöst wird, ist dem Landesbeamten auf Verlangen ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer seiner Dienstleistung auszustellen. 

(3) Mit der Auflösung des Dienstverhältnisses verliert der Landesbeamte für sich und seine 
Angehörigen alle mit dem Dienstverhältnis verbundenen Rechte, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

[…] 

2. Abschnitt 
Pflichten der Landesbeamten 

[…] 

§ 39 
Meldepflichten 

(1) Die Landesbeamten und ihre Hinterbliebenen haben alle für das Dienst-, Ruhestands- oder 
Versorgungsverhältnis bedeutsamen Umstände unverzüglich dem Dienstgeber schriftlich und 
wahrheitsgemäß anzuzeigen. Bedeutsame Umstände sind insbesondere die Verlegung des Wohnsitzes, 
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die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, der Zuwachs und das Ausscheiden 
versorgungsberechtigter Angehöriger, sowie bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, 
sobald ihnen diese bekannt ist. 

 a) die Verlegung des Wohnsitzes, 

 b) die Eheschließung oder die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, 

 c) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger, 

 d) bei weiblichen Landesbediensteten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist, sowie 

 e) der Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforderlichen behördlichen Berechtigung oder 
Befähigung. 

(2) Wird dem Landesbeamten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht einer von Amts 
wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der 
Dienststelle, im Amt der Landesregierung einer Abteilung oder Amtsstelle betrifft, der er angehört, so hat 
er dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden; § 36 Abs. 1 des Landesbedienstetengesetzes 2000 gilt 
sinngemäß. Diese Meldepflicht gilt nicht im Falle einer direkten Meldung an das Bundesamt zur 
Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung unter den Voraussetzungen des § 40 letzter Satz. 
Meldepflichten nach anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

(3) Ist eine Dienstverhinderung des Landesbeamten ganz oder teilweise auf das Einwirken Dritter 
zurückzuführen, so hat der Landesbeamte dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden. Auf Verlangen 
des Dienstgebers hat er sämtliche für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen erforderlichen Daten 
und Beweismittel bekannt zu geben. 

[…] 

3. Abschnitt 
Rechte der Landesbeamten 

§ 41 
Anwendung von Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 

In diesem Abschnitt sind folgende Bestimmungen des dritten Abschnittes des I. Hauptstückes und 
des VI. Hauptstückes des Landesbedienstetengesetzes 2000 sinngemäß anzuwenden: 

§ 40 – Erholungsurlaub – 

§ 40a – Pflegeurlaub – 

§ 41 – Sonderurlaub – 

§ 42 – Dienstfreistellung für Kuraufenthalt – 

§ 42a – Familienhospizkarenz – 

§ 42b – Pflegekarenz – 

§ 42c – Pflegeteilzeit – 

§ 42d – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt – 

§ 43 – Frühkarenz – 

§ 44 – Elternkarenz – 

§ 45 – Teilung der Elternkarenz – 

§ 46 – Karenz bei Verhinderung eines Elternteiles – 

§ 47 – Aufgeschobene Karenz – 

§ 47a – Beschäftigung während der Karenz – 

§ 48 – Anrechnung der Frühkarenz sowie der Karenz – 

§ 49 – Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes – 

§ 51 – Dienstfreistellung von weiblichen Landesbediensteten – 

§ 52 – Beschäftigungsbeschränkungen – 

§ 53 – Herabsetzung der Wochenarbeitszeit – 

§ 113 Abs. 1 und 2. 

[…] 
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5. Abschnitt 
Bezüge während des Dienststandes 

[…] 

§ 70 
Ruhebezugsbeitrag 

(1) Der Landesbeamte hat monatlich im Vorhinein einen Ruhebezugsbeitrag zu entrichten. 

(2) Der Ruhebezugsbeitrag beträgt für Landesbeamte 11,75 v.H. der Beitragsbemessungsgrundlage. 
Die Beitragsbemessungsgrundlage wird gebildet 

 a) aus dem Monatsbezug, ausgenommen Kinderzulagen, 

 b) aus den Nebenbezügen, welche den Anspruch auf eine Nebenbezügezulage begründen, sowie 

 c) in den Monaten ihrer Auszahlung aus den Teilen der Sonderzahlung, welche den in lit. a und b 
genannten Bezugsteilen entsprechen. 

(3) Für Landesbeamte der folgenden Geburtsjahrgänge gelten für den Ruhebezugsbeitrag – 
abweichend von Abs. 2 – folgende Prozentsätze: 

Geburtsjahrgänge 

Für Bezugsteile bis zur 
monatlichen 

Höchstbeitragsgrundlage nach 
§45 ASVG 

Für Bezugsteile über der 
monatlichen 

Höchstbeitragsgrundlage nach 
§45 ASVG 

1960 11,61 v.H. 10,98 v.H. 
1961 11,56 v.H. 10,63 v.H. 
1962 11,52 v.H. 10,27 v.H. 
1963 11,47 v.H. 9,92 v.H. 
1964 11,42 v.H. 9,57 v.H. 
1965 11,38 v.H. 9,21 v.H. 
1966 11,33 v.H. 8,86 v.H. 
1967 11,28 v.H. 8,50 v.H. 
1968 11,23 v.H. 8,15 v.H. 
1969 11,19 v.H. 7,79 v.H. 
1970 11,14 v.H. 7,44 v.H. 
1971 11,09 v.H. 7,09 v.H. 
1972 11,05 v.H. 6,73 v.H. 
1973 11,00 v.H. 6,38 v.H. 
1974 10,95 v.H. 6,02 v.H. 
1975 10,91 v.H. 5,67 v.H. 
1976 10,86 v.H. 5,31 v.H. 

(4) Der Landesbeamte hat auch für die Monate, in denen seine Bezüge ganz oder teilweise ruhen, 
oder nach den Bestimmungen des § 46 Abs. 7 oder 8 stillgelegt oder gekürzt sind, den vollen 
Ruhebezugsbeitrag zu entrichten. Dies gilt nicht für Monate, in denen er wegen einer Frühkarenz, einer 
Karenz, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei 
einem Rehabilitationsaufenthalt, wegen des Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes oder wegen eines 
Sonderurlaubes mit Hemmung des Laufes der Dienstzeit keinen Anspruch auf Bezüge hat. Für Zeiträume, 
in denen die Wochenarbeitszeit des Landesbeamten nach den §§ 42c, 49 oder 53 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 herabgesetzt ist, umfasst die Bemessungsgrundlage die in Abs. 2 lit. a 
bis c angeführten Geldleistungen in der Höhe, die sich aus § 56 Abs. 1 ergibt. Für Zeiträume, in denen die 
Monatsbezüge wegen Inanspruchnahme einer Alterskarenz nach § 47 Abs. 2 gekürzt worden sind, 
umfasst die Bemessungsgrundlage die in Abs. 2 lit. a bis c angeführten Geldleistungen unter 
Berücksichtigung der Kürzung der Monatsbezüge. 

(5) Der Ruhebezugsbeitrag ist von den Bezügen des Landesbeamten einzubehalten. Für die im Abs. 
4 genannten Monate hat der Landesbeamte die Ruhebezugsbeiträge einzubezahlen. 

(6) Rechtmäßig entrichtete Ruhebezugsbeiträge kann der Landesbeamte nicht zurückfordern. 

(7) Abweichend vom Abs. 6 sind dem Landesbeamten, der noch nicht in den Ruhestand versetzt 
wurde, entrichtete Ruhebezugsbeiträge auf Antrag zurückzuerstatten, wenn er aus dem Landesdienst 
austritt und 

 a) in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis innerhalb der Europäischen Union eintritt und 

 b) in diesem Dienstverhältnis die im Landesdienst zurückgelegten Dienstzeiten bei der 
Ruhebezugbemessung nicht angerechnet werden. 
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Die Ruhebezugsbeiträge sind mit den monatlich von der Österreichischen Nationalbank veröffentlichten 
Umlaufgewichteten Durchschnittsrenditen für Bundesanleihen (UDRB) bis zum Zeitpunkt der Auflösung 
des Dienstverhältnisses entsprechend aufzuzinsen. Nach sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften zu 
leistende Überweisungsbeiträge sind jedoch in Abzug zu bringen. 

[…] 

6. Abschnitt 
Bezüge während des Ruhestandes 

1. Unterabschnitt 
Bezüge während des Ruhestandes, Allgemeine Bestimmungen 

[…] 

§ 76 
Ruhebezug 

(1) Dem Landesbeamten des Ruhestandes gebühren ein monatlicher Ruhebezug und nach Maßgabe 
der §§ 70 und 74 des Landesbedienstetengesetzes 2000 Sonderzahlungen und die Kinderzulagen. 

(2) Der Ruhebezug gebührt frühestens nach einer ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit (Abs. 7) von 
15 Jahren. Für diese Berechnung ist das Beschäftigungsausmaß nicht zu berücksichtigen. 

(3) Der Ruhebezug wird aufgrund der Ruhebezugberechnungsgrundlage (Abs. 4), der 
Ruhebezugbemessungsgrundlage (Abs. 6) sowie der ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit (Abs. 7) 
ermittelt. 

(4) Die Ruhebezugberechnungsgrundlage bildet der auf den Monat bezogene Mittelwert der 
Berechnungsgrundlage für den Ruhebezugsbeitrag nach § 70 Abs. 2 lit. a für jene 180 Monate mit der 
höchsten Beitragsgrundlage des Landesbeamten (Durchrechnungszeitraum). Beitragsgrundlagen aus den 
Jahren, die dem Jahr, in dem der Ruhestand beginnt, vorangehen, sind durch Hinzurechnung der für die 
Folgejahre bis zum Jahr vor Beginn des Ruhestands gewährten besonderen Zulagen und 
Teuerungszulagen nach § 56 Abs. 4 und 5 anzupassen. 

(5) Werden bei der Ermittlung der Ruhebezugberechnungsgrundlage nach Abs. 4 Zeiträume 
berücksichtigt, in denen eine Teilzeitbeschäftigung bestand, so sind jene Beitragsgrundlagen nach § 70 
Abs. 2 lit. a heranzuziehen, die für diese Zeiträume bei einem vollen Beschäftigungsausmaß bestanden 
hätten; Zeiträume, in denen die Monatsbezüge wegen Inanspruchnahme einer Alterskarenz nach § 47 
Abs. 2 gekürzt worden sind, sind so zu berücksichtigen, als ob eine Kürzung der Monatsbezüge nicht 
stattgefunden hätte. 

(6) Die Ruhebezugbemessungsgrundlage beträgt 76,2 v.H. der Ruhebezugberechnungsgrundlage. 

(7) Die ruhebezugfähige Gesamtdienstzeit setzt sich zusammen aus 

 a) der seit der Aufnahme in das Beamtenverhältnis zum Land zurückgelegten Dienstzeit 
einschließlich der Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, einer Teilzeitbeschäftigung zur 
Betreuung eines Kindes, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer Karenz zur 
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder einer Außerdienststellung nach 
§ 46 Abs. 1, 2 oder 5; Zeiten eines Sonderurlaubes sind nur anzurechnen, sofern der Lauf der 
Dienstzeit nicht nach dem § 41 Abs. 2 des Landesbedienstetengesetzes 2000 gehemmt ist; Zeiten 
einer Alterskarenz sind nicht anzurechnen; 

 b) den angerechneten Ruhebezugvordienstzeiten (§ 78); 

 c) den zugerechneten Zeiträumen (§ 77) und 

 d) den durch besondere gesetzliche Bestimmungen oder aufgrund solcher Bestimmungen als 
ruhebezugfähig erklärten Zeiten. 

(8) Bei der Berechnung nach Abs. 7 sind folgende Zeiten entsprechend dem Beschäftigungsausmaß 
anzurechnen, das unmittelbar davor bestanden hat: 

 a) Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer 
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder einer 
Außerdienststellung nach § 46 Abs. 1, 2 oder 5; 

 b) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes; 

 c) Zeiten einer Pflegeteilzeit. 

Im Übrigen sind Zeiten, in denen Teilzeitbeschäftigung bestand, nur anteilsmäßig entsprechend dem 
Beschäftigungsausmaß während der Teilzeitbeschäftigung anzurechnen. 
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(9) Der Ruhebezug beträgt nach einer ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit von 15 Jahren 50 v.H. und 
erhöht sich für jedes weitere ruhebezugfähige Dienstjahr um 1,667 v.H. und für jeden restlichen 
Dienstmonat um 0,139 v.H. der Ruhebezugbemessungsgrundlage. Der Ruhebezug darf 76,2 v.H. der 
Ruhebezugberechnungsgrundlage nicht übersteigen. 

[…] 

§ 78 
Ruhebezugvordienstzeiten 

(1) Dem Landesbeamten sind folgende, vor dem Tag der Aufnahme in das Beamtenverhältnis 
liegende Zeiträume als Ruhebezugvordienstzeiten anzurechnen: 

 a) die in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft des österreichischen Rechts oder zu einem inländischen 
Gemeindeverband oder zu inländischen öffentlichen Anstalten, Stiftungen und Fonds 
zurückgelegten Zeiten einschließlich der Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, der 
Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes, einer Familienhospizkarenz, einer 
Pflegekarenz, einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder 
einer Außerdienststellung nach § 46 Abs. 1, 2 oder 5; dabei sind Zeiten eines Sonderurlaubes nur 
anzurechnen, sofern der Lauf der Dienstzeit nicht nach dem § 41 Abs. 2 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift gehemmt ist; 

 b) die Zeit einer Präsenz- oder Zivildienstleistung nach bundesrechtlichen Vorschriften; 

 c) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden Studiums an 
einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten mittleren Schule, höheren Schule, 
Akademie oder verwandten Lehranstalt, soweit die gesetzliche Mindestdauer des Studiums nicht 
überschritten worden ist; 

 d) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden Studiums an 
einer Hochschule oder einer staatlichen Kunstakademie, das für den Landesbeamten 
Anstellungserfordernis gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren für jedes Studium; 
zum Studium zählt auch die für die Ablegung der Abschlussprüfungen oder für die Erwerbung 
des akademischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit bis zum Höchstausmaß von einem 
halben Jahr; 

 e) Zeiten, für die im Falle der Anrechnung nach den gesetzlichen Bestimmungen über die 
Sozialversicherung ein Überweisungsbetrag geleistet wird. 

Beim Land zurückgelegten Dienstzeiten sowie Zeiten nach den lit. a bis e sind solche bei einer 
vergleichbaren Einrichtung eines ausländischen Staates gleichzuhalten, soweit dies aufgrund des Rechts 
der Europäischen Union oder aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtungen geboten ist. 

(2) Andere als im Abs. 1 angeführte Zeiten sind als Ruhebezugvordienstzeiten anzurechnen, wenn 
sie für die dienstliche Verwendung des Landesbeamten von wesentlicher Bedeutung sind. 

(3) Wird ein im Ruhestand befindlicher Landesbeamter wieder in den Dienststand aufgenommen, so 
ist die im Ruhestand verbrachte Zeit auf Antrag als ruhebezugfähige Dienstzeit anzurechnen. Dies gilt 
nicht, wenn der Landesbeamte durch Dienststraferkenntnis oder wegen einer auf „nicht genügend“ 
lautenden Dienstbeurteilung in den Ruhestand versetzt worden ist. 

(4) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes als Ruhebezugvordienstzeit ist 
unzulässig. 

(5) Von der Anrechnung als Ruhebezugvordienstzeit sind ausgeschlossen: 

 a) Zeiten, die vor der Vollendung des 18. Lebensjahres des Landesbeamten liegen; 

 b) Zeiten, für die ein Anspruch auf Ruhe-(Versorgungs-)bezug besteht, es sei denn, dass der 
Landesbeamte zugunsten des Landes auf diesen Ruhebezug (Versorgungsgenuss) verzichtet; 

 c) Zeiten, die der Landesbeamte durch schriftliche Erklärung von der Anrechnung als 
Ruhebezugvordienstzeit ausgeschlossen hat oder die, im Falle seines Todes vor der Anrechnung, 
von seinen Hinterbliebenen schriftlich ausgeschlossen wurden. 

(6) Die Anrechnung der Ruhebezugvordienstzeiten ist sobald als möglich nach der Aufnahme des 
Landesbeamten durchzuführen. 

[…] 
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III. HAUPTSTÜCK 
Landesangestellte 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 120 
Anwendung von Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 

In diesem Abschnitt sind folgende Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 sinngemäß 
anzuwenden: 

§  8  –   Aufnahme in das Dienstverhältnis, Besetzung von Stellen – 

§  9  –   Allgemeine Anstellungserfordernisse – 

§  9a –   Fachliche Anstellungserfordernisse für Erzieher an Schülerheimen – 

§ 10  –   Personalakt – 

§ 11  –  Dienstliche Aus- und Fortbildung – 

§ 12  –   Mitarbeitergespräch – 

§ 14  –   Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen auf einen anderen Rechtsträger, 
mit der Abweichung, dass die Landesangestellten, die in Krankenanstalten oder in 
Einrichtungen, die der Ausbildung von Personal für die Gesundheits- und Krankenpflege 
dienen, tätig sind, der Vorarlberger Krankenhaus-Betriebsgesellschaft m.b.H. im Sinne des § 
14 Abs. 1 des Landesbedienstetengesetzes 2000 zur Dienstleistung zugewiesen sind. Diese 
Landesangestellten können ihr Optionsrecht im Sinne des § 14 Abs. 3 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 bis zum 1. Juli 2001 wahrnehmen. – 

§ 15  –   Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienst – 

§ 16  –   Enthebung vom Dienst – 

mit der Maßgabe, dass die im Abs. 2 dritter Satz festgelegte Ausnahme für Nebenbezüge 
gleichermaßen für Sonderzahlungen zu Nebenbezügen nach § 69a gilt. 

§ 16a –  Verarbeitung personenbezogener Daten – 

§ 17  –   Allgemeine Dienstpflichten – 

§ 18  –  Geschenkannahme – 

§ 19  –  Besondere Pflichten für Vorgesetzte – 

§ 21  –   Weisungsgebundenheit – 

§ 22  –  Amtsverschwiegenheit – 

§ 23  –   Befangenheit – 

§ 24  –   Arbeitszeit – 

§ 25  –   Höchstgrenzen der Arbeitszeit – 

§ 26  –  Ruhepausen – 

§ 27  –   Tägliche Ruhezeiten – 

§ 28  –  Wochenruhezeit – 

§ 29  –   Nachtarbeit – 

§ 31  –   Abwesenheit vom Dienst – 

§ 32  –   Nebenbeschäftigung und Nebentätigkeit – 

§ 33  –   Wohnsitz, Dienstort – 

§ 33a –  Telearbeit – 

§ 34  –  Versetzung, Dienstzuteilung und Verwendungsänderung – 

§ 35  –   Dienstkleidung, Dienstabzeichen und Dienstausweise – 

§ 36  –   Anbringen dienstlicher und dienstrechtlicher Art – 

§ 37  –   Erhaltung der Dienstfähigkeit – 

§ 39  –   Diensterfindungen – 
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§ 40  –  Erholungsurlaub –  

mit der Maßgabe, dass die Lehrer am Landeskonservatorium den Erholungsurlaub während 
der Ferien verbrauchen müssen. Während der übrigen Dauer der Ferien sind die Lehrer am 
Landeskonservatorium vom Dienst beurlaubt; sie sind jedoch innerhalb dieser Zeit zur 
Dienstleistung verpflichtet, soweit dies aus dienstlichen Gründen notwendig ist. 

§ 40a –  Pflegeurlaub – 

§ 41  –  Sonderurlaub – 

§ 42  –   Dienstfreistellung für Kuraufenthalt – 

§ 42a –  Familienhospizkarenz – 

§ 42b –  Pflegekarenz – 

§ 42c –  Pflegeteilzeit – 

§ 42d – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt – 

§ 43  – Frühkarenz – 

§ 44  –  Elernkarenz – 

§ 45  –   Teilung der Elternkarenz – 

§ 46  –   Karenz bei Verhinderung eines Elternteiles – 

§ 47  –   Aufgeschobene Karenz – 

§ 47a –   Beschäftigung während der Karenz – 

§ 48  –   Anrechnung der Frühkarenz sowie der Karenz – 

§ 49  –   Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes – 

§ 51  –   Dienstfreistellung von weiblichen Landesbediensteten – 

§ 52  –   Beschäftigungsbeschränkungen – 

§ 53  –   Herabsetzung der Wochenarbeitszeit –  

§ 57  –   Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 

mit der Maßgabe, dass die Regelung des Abs. 2 betreffend Sonderzahlungen gleichermaßen 
für Sonderzahlungen zu Nebenbezügen nach § 69a gilt. 

§ 58  –   Übergang von Schadenersatzansprüchen – 

§ 59  –   Ersatz von Übergenüssen – 

§ 60  –   Verjährung – 

§ 61  –   Verzicht auf Ersatzforderungen – 

§ 70  –   Sonderzahlung – 

§ 74  –  Kinderzulage – 

§ 77  –  Reisegebühren – 

§ 78  –   Sachleistungen – 

§ 79  –   Bezugsvorschuss – 

§ 80  –   Aushilfen, Unterhaltsbeiträge – 

§ 81a –   Pensionskassenvorsorge – 

§ 83  –   Mitteilung von Pflichtverletzungen – 

§ 84  –   Ausstellungen, Rügen – 

§ 85  –   Begründung des Dienstverhältnisses – 

§ 86  –   Dienstvertrag – 

§ 86a –   Informationen zum Dienstverhältnis – 

§ 87  –   Anspruch bei Dienstverhinderung – 

mit der Maßgabe, dass bei der Berechnung nach Abs. 7 auch Sonderzahlungen zu 
Nebenbezügen nach § 69a zu berücksichtigen sind. 

§ 87c –   Altersteilzeit – 
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§ 87a –   Bildungskarenz und Bildungsteilzeit – 

§ 87b –  Wiedereingliederungsteilzeit – 

§ 88  –   Auflösung des Dienstverhältnisses – 

§ 89  –   Austritt aus dem Dienstverhältnis – 

§ 90  –   Entlassung aus dem Dienstverhältnis – 

§ 91  –   Rechtsfolgen der vorzeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses – 

§ 92  –  Auflösung des Dienstverhältnisses durch Zeitablauf – 

§ 93  –   Kündigung des Dienstverhältnisses – 

§ 94  –   Kündigungsschutz – 

§ 95  –   Abfertigung  – mit der Abweichung, dass das monatliche Entgelt die Monatsbezüge gemäß § 
121 in Verbindung mit § 56 Abs. 1 sind. 

§ 96  –   Folgebeschäftigung – 

§ 114 –   Übergangsbestimmung für die Abfertigung  – 

§ 115 –   Übergangsbestimmung für den Todesfallbeitrag  – mit der Ergänzung, dass, wenn die 
Hinterbliebenen einen ihnen zustehenden Anspruch auf Zusatzpension geltend machen, 
ihnen als Todesfallbeitrag das Doppelte der ihnen zukommenden monatlichen Zusatzpension 
gebührt. 

§ 119 Abs. 1 –  Übergangsbestimmung für die Familienzulage –. 

[…] 

§ 161 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 36/2023 

(1) Die Änderungen des § 49 und des § 120, soweit auf § 81a des Landesbedienstetengesetzes 2000 
verwiesen wird, durch LGBl.Nr. 36/2023 treten rückwirkend am 1. Jänner 2003 in Kraft. 

(2) Die Informationen nach § 12 und § 120 in Verbindung mit § 86a des Landesbedienstetengesetzes 
2000 sind einem Landesbediensteten, dessen aufrechtes Dienstverhältnis vor dem 1. August 2022 
begründet wurde, nur auf sein Verlangen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Für Pflegeteilzeit, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine Änderung des 
Landesbedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 36/2023, in Anspruch genommen wurde, gelten die §§ 41 
und 120 in Verbindung mit § 42c des Landesbedienstetengesetzes 2000 in der Fassung vor LGBl.Nr. 
35/2023 weiter. 

(4) Für Teilzeitbeschäftigung anstelle der Karenz, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine 
Änderung des Landesbedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 36/2023, in Anspruch genommen wurde, 
gelten die §§ 41 und 120 in Verbindung mit den §§ 49, 89 Abs. 2, 94 Abs. 4 und 5, 95 sowie 114 Abs. 3 
des Landesbedienstetengesetzes 2000 in der Fassung vor LGBl.Nr. 35/2023 sowie die §§ 75 Abs. 1 und 2, 
76 Abs. 7 und 8 sowie 78 Abs. 1 in der Fassung vor LGBl.Nr. 36/2023 weiter. 

§ 162 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

(1) Art. II des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und 
Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) Für Elternkarenz und aufgeschobene Karenz, die vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 in Anspruch 
genommen wurde, gelten die §§ 41 und 120 in Verbindung mit §§ 44, 45 und 47 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 in der Fassung vor LGBl.Nr. ../2024 weiter. 

 

 

Artikel III 

Gesetz 
über das Dienstrecht der Gemeindeangestellten 
(Gemeindeangestelltengesetz 2005 - GAG 2005) 
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LGBl.Nr. 19/2005, 43/2006, 1/2008, 21/2009, 69/2010, 25/2011, 37/2011, 32/2012, 37/2013, 44/2013, 
51/2015, 58/2016, 34/2018, 37/2018, 7/2019, 29/2019, 19/2020, 91/2020, 36/2021, 50/2021, 83/2021, 
4/2022, 42/2022, 72/2022, 5/2023, 37/2023 
 
 

I. Hauptstück 
Dienstverhältnis der Gemeindeangestellten 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

[…] 

§ 10 
Mitarbeitergespräch 

(1) Vorgesetzte habensollen ein Mal jährlich mit jedem ihrer direkt unterstellten Mitarbeiter ein 
Mitarbeitergespräch führen. 

(2) Im Mitarbeitergespräch sind jedenfalls die Arbeitsziele, der Arbeitserfolg sowie die 
Aufgabenstellungen im Folgejahr zu erörtern. Weiters können Maßnahmen, die zur Verbesserung oder 
Erhaltung der Leistung des Mitarbeiters notwendig und zweckmäßig sind, vereinbart und Chancen, die 
sich dem Mitarbeiter auch im Rahmen seiner längerfristigen beruflichen Entwicklung eröffnen können, 
besprochen werden. 

(3) Das Mitarbeitergespräch ist zwischen dem Vorgesetzten und dem Mitarbeiter zu führen. Der 
Mitarbeiter kann eine Vertrauensperson aus dem Personalstand der Gemeinde oder der Gewerkschaft der 
Gemeindebediensteten beiziehen. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 gelten nicht für bis zu einem Jahr befristete Dienstverhältnisse. 

[…] 

§ 29 
Dienstzuteilung und Verwendungsänderung 

(1) Dienstzuteilung ist die Zuweisung eines Gemeindeangestellten zur Dienstleistung bei einer 
anderen Dienststelle außerhalb des Dienstortes, einer anderen Gemeinde oder einem anderen 
Rechtsträger. Eine Dienstzuteilung darf im dienstlichen Interesse und höchstens für die Dauer von sechs 
Monaten angeordnet werden. Eine darüber hinausgehende Dienstzuteilung ist nur zulässig, wenn 

 a) der Gemeindeangestellte zustimmt; oder 

 b) auf andere Weise die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes nicht gewährleistet werden kann; in 
diesem Fall sind die persönlichen, familiären und sozialen Verhältnisse des 
Gemeindeangestellten zu berücksichtigen. 

Die Dienstzuteilung kann unbeschadet der Verwendung bei der bisherigen Dienststelle auch nur für einen 
Teil der Arbeitszeit erfolgen. 

(2) Während einer Dienstzuteilung zu einer anderen Gemeinde oder einem anderen Rechtsträger 
unterliegt der Gemeindeangestellte den dienstlichen Anordnungen der für diese zuständigen Organe. Die 
diensthoheitlichen Befugnisse des Dienstgebers bleiben unberührt. 

(3) Verwendungsänderung ist die Betrauung mit Aufgaben, die sich von den bisherigen wesentlich 
unterscheiden. Die Verwendungsänderung ist nur zulässig, wenn sie dem Gemeindeangestellten zumutbar 
ist oder wenn sie im dienstlichen Interesse unbedingt notwendig ist. Als zumutbar gilt die 
Verwendungsänderung jedenfalls dann, wenn für die neue Verwendung dieselbe oder eine vergleichbare 
Art der Schul- oder Fachausbildung wie für die bisherige Verwendung erforderlich ist. Bei einer 
Aufgabenänderung für einen drei Monate nicht übersteigenden Zeitraum liegt keine 
Verwendungsänderung vor. 

(4) Der Dienstgeber hat mit der Verfügung über die Verwendungsänderung die Zuordnung zur 
Modellstelle anzupassen. Die Verwendungsänderung kann befristet werden; Verlängerungen der 
Befristung sind zulässig. 

(5) Besondere schriftliche vertragliche Vereinbarungen bleiben durch die Abs. 1 bis 4 unberührt. 

(6) Organe der Gemeindesicherheitswache dürfen in Uniform nicht für Geschäfte der 
Privatwirtschaftsverwaltung verwendet werden. 

[…] 
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§ 33 
Meldepflichten 

(1) Die Gemeindeangestellten haben alle für das Dienstverhältnis bedeutsamen Umstände 
unverzüglich dem Dienstgeber schriftlich und wahrheitsgemäß anzuzeigen. Bedeutsame Umstände sind 
insbesondere die Verlegung des Wohnsitzes, die Eheschließung, die Begründung einer eingetragenen 
Partnerschaft, das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger sowie bei 
weiblichen Gemeindeangestellten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist. 

 a) die Verlegung des Wohnsitzes, 

 b) die Eheschließung oder die Begründung einer eingetragenen Partnerschaft, 

 c) das Hinzukommen und das Ausscheiden versorgungsberechtigter Angehöriger, 

 d) bei weiblichen Gemeindeangestellten die Schwangerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist, 

 e) der Verlust einer für die Ausübung des Dienstes erforderlichen behördlichen Berechtigung oder 
Befähigung, sowie 

 f) die Aussprache eines vorläufigen oder die Verhängung eines behördlichen Waffenverbotes. 

(2) Wird dem Gemeindeangestellten in Ausübung seines Dienstes der begründete Verdacht einer von 
Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Handlung bekannt, die den Wirkungsbereich der 
Dienststelle betrifft, der er angehört, so hat er dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden; § 31 Abs. 1 
gilt sinngemäß. Diese Meldepflicht gilt nicht im Falle einer direkten Meldung an das Bundesamt zur 
Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung unter den Voraussetzungen des § 33a letzter Satz. 
Meldepflichten nach anderen Vorschriften bleiben unberührt. 

(3) Ist eine Dienstverhinderung des Gemeindeangestellten ganz oder teilweise auf das Einwirken 
Dritter zurückzuführen, so hat der Gemeindeangestellte dies unverzüglich dem Dienstgeber zu melden. 
Auf Verlangen des Dienstgebers hat er sämtliche für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
erforderlichen Daten und Beweismittel bekannt zu geben. 

[…] 

3. Abschnitt 
Rechte der Gemeindeangestellten 

§ 35 
Erholungsurlaub 

(1) Dem Gemeindeangestellten gebührt in jedem Kalenderjahr vorbehaltlich der nachfolgenden 
Absätze ein Erholungsurlaub in folgendem Ausmaß: 

 a) bis zum vollendeten 35. Lebensjahr 200 Stunden; 

 b) vom vollendeten 35. Lebensjahr an 208 Stunden; 

 c) vom vollendeten 40. Lebensjahr an 224 Stunden; 

 d) vom vollendeten 42. Lebensjahr an 240 Stunden; 

 e) vom vollendeten 45. Lebensjahr an 256 Stunden. 

Der Anspruch auf das höhere Urlaubsausmaß ist gegeben, wenn die vorausgesetzte Altersstufe im 
Verlaufe des Kalenderjahres erreicht wird. 

(2) Das Urlaubsausmaß erhöht sich abhängig vom festgestellten Grad einer Behinderung nach dem 
Behinderteneinstellungsgesetz wie folgt: 

 a) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 30 v.H. um 16 Stunden, 

 b) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 50 v.H. um 32 Stunden oder 

 c) bei einem Grad der Behinderung von mindestens 70 v.H. um 48 Stunden. 

(3) Im Falle eines herabgesetzten Beschäftigungsausmaßes oder einer Beschäftigung während der 
Karenz steht der Erholungsurlaub nur in dem Ausmaß zu, das dem Verhältnis der Beschäftigung zur 
vollen Arbeitszeit entspricht. Die sich bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von 
Stunden sind auf volle Stunden aufzurunden. 

(4) Im Falle der Änderung des Beschäftigungsausmaßes ist anlässlich einer solchen Verfügung das 
gemäß Abs. 1 und 2 ausgedrückte Urlaubsausmaß für das jeweilige Kalenderjahr entsprechend dem über 
das gesamte Kalenderjahr gemessenen durchschnittlichen Beschäftigungsausmaß neu zu berechnen. Die 
sich bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von Stunden sind auf volle Stunden 
aufzurunden. Von dem auf diese Weise ermittelten Anspruch auf Gesamtjahresurlaub ist der bereits 
verbrauchte Erholungsurlaub abzuziehen. Nicht verfallene Ansprüche auf Erholungsurlaub aus 
vorangegangenen Kalenderjahren bleiben unberührt. 
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(5) Stehen Gemeindeangestellte während eines Kalenderjahres nicht ununterbrochen in einem 
Dienstverhältnis zur Gemeinde, so gebührt ein Erholungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht worden 
ist, in dem Ausmaß, das dem um die Dauer dieser Zeiten verkürzten Kalenderjahr entspricht. Dies gilt 
sinngemäß bei Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder des Zivildienstes, bei einer 
Familienhospizkarenz nach § 38, bei einer Pflegekarenz nach § 38a, bei einer Karenz zur Begleitung von 
Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38c, bei einer Frühkarenz nach § 39, bei einer Karenz 
nach den §§ 40 bis 43 oder vergleichbaren Vorschriften, bei einer Außerdienststellung nach § 46, bei 
einer Bildungskarenz nach § 49 oder wenn ein Sonderurlaub nach § 36 Abs. 2 gewährt wurde. Die sich 
bei der Berechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden Teile von Stunden sind auf volle Stunden 
aufzurunden. 

(6) Die Zeit, während der ein Gemeindeangestellter wegen Krankheit oder Unfall an der 
Dienstleistung verhindert war oder nach ärztlichem Zeugnis verhindert gewesen wäre, wenn er sich nicht 
im Erholungsurlaub befunden hätte, ist auf den Erholungsurlaub nicht anzurechnen.  

(7) Dem Gemeindeangestellten sind für die Zeit des Erholungsurlaubes so viele Urlaubsstunden als 
verbraucht anzurechnen, als in diesem Zeitraum im wöchentlichen Durchschnitt Dienst zu leisten wäre. 

(8) Der Zeitpunkt des Urlaubsantrittes ist zwischen dem Dienstgeber und dem Gemeindeangestellten 
unter Rücksichtnahme auf die Erfordernisse des Dienstbetriebes und die Erholungsmöglichkeiten des 
Gemeindeangestellten zu vereinbaren. Die Vereinbarung hat so zu erfolgen, dass der Urlaub möglichst bis 
zum Ende des Urlaubsjahres, in dem der Anspruch entstanden ist, verbraucht werden kann. Der 
Gemeindeangestellte hat Anspruch auf Ersatz allfälliger Reiseauslagen, wenn er vorzeitig vom 
Erholungsurlaub zurückberufen wird. Dem Gemeindeangestellten gebührt, soweit nicht zwingende 
dienstliche Interessen entgegenstehen, die Hälfte des jährlichen Urlaubsausmaßes ungeteilt. 

(8a) Abweichend von Abs. 8 erster Satz kann der Gemeindeangestellte einen Tag pro Kalenderjahr 
einseitig bestimmen, an dem er Erholungsurlaub verbraucht. Der Gemeindeangestellte hat den Tag 
spätestens drei Monate im Vorhinein dem Dienstgeber schriftlich bekannt zu geben. Es steht dem 
Gemeindeangestellten frei, auf Ersuchen des Dienstgebers den bekannt gegebenen Erholungsurlaub nicht 
anzutreten; in diesem Fall hat der Gemeindeangestellte weiterhin Anspruch auf Erholungsurlaub zu einem 
anderen Zeitpunkt; weiters hat er für den bekannt gegebenen Tag außer den dafür zustehenden Bezügen 
zusätzlich für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde Anspruch auf den 174. Teil des Monatsbezuges im 
Sinne des Abs. 10; damit ist das Recht nach dem ersten Satz konsumiert. 

(9) Der Erholungsurlaub verfällt ohne Anspruch auf Entschädigung, wenn der Gemeindeangestellte 
den Erholungsurlaub nicht bis zum 31. Dezember des dem Urlaubsjahr, in dem der Anspruch entstanden 
ist, folgenden Kalenderjahres verbraucht hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer 
Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge eines Unfalles nicht möglich, so tritt der Verfall erst mit 
Ablauf des folgenden Kalenderjahres ein.Der Erholungsurlaub ist bis Ende Dezember des folgenden 
Kalenderjahres zu verbrauchen. WeitersDiese Frist verlängert sich der Zeitraum bis zum Verfall um die 
jeweilige Dauer der Abwesenheit 

 a) bei einer Dienstverhinderung durch Krankheit oder Unfall; 

 ab) bei Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder des Zivildienstes; 

 bc) bei einem Sonderurlaub nach § 36 Abs. 2; 

 cd) bei Inanspruchnahme einer Familienhospizkarenz nach § 38, einer Pflegekarenz nach § 38a, einer 
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt nach § 38c, einer 
Frühkarenz nach § 39, einer Karenz nach den §§ 40 bis 43 oder vergleichbaren Vorschriften oder 
einer Bildungskarenz nach § 49; 

 de) bei einer Dienstfreistellung nach § 47 oder vergleichbaren Vorschriften. 

Darüber hinaus verlängert sich der genannte Zeitraumdie genannte Frist um die Dauer einer vom 
Dienstgeber im dienstlichen Interesse schriftlich angeordneten Urlaubssperre. Der Verfall von nicht 
rechtzeitig verbrauchtemNicht rechtzeitig verbrauchter Erholungsurlaub tritt nur einverfällt ohne 
Anspruch auf Entschädigung, sofern der betroffene Gemeindeangestellte vom Dienstgeber rechtzeitig und 
in angemessener Form auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist; Abs. 10 bleibt unberührt. 

(10) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses gebührt dem Gemeindeangestellten eine Abfindung des 
ihm noch zustehenden Erholungsurlaubes, wenn er aus dienstlichen Gründen oder wegen Krankheit 
verhindert war, den Erholungsurlaub bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses zu verbrauchen oder 
keine Aufklärung durch den Dienstgeber im Sinne des Abs. 9 letzter Satz erfolgt ist. Die 
Urlaubsverhinderung aus dienstlichen Gründen ist dem Gemeindeangestellten schriftlich bekannt zu 
geben. Die Abfindung des Erholungsurlaubes beträgt für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde den 
174. Teil des Monatsbezuges zuzüglich anteiliger Sonderzahlungen und pauschalierter Nebenbezüge, 
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welcher dem Gemeindeangestellten für den letzten Monat seines Dienstverhältnisses bei 
Vollbeschäftigung gebührt hat oder gebührt hätte. 

(10) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses gebührt dem Gemeindeangestellten eine Abfindung für 
den bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht verbrauchten Erholungsurlaub. Sie beträgt für jede nicht 
verbrauchte Urlaubsstunde den 174. Teil des Monatsbezuges zuzüglich anteiliger Sonderzahlungen und 
pauschalierter Nebenbezüge, welcher dem Gemeindeangestellten für den letzten Monat seines 
Dienstverhältnisses bei Vollbeschäftigung gebührt hat oder gebührt hätte. Im Falle einer Entlassung, einer 
Auflösung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung oder wenn der Gemeindeangestellte das 
Dienstverhältnis ohne wichtigen Grund vorzeitig aufgelöst hat, gebührt ihm für den Erholungsurlaub des 
laufenden Kalenderjahres eine Abfindung für höchstens 160 Urlaubsstunden. Sofern das 
Beschäftigungsausmaß des Gemeindeangestellten herabgesetzt worden ist, verringert sich die Anzahl der 
Stunden entsprechend der Herabsetzung.  

[…] 

§ 38b 
Pflegeteilzeit 

(1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 38a Abs. 1 lit. b oder c kann die Wochenarbeitszeit 
des Gemeindeangestellten auf seinen Antrag nach Maßgabe des Abs. 4 für mindestens einen Monat und 
höchstens drei Monate bis auf ein Viertel des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes 
herabgesetzt werden. Eine derartige Herabsetzung der Wochenarbeitszeit ist für jeden zu betreuenden 
Angehörigen grundsätzlich nur einmal zulässig. Bei einer Erhöhung des Pflegebedarfes um zumindest 
eine Pflegestufe (§ 9 Abs. 4 des Bundespflegegeldgesetzes) ist jedoch einmalig eine neuerliche 
Herabsetzung auf Antrag zulässig. Abs. 2 bleibt unberührt. 

(2) Zur notwendigen Pflege und Unterstützung einer in § 38 Abs. 1 genannten Person ist die 
Wochenarbeitszeit des Gemeindeangestellten auf seinen Antrag nach Maßgabe des Abs. 4 für die Dauer 
eines Jahres oder eines Vielfachen eines Jahres auf die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung 
vorgesehenen Ausmaßes herabzusetzen. Verlängerungen sind zulässig. 

(3) Ein Antrag nach Abs. 1 und 2 ist spätestens drei Monate vor der angestrebten Wirksamkeit zu 
stellen. Wenn die Einhaltung dieser Frist für den Gemeindeangestellten eine besondere Härte bedeuten 
würde, kann der Antrag auch innerhalb eines kürzeren Zeitraumes gestellt werden. 

(4) Die Wochenarbeitszeit darf nicht herabgesetzt werden, wenn der Gemeindeangestellte dadurch 
ohne Verletzung dienstlicher Interessen weder im Rahmen seines bisherigen Arbeitsplatzes noch auf 
einem anderen, seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest entsprechenden Arbeitsplatz verwendet 
werden könnte. Wird dem Antrag nicht entsprochen, ist dem Gemeindeangestellten dies unverzüglich, 
jedenfalls aber innerhalb von zwei Monaten ab Antragstellung, unter Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(5) Wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 gegeben sind und die Gründe des Abs. 4 nicht 
entgegenstehen, kann die Wochenarbeitszeit des Gemeindeangestellten über seinen Antrag auch um 
weniger als die Hälfte des für eine Vollbeschäftigung vorgesehenen Ausmaßes herabgesetzt werden. 
Darauf besteht kein Rechtsanspruch. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(6) Die Pflegeteilzeit kann auf Antrag des Gemeindeangestellten oder von Amts wegen vorzeitig 
beendet werden, wenn der Grund für die Gewährung der Pflegeteilzeit weggefallen ist. Im Falle der 
Beendigung auf Antrag ist auf wichtige dienstliche Interessen Rücksicht zu nehmen; im Falle der 
Beendigung von Amts wegen ist auf wichtige persönliche und familiäre Interessen des 
Gemeindeangestellten Rücksicht zu nehmen. 

§ 38c 

Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt 

(1) Einem Gemeindeangestellten, dessen Kind, Stief-, Wahl- oder Pflegekind oder im gemeinsamen 
Haushalt lebendes Kind der Person, mit der der Gemeindeangestellte in Lebensgemeinschaft lebt, 
welches das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und dem vom zuständigen Sozialversicherungsträger 
ein stationärer Aufenthalt in einer Rehabilitationseinrichtung bewilligt wurde, ist auf Antrag zum Zweck 
der notwendigen Begleitung des Kindes eine Karenz gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von höchstens 
vier Wochen pro Kalenderjahr zu gewähren. 

(2) Eine gleichzeitige Inanspruchnahme der Karenz durch beide Elternteile ist nicht zulässig, außer 
deren Teilnahme ist therapeutisch notwendig. In diesem Fall darf deren Dauer insgesamt vier Wochen 
nicht überschreiten. Die Karenz kann zwischen den Elternteilen geteilt werden, wobei ein Teil mindestens 
eine Woche zu betragen hat. Die Inanspruchnahme eines Pflegeurlaubes nach § 35a ist für den selben 
Anlassfall nicht zulässig. 
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(3) Der Gemeindeangestellte hat die Karenz unter Bekanntgabe des Beginns und der Dauer der 
Rehabilitation innerhalb einer Woche nach Zugang der Bewilligung durch den Sozialversicherungsträger 
zu beantragen und die anspruchsbegründenden Umstände nachzuweisen. 

§ 39 
Frühkarenz 

(1) Dem Gemeindeangestellten ist auf Antrag für den Zeitraum von der Geburt seines Kindes bis 
längstens zum Ende der Schutzfrist der Mutter oder wenn eine Schutzfrist fehlt, bis acht Wochen nach der 
Geburt des Kindes, ein Urlaub gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von mindestens einer Woche und 
höchstens 31 Tagen zu gewähren, wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. 

(2) Einem Gemeindeangestellten, der ein Kind, welches das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, an Kindes statt angenommen oder in unentgeltliche Pflege genommen hat, ist auf Antrag ein Urlaub 
gegen Entfall der Bezüge im Ausmaß von mindestens einer Woche und höchstens 31 Tagen zu gewähren, 
wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt. Die Frühkarenz beginnt mit dem Tag der 
Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege. 

(3) Der Gemeindeangestellte hat den Beginn und die Dauer der Frühkarenz spätestens zwei Monate 
vor dem beabsichtigten Antritt bzw. spätestens am Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme 
in unentgeltliche Pflege bekannt zu geben und in weiterer Folge die anspruchsbegründenden sowie die 
anspruchsbeendenden Umstände darzulegen. 

(4) Die Frühkarenz endet vorzeitig, wenn der gemeinsame Haushalt mit dem Kind aufgehoben wird. 

§ 40 
Elternkarenz 

(1) Einem Gemeindeangestellten ist auf sein Verlangen eine Karenz bis zum Ablauf des 22. 
Lebensmonatsvon zwei Jahren nach der Geburt seines Kindes gegen Entfall der Bezüge zu gewähren, 
wenn er mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt und der andere Elternteil 

 a) einen Anspruch auf Karenz aus Anlass der Elternschaft nach einer österreichischen 
Rechtsvorschrift oder einer gleichartigen Rechtsvorschrift eines Mitgliedstaates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz hat, jedoch, ausgenommen im Fall des § 41 
Abs. 2, nicht gleichzeitig Karenz in Anspruch nimmt; 

 b) keinen Anspruch auf Karenz hat. 

Davon abweichend hat ein Gemeindeangestellter Anspruch auf Karenz bis zur Vollendung des zweiten 
Lebensjahres des Kindes, wenn er im Zeitpunkt der Bekanntgabe (Abs. 4) alleinerziehend ist oder der 
erwerbstätige andere Elternteil keinen Anspruch auf Karenz hat. Die Karenz des Gemeindeangestellten 
beginnt frühestens mit dem Ablauf der Schutzfrist oder wenn eine Schutzfrist fehlt, frühestens acht 
Wochen nach der Geburt des Kindes. 

(2) Einem Gemeindeangestellten, der ein Kind, welches das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, 

 a) an Kindes statt angenommen hat (Adoptivelternteil), oder 

 b) in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegeelternteil), 

und der mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebt, ist auf sein Verlangen Karenz ab dem Tag der 
Annahme an Kindes statt oder ab dem Tag der Übernahme des Kindes in unentgeltliche Pflege oder im 
Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils nach Maßgabe des Abs. 1bis zum 
Ablauf von zwei Jahren nach der Geburt des Kindes unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen zu 
gewähren. Nimmt ein Gemeindeangestellter ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates, jedoch vor 
Vollendung des zweiten Lebensjahres an Kindes statt an oder in unentgeltliche Pflege, kann er Karenz bis 
zu sechs Monaten auch über das zweite Lebensjahr des Kindes hinaus in Anspruch nehmen. Nimmt der 
Gemeindeangestellte ein Kind nach Ablauf des zweiten Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des siebenten 
Lebensjahres des Kindes an Kindes statt an oder nimmt er es in der Absicht, es an Kindes statt 
anzunehmen, in unentgeltliche Pflege, hat er Anspruch auf Karenz in der Dauer von sechs Monaten. Die 
Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege 
oder im Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils. 

(3) Die Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Sie endet vorzeitig, wenn der gemeinsame 
Haushalt mit dem Kind aufgehoben wird. Der Gemeindeangestellte gilt ab diesem Zeitpunkt bis zum 
Ende der ursprünglich gewährten Karenz als gegen Entfall der Bezüge beurlaubt. Auf Verlangen des 
Dienstgebers hat der Gemeindeangestellte jedoch den Dienst vorzeitig wieder anzutreten. 

(4) Der Gemeindeangestellte hat dem Dienstgeber die Inanspruchnahme und Dauer der Karenz 
spätestens acht Wochen nach der Geburt des Kindes, im Fall einer Annahme an Kindes statt oder einer 
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Übernahme in unentgeltliche Pflege unverzüglich bekannt zu geben und die anspruchsbegründenden 
Umstände nachzuweisen. Der Gemeindeangestellte kann dem Dienstgeber spätestens drei Monate bzw., 
wenn die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor dem Ende dieser Karenz 
bekannt geben, dass er die Karenz verlängert und bis wann. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann 
Karenz nach den vorstehenden Absätzen vereinbart werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe 
entgegenstehen. 

(5) Dem Gemeindeangestellten ist auf sein Verlangen durch laufende Informationen zu ermöglichen, 
die Verbindung zum Beruf aufrecht zu erhalten und so, als wenn er nicht in Karenz wäre, an Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen (§ 9) teilzunehmen. 

(6) Nach der Rückkehr aus der Karenz ist dem Gemeindeangestellten wieder die frühere oder eine 
gleichrangige Stelle anzubieten. 

§ 41 
Teilung der Elternkarenz 

(1) Die Elternkarenz kann zwischen den (Adoptiv-, Pflege-)Elternteilen zweimal geteilt werden. 
Teilen die Eltern die Karenz, so verlängert sich der Karenzanspruch bis zum Ablauf des zweiten 
Lebensjahres des Kindes. Jeder Teil der Karenz muss mindestens zwei Monate betragen. Er ist entweder 
im Anschluss an die Schutzfrist, oder wenn eine Schutzfrist fehlt, bis acht Wochen nach der Geburt des 
Kindes, am Tag der Annahme an Kindes statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im 
unmittelbaren Anschluss an eine Karenz des anderen (Adoptiv-, Pflege-)Elternteils anzutreten. 

(2) Aus Anlass des erstmaligen Wechsels der Betreuungsperson können beide (Adoptiv-, 
Pflege-)Elternteile für die Dauer eines Monates gleichzeitig Karenz in Anspruch nehmen, wobei in 
diesem Fall der Anspruch auf Karenz ein Monat vor dem Ablauf des zweiten Lebensjahres des Kindes 
oder dem in § 43 Abs. 1 zweiter Satz genannten Zeitpunkt endet. 

(3) Beabsichtigt ein (Adoptiv-, Pflege-)Elternteil, Karenz im Anschluss an eine Karenz des anderen 
(Adoptiv-, Pflege-)Elternteils in Anspruch zu nehmen, ist dem Dienstgeber spätestens drei Monate bzw., 
wenn die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor dem Wechsel Beginn und 
Dauer der Karenz bekannt zu geben. Unbeschadet des Ablaufs dieser Fristen kann eine Karenz nach 
Abs. 1 gewährt werden, sofern nicht zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

[…] 

§ 43 
Aufgeschobene Karenz 

(1) Drei Monate der Elternkarenz können aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten Lebensjahres 
des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden, wenn eine 
Karenz spätestens zu folgendem Zeitpunkt geendet hat: 

 a) eine Karenz nach § 40 Abs. 1 erster Satz spätestens mit Ablauf des 19. Lebensmonats des 
Kindes; 

 b) eine Karenz nach § 40 Abs. 1 zweiter Satz oder nach § 41 spätestens mit Ablauf des 21. 
Lebensmonats des Kindes; 

 c) eine Karenz nach § 41 spätestens mit Ablauf des 18. Lebensmonats des Kindes, wenn auch der 
andere Elternteil aufgeschobene Karenz in Anspruch nimmt. 

(1) Drei Monate der Elternkarenz können aufgeschoben und bis zum Ablauf des achten Lebensjahres 
des Kindes verbraucht werden. Aufgeschobene Karenz kann jedoch nur genommen werden, wenn die 
Karenz nach den §§ 40 und 41 spätestens geendet hat: 

 a) mit Ablauf des 21. Lebensmonates des Kindes; 

 b) mit Ablauf des 18. Lebensmonates des Kindes, wenn auch der andere Elternteil 
aufgeschobene Karenz in Anspruch nimmt. 

(2) Die Geburt eines weiteren Kindes hindert nicht den Verbrauch der aufgeschobenen Karenz. 

(3) Gemeindeangestellte haben dem Dienstgeber bekannt zu geben: 

 a) die Absicht, aufgeschobene Karenz in Anspruch zu nehmen, spätestens drei Monate bzw., wenn 
die Karenz weniger als drei Monate dauert, spätestens zwei Monate vor Ende der Karenz; 

 b) den Beginn des aufgeschobenen Teiles der Karenz spätestens drei Monate vor dem gewünschten 
Zeitpunkt. 

Unbeschadet des Ablaufes dieser Fristen kann aufgeschobene Karenz gewährt werden, sofern nicht 
dienstliche Erfordernisse entgegenstehen. 
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[…] 

§ 49b 
Altersteilzeit 

(1) Mit dem Gemeindeangestellten kann auf Antrag für längstens fünf Jahre eine Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit um 40 % bis 60 % mit Entgeltausgleich vereinbart werden (Altersteilzeit), wenn 

 a) der Gemeindeangestellte mit der beabsichtigten Beendigung der Altersteilzeit, spätestens jedoch 
nach fünf Jahren ab dem Beginn der Altersteilzeit, das Regelpensionsalter vollendet, 

 b) der Gemeindeangestellte die Voraussetzung nach § 27 Abs. 2 Z. 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 (AlVG) erfüllt, 

 c) die regelmäßige Arbeitszeit des Gemeindeangestellten in den letzten zwölf Monaten vor dem 
Beginn der Altersteilzeit einer Vollbeschäftigung entsprochen hat oder um nicht mehr als 40 % 
herabgesetzt war, 

 d) der Dienstgeber Anspruch auf Altersteilzeitgeld gemäß § 27 AlVG oder Teilpension 
gemäß § 27a AlVG hat und 

 e) keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. 

(2) Die Vereinbarung nach Abs. 1 hat zu enthalten: 

 a) den Beginn, die Dauer, die zeitliche Verteilung und das Ausmaß der Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit, 

 b) die Verpflichtung des Dienstgebers, die Sozialversicherungsbeiträge für den 
Gemeindeangestellten entsprechend der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der 
regelmäßigen Arbeitszeit zu entrichten; dies umfasst auch jenen Anteil am Dienstnehmerbeitrag, 
der sich aus dem Unterschied der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung und nach der 
Herabsetzung der regelmäßigen Arbeitszeit ergibt, und 

 c) die einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses mit der Beendigung der Altersteilzeit 
sowie deren Unwirksamkeit im Fall des vorzeitigen Endes der Altersteilzeit. 

(3) Der Entgeltausgleich gebührt, bis zur monatlichen Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG, 
in der Höhe von 50 v.H. des Unterschiedsbetrages zwischen dem in den letzten zwölf vollen 
KalendermonatenMonaten vor dem Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich gebührenden Entgelt 
(Oberwert) und dem Entgelt, das im gleichen Zeitraum bei herabgesetzter Arbeitszeit gebührt hätte 
(Unterwert)der herabgesetzten regelmäßigen Arbeitszeit entsprechenden Entgelt. Anpassungen oder 
sonstige Erhöhungen der Bezüge sind sinngemäß zu berücksichtigen. Der Entgeltausgleich ist bei der 
Bemessung der Sonderzahlungen dem Monatsbezug zuzurechnen. Nähere Vorgaben zur Berechnung von 
Entgelt und Entgeltausgleich hat die Landesregierung durch Verordnung zu treffen. 

(4) Ein Antrag nach Abs. 1 ist spätestens sechs Monate vor der angestrebten Wirksamkeit zu stellen 
und hat den gewünschten Beginn, die Dauer, die zeitliche Verteilung und das Ausmaß der Herabsetzung 
der regelmäßigen Arbeitszeit zu enthalten. Sofern keine dienstlichen Interessen entgegenstehen, kann von 
der Einhaltung der Frist zur Antragstellung abgesehen werden. 

(5) Die Altersteilzeit kann vom Dienstgeber vorzeitig beendet werden, wenn kein Anspruch mehr 
auf Altersteilzeitgeld gemäß § 27 AlVG oder Teilpension gemäß § 27a AlVG besteht. 

[…] 

4. Abschnitt 
Dienstbezüge im „Gehaltssystem neu“ 

1. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Allgemeine Bestimmungen 

§ 51 
Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge 

(1) Der Anspruch auf die dem Gemeindeangestellten nach diesem Gesetz gebührenden Bezüge 
entsteht, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, bei einem neu begründeten Dienstverhältnis 
am Tag des Dienstantrittes, im Übrigen an jenem Tag, an dem die vertragliche Vereinbarung oder die 
dienstrechtliche Verfügung rechtswirksam wird oder das sonst maßgebende Ereignis stattfindet. Dies gilt 
auch bei Änderungen der Bezüge. Wenn der Anspruch auf Veränderungen im Personenstand oder auf 
dem Hinzukommen versorgungsberechtigter Angehöriger beruht und diese Veränderungen dem 
Dienstgeber nicht binnen Monatsfrist angezeigt werden, entsteht der Anspruch mit dem Beginn des 
Tages, an welchem diese Anzeige nachgeholt wird. 
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(2) Die fortlaufenden Bezüge sind am 15. des Monates oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist, am 
vorhergehenden Arbeitstag auszuzahlen. Wenn es aus organisatorischen Gründen zweckmäßig ist, kann 
die Auszahlung auch am 1. des Monates im Nachhinein, im Fall, dass dieser kein Arbeitstag ist, am 
vorhergehenden Arbeitstag erfolgen. Bezüge, auf welche der Anspruch erst im Verlauf eines Monates 
entstanden ist, sind zugleich mit den für den nächsten Monat, sofern dies nicht möglich ist, mit den für 
den übernächsten Monat gebührenden Bezügen im Nachhinein auszuzahlen. Die Sonderzahlung ist für 
das jeweilige Kalendervierteljahr zugleich mit den März-, Juni-, September- und Novemberbezügen 
auszuzahlen. 

(3) Der Gemeindeangestellte hat dafür zu sorgen, dass die ihm gebührenden Bezüge unbar und 
spesenfrei auf ein Konto überwiesen werden können. 

(4) Soweit dies zwischen dem Dienstgeber und dem Gemeindeangestellten vereinbart ist, kann der 
Dienstgeber anstelle der Auszahlung bis zu 10 % der gebührenden Bezüge als Beiträge an Pensionskassen 
oder betriebliche Kollektivversicherungen im Sinne des § 26 Z. 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 
leisten. 

(5) Von den Bezügen der Gemeindeangestellten dürfen, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, 
nur dann Abzüge für bestimmte Zwecke vorgenommen werden, wenn 

 a) dies zwischen dem Dienstgeber und dem Gemeindeangestellten vereinbart ist; 

 b) es sich um Entgelte für Leistungen der Gemeinde außerhalb des Dienstverhältnisses handelt und 
der Gemeindeangestellte nicht widerspricht; 

 c) bei einem Abzug von Beiträgen zu einer Zusatzversicherung diese als Gruppenversicherung 
abgeschlossen wurde; oder 

 d) bei einem Abzug von Beiträgen für Wohlfahrtseinrichtungen der Gemeindeangestellten die 
Leistungen dieser Wohlfahrtseinrichtungen ausschließlich für Angestellte der Gemeinde oder 
deren versorgungsberechtigte Angehörige bestimmt sind und diesen Personen ohne Rücksicht auf 
ihre Zugehörigkeit zu einer bestimmten politischen Partei oder Berufsvereinigung nach gleichen 
Grundsätzen gewährt werden. Soweit es sich nicht um satzungsgemäß geregelte 
Wohlfahrtseinrichtungen handelt, hat jeder Gemeindeangestellte das Recht, in die Verwaltung 
oder Verrechnung dieser Abzüge Einsicht zu nehmen. 

(6) Der Anspruch auf die fortlaufenden Bezüge erlischt, soweit in diesem Gesetz nicht anderes 
bestimmt ist, mit dem Ende des Dienstverhältnisses, sonst mit dem Ablauf des Monates, in welchem die 
bezügliche dienstrechtliche Verfügung rechtswirksam wird oder das maßgebende Ereignis stattfindet. Bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses durch Tod endet der Anspruch mit Ablauf des Monates, in dem der 
Gemeindeangestellte verstorben ist. 

(7) Der Berechnung von Tagesbezügen sind alle Monate mit 30 Tagen und alle einzelnen Tage mit 
1/30 des Monates zugrunde zu legen. 

§ 52 
Übergang von Schadenersatzansprüchen 

Wenn der Gemeindeangestellte wegen des vorübergehenden oder dauernden Verlustes seiner 
Dienstfähigkeit oder seine Hinterbliebenen wegen seines Todes nach anderen gesetzlichen Bestimmungen 
Schadenersatz beanspruchen können, so geht dieser Anspruch bis zu der Höhe auf die Gemeinde über, als 
diese an die Entschädigungsberechtigten Dienstbezüge nach diesem Gesetz zu gewähren hat. Solche 
Schadenersatzansprüche haben der Gemeindeangestellte oder seine Hinterbliebenen unverzüglich zu 
melden. Ansprüche auf Schmerzensgeld gehen jedoch auf die Gemeinde nicht über. 

§ 53 
Ersatz von Übergenüssen 

(1) Zu Unrecht erhaltene Bezüge (Übergenüsse) sind der Gemeinde zu ersetzen, wenn sie 

 a) nicht im guten Glauben empfangen wurden; oder 

 b) 5 % des jeweiligen Monatsbezuges nicht übersteigen und ihre Auszahlung nicht länger als ein 
Jahr zurückliegt. 

(2) Übergenüsse sind durch Abzug von den nach diesem Gesetz gebührenden Geldleistungen 
hereinzubringen. Für den Ersatz von Übergenüssen können Raten festgesetzt werden, wobei auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Ersatzpflichtigen Rücksicht zu nehmen ist. Ist die Hereinbringung im 
Abzugswege nicht möglich, so ist der Ersatzpflichtige zum Ersatz aufzufordern; 

erforderlichenfalls ist der Ersatz im Zivilrechtsweg geltend zu machen. 
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(3) Soweit die Ersatzforderung der Gemeinde durch Abzug hereinzubringen ist, geht sie den 
Forderungen anderer Personen vor. 

(4) Aus berücksichtigungswürdigen Gründen kann die Rückzahlung gestundet werden. Von der 
Hereinbringung eines Übergenusses kann Abstand genommen werden, wenn die Hereinbringung für den 
Gemeindeangestellten eine besondere Härte bedeuten oder wenn der mit der Hereinbringung verbundene 
Aufwand in keinem Verhältnis zum Übergenuss stehen würde. 

§ 54 
Verjährung 

Der Anspruch auf Bezüge, Abfertigung und Urlaubsabfindung sowie das Recht auf Ersatz von 
Übergenüssen verjähren in drei Jahren nach ihrer Entstehung. Was trotz Verjährung geleistet worden ist, 
kann nicht zurückgefordert werden. 

§ 55 
Verzicht auf Ersatzforderungen 

(1) Auf eine Ersatzforderung, die der Gemeinde gegenüber einem Gemeindeangestellten aufgrund 
der gesetzlichen Bestimmungen über die Schadenshaftung von Organen der Gemeinde zusteht, kann 
insoweit ganz oder teilweise verzichtet werden, als die Hereinbringung der Forderung nach der Lage des 
Falles, insbesondere unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und des Grades des 
Verschuldens des Ersatzpflichtigen, unbillig wäre. 

(2) Von der Hereinbringung einer Ersatzforderung ist Abstand zu nehmen, wenn 

 a) alle Möglichkeiten der Hereinbringung erfolglos versucht worden oder Einbringungsmaßnahmen 
offenkundig aussichtslos sind; oder 

 b) die Hereinbringung mit Kosten verbunden wäre, die in keinem Verhältnis zur Höhe der 
Forderung stehen. 

§ 56 
Dienstbezüge 

(1) Dem Gemeindeangestellten gebühren als Dienstbezüge Monatsbezüge, Sonderzahlungen sowie 
allfällige Nebenbezüge und einmalige Zuwendungen. 

(2) Die Monatsbezüge bestehen aus dem Gehalt (§ 57) und nachstehend angeführten, allfälligen 
Bestandteilen: 

 a) Zulage im Zuge der Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation (§ 59); 

 ab) Leistungsprämie (§ 64); 

 bc) Kinderzulage (§ 65);   

 cd) Teuerungszulage gemäß Abs. 3; 

 de) besondere Zulage gemäß Abs. 4. 

Als Monatsbezug gilt auch ein aufgrund eines Dienstverhältnisses mit Sonderregelung gemäß § 70 
gebührendes Entgelt, sofern in einer Verordnung nach § 70 Abs. 2 nicht anderes geregelt wird. 
Teilzeitbeschäftigten gebührt ein dem Beschäftigungsausmaß entsprechend herabgesetzter Monatsbezug. 

(3) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, dass die Monatsbezüge durch eine 
Zulage an die Teuerung anzupassen sind, sofern dies zur Anpassung der Bezüge an geänderte 
Lebenshaltungskosten notwendig ist. Die Teuerungszulage ist grundsätzlich einheitlich in einem 
Hundertsatz zu gewähren; sie kann jedoch insbesondere auch 

 a) für den Gehalt und die einzelnen Zulagen, sofern diese nicht in einem Hundertsatz zum Gehalt 
festgelegt sind, verschieden hoch festgesetzt werden, 

 b) für den Gehalt in zwei unterschiedlich hohen Hundertsätzen festgesetzt werden, wobei der 
höhere Hundertsatz für den Gehalt bzw. Gehaltsteil gilt, der unter der einheitlich festzulegenden 
Betragsgrenze liegt, und 

 c) mit einem einheitlichen Betrag zur Anpassung des Gehalts festgesetzt werden. 

Die Teuerungszulage teilt das rechtliche Schicksal des Teiles des Monatsbezuges, zu dem sie gewährt 
wird. 

(4) Über die Anpassung der Bezüge an geänderte Lebenshaltungskosten hinaus kann die 
Landesregierung mit Verordnung, sofern dies im Hinblick auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 
vertretbar ist, eine besondere Zulage zu den Monatsbezügen gewähren. Der Abs. 3 zweiter und dritter 
Satz gelten sinngemäß. 
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(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung zum Zwecke der sozialen Ausgewogenheit eine 
einmalige Zuwendung festlegen. 

§ 57 
Gehalt 

(1) Das Gehalt des Gemeindeangestellten wird durch die Gehaltsklasse, der die nach § 58 Abs. 6 
maßgebliche Modellstelle zugeordnet ist, und durch die Gehaltsstufe bestimmt (Einstufung). Verfügt der 
Gemeindeangestellte bei der Einstufung über eine höherwertige Ausbildung als in der Modellstelle 
festgelegt, verringert sich die erforderliche praktische Erfahrung; umgekehrt erhöht sich im Falle einer 
Ausbildung, welche die in der Modellstelle festgelegten Anforderungen nicht erreicht, die erforderliche 
praktische Erfahrung. 

(2) Das Gehalt beginnt, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, mit der Gehaltsstufe 1 der 
jeweiligen Gehaltsklasse. Verfügt der Gemeindeangestellte auch unter Berücksichtigung des Abs. 1 
zweiter Satz nicht über die für die einschlägige Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, 
verringert sich für diesen Zeitraum der Gehalt, sofern bis zu zwei Jahre an praktischer Erfahrung fehlen, 
um 5 %, ansonsten um 10 %. Verfügt er über mehr als die erforderliche praktische Erfahrung, ist der 
Gemeindeangestellte unter sinngemäßer Anwendung des § 60 in die entsprechend höhere Gehaltsstufe 
der jeweiligen Gehaltsklasse einzustufen. 

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Vorschriften über die Anrechnung von 
Ausbildung und praktischer Erfahrung und deren wechselseitige Berücksichtigung (Abs. 1 zweiter Satz 
sowie Abs. 2 letzter Satz) festzulegen. 

(4) Bei einem Wechsel der Modellstellen gilt FolgendesModellstelle ist der Gemeindeangestellte wie 
folgt einzustufen: 

 a) bei einem Wechsel in eine höhere Gehaltsklasse erfolgt die Einstufung in jene Gehaltsstufe, 
deren Gehalt mindestens 5 % über dem bisherigen Gehalt liegt; 

 b) sofern der Bedienstete zumindest drei Jahre der bisherigen Modellstelle zugeordnet war und im 
Zuge des Wechsels eine oder mehrere Gehaltsklassen übersprungen werden, erfolgt die 
Einstufung in jene Gehaltsstufe, deren Gehalt mindestens 10 % über dem bisherigen Gehalt liegt; 
sofern dies für den Bediensteten günstiger ist, erfolgt bei einem Wechsel in eine 
Führungsfunktion die Einstufung in jene Gehaltsstufe, deren Gehalt mindestens um 5 % je 
übersprungener Gehaltsklasse über dem bisherigen Gehalt liegt; 

 c) erfolgt der Wechsel aufgrund einer Änderung der Modellstellen-Verordnung (§ 58 Abs. 4) und 
einer damit verbundenen neuen Zuordnung des Gemeindeangestellten nach § 58 Abs. 6, ist der 
Gemeindeangestellte in jene Gehaltsstufe einzustufen, die er in der bisherigen Gehaltsklasse 
erreicht hat. 

(53) Das Gehaltsschema umfasst 23 Gehaltsklassen. Die Gehaltsklasse 1 reicht bis zu einem 
Stellenwert von 15,0 Punkten. Jede Gehaltsklasse umfasst eine Spanne von drei Punkten. Das 
Gehaltsschema mit dem Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe ist in der Anlage 1 dieses Gesetzes 
dargestellt (Allgemeines Gehaltsschema)(„Allgemeines Gehaltsschema neu“). 

(64) Folgenden Personen, die in den Dienst der Gemeinde aufgenommen werden, kann ein bis zu 50 
% niedrigeres Gehalt gewährt werden: 

 a) Ferialarbeitskräften, 

 b) Ersatzkräften zu Einschulungszwecken und 

 c) arbeitslosen Personen zur vorübergehenden Aushilfe oder zur Ausbildung für die Dauer von 
längstens einem Jahr. 

Bei der Gewährung eines niedrigeren Gehaltes ist auf die Ausbildung und die Verwendung Bedacht zu 
nehmen. 

§ 58 
Modellstellen 

(1) Sämtliche Aufgabenbereiche der Gemeinde sind nach den folgenden Bestimmungen als 
Modellfunktionen festzulegen; jede Modellfunktion besteht aus mehreren Modellstellen. Modellstellen 
sind abstrakte Stellen. 

(2) Für die Festlegung der Modellstellen sind die in der Anlage 2 angeführten Anforderungsarten 
heranzuziehen. Jede Anforderungsart ist gewichtet (Merkmalsgewicht) und gliedert sich in zwei – 
ebenfalls gewichtete – Bewertungsaspekte (Aspektgewicht). 
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(3) Die Bewertungsaspekte sind in Stufen unterteilt, die über Textbausteine definiert sind und denen 
je nach Anforderungsgrad ein Stufenwert zugeordnet ist. Die Textbausteine samt Anforderungsgrad sind 
in der Anlage 3 dieses Gesetzes dargestellt. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die einzelnen Modellstellen festzulegen 
(Modellstellen-Verordnung). Dazu sind die Modellstellen innerhalb einer Modellfunktion den 
zutreffenden Stufen nach Abs. 3 zuzuordnen. Die Summe der gewichteten Stufenwerte innerhalb einer 
Anforderungsart ergibt den Anforderungswert, die Summe der gewichteten Anforderungswerte ergibt den 
Stellenwert einer Modellstelle. 

(5) Die Darstellung der Modellfunktionen und die Zuordnung der Modellstellen zu den ihrem 
Stellenwert entsprechenden Gehaltsklassen hat durch Verordnung der Landesregierung zu erfolgen 
(Einreihungsplan). 

(6) Der Dienstgeber hat jeden Gemeindeangestellten entsprechend seiner Verwendung einer 
Modellstelle zuzuordnen. Ergibt sich aufgrund unterschiedlicher Verwendungen die Notwendigkeit der 
Zuordnung zu mehr als einer Modellstelle, ist der Gemeindeangestellte den entsprechenden Modellstellen 
im Ausmaß der jeweiligen Verwendung zuzuordnen. Die Zuordnung erfolgt im Dienstvertrag oder mit 
einer allfälligen Verfügung über die Verwendungsänderung. 

(7) Die Zuordnung zu einer Modellstelle gilt für ein Jahr als Probezeit, wenn die neue Modellstelle 
zumindest um zwei Gehaltsklassen höher eingereiht ist als jene Modellstelle, der der Gemeindeangestellte 
bisher zugeordnet war. 

§ 59 
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation 

Dem Gemeindeangestellten, der eine für die vorgesehene Verwendung besonders geeignete 
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt 
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewährt werden, die er erreicht hätte, wenn er 
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zurückgelegt hätte; eine entsprechende Zulage kann 
auch gewährt werden, wenn der Gemeindeangestellte eine sonstige für die vorgesehene Verwendung 
besondere Qualifikation nachweist. Die Zulage ist nach Maßgabe des Aufstiegs in eine höhere 
Gehaltsstufe oder eine höhere Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erhöhungsbetrages einziehbar zu 
gestalten. Anstelle der Gewährung einer Zulage kann die Einstufung in eine höhere Gehaltsstufe erfolgen. 

§ 60 
Erfahrungsanstieg 

(1) Der Gemeindeangestellte rückt nach jeweils zwei Jahren in die nächst höhere Gehaltsstufe seiner 
Gehaltsklasse vor. In jeder Gehaltsklasse ist ein Erfahrungsanstieg über mehrere Gehaltsstufen möglich. 
Für die Vorrückung ist der Zeitpunkt des Eintrittes in den Gemeindedienst maßgebend; ist dies nicht der 
Erste des Kalendermonates, ist der nächstfolgende Monatserste maßgebend. Verfügt ein 
Gemeindeangestellter nicht über die für die einschlägige Modellstelle erforderliche praktische Erfahrung, 
rückt er erst nach Ablauf von zwei Jahren nach jenem Zeitpunkt, an dem die erforderliche praktische 
Erfahrung nachgewiesen wird, in die nächsthöhere Gehaltsstufe seiner Gehaltsklasse vor. 

(2) Die Vorrückung wird, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, gehemmt 

 a) während eines Sonderurlaubes, wenn dieser unter der Bedingung gewährt wurde, dass für die 
Dauer des Urlaubes die Vorrückung in höhere Bezüge gehemmt ist (§ 36 Abs. 2); 

 b) während einer Bildungskarenz (§ 49); oder 

 c) solange die Leistungsbeurteilung auf nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg (§ 63 Abs. 1 lit. a) lautet. 

(3) Die Zeit der Hemmung ist für den Lauf der zweijährigen Vorrückungsfrist nicht zu 
berücksichtigen. 

 

§ 61 
Rückstufung 

(1) Rückstufung ist die Zuordnung des Gemeindeangestellten zu einer Modellstelle, die einer 
niedrigeren Gehaltsklasse als die bisherige Modellstelle zugeordnet istEinstufung in eine niedrigere 
Gehaltsklasse als die bisherige aufgrund einer Verwendungsänderung. Davon ausgenommen ist eine 
entsprechende Änderung der Zuordnung im Anschluss an die Probezeit (§ 58 Abs. 7). 

(2) Eine Rückstufung ist nur zulässig, wenn    

 a) die Leistungsbeurteilung des Gemeindeangestellten auf seiner bisher bekleideten Stelle auf nicht 
aufgewiesenen Arbeitserfolg lautet; 
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 b) eine befristete Betrauung mit der bisher bekleideten Stelleder bisherigen Verwendung nicht 
verlängert wird; 

 c) der Gemeindeangestellte der Rückstufung zustimmt; oder 

 d) dem Gemeindeangestellten das Gehalt nach seiner bisherigen Gehaltsklasse und dem 
Erfahrungsanstieg in dieser Gehaltsklasse gewährt wird. 

(3) Der Gemeindeangestellte ist bei der Rückstufung in jene Gehaltsstufe einzustufen, in der er sich 
befinden würde, wenn er die Zeit, die er in der höheren Gehaltsklasse verbracht hat, in der niedrigeren 
verbracht hätte. 

§ 62 
Sonderzahlung 

Dem Gemeindeangestellten gebührt für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe 
von 50 v.H. des durchschnittlichen Monatsbezuges in diesem Zeitraum. Steht ein Gemeindeangestellter 
während des Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Genuss 
des vollen Monatsbezuges, so gebührt ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat der 
Auszahlung gilt beim Ausscheiden aus dem Dienststand der Monat des Ausscheidens. 

§ 63 
Leistungsbeurteilung 

(1) Der Dienstgeber hat in jedem Kalenderjahr für alle Gemeindeangestellten eine 
Leistungsbeurteilung vorzunehmen, in der festzustellen ist, ob der Gemeindeangestellte im 
Beurteilungszeitraum den zu erwartenden Arbeitserfolg 

 a) nicht aufgewiesen; 

 b) aufgewiesen oder durch besondere Leistungen überschritten; 

hat. Die Beurteilung nach lit. b ist in Abhängigkeit vom Arbeitserfolg in die Kategorien I bis IV zu 
untergliedern.  

(2) Bei Gemeindeangestellten, deren Dienstverhältnis erst nach dem 30. Juni des Kalenderjahres 
begonnen hat, kann von der Leistungsbeurteilung abgesehen werden. Das Gleiche gilt, wenn der 
Gemeindeangestellte mehr als sechs Monate des Kalenderjahres keinen Anspruch auf Bezüge hatte. 

(3) Sofern ein Gemeindeangestellter bei der zuletzt durchgeführten Leistungsbeurteilung den zu 
erwartenden Arbeitserfolg aufgewiesen hat (Abs. 1 lit. b erster Fall), kann der Dienstgeber von einer 
neuerlichen Beurteilung absehen; diesfalls bleibt die bisherige Beurteilung aufrecht. Eine 
Leistungsbeurteilung ist jedoch vorzunehmen, wenn der Gemeindeangestellte dies verlangt. 

(3) Die Leistungsbeurteilung hat zu erfolgen 

 a) auf der Grundlage einer Zielvereinbarung zwischen dem Dienstgeber und dem 
Gemeindeangestellten; 

 b) durch Bewertung der Arbeit nach Verhaltensmerkmalen, die für den Arbeitserfolg innerhalb der 
Modellfunktion oder der Modellstelle von Bedeutung sind; oder 

 c) durch Bewertung der Arbeit nach den Anforderungsarten, die für die Modellstelle, der der 
Gemeindeangestellte zugeordnet ist (§ 58 Abs. 6), maßgeblich sind. 

(4) Die Leistungsbeurteilung hat durch Bewertung der Arbeit nach Verhaltensmerkmalen, die für 
den Arbeitserfolg innerhalb der Modellfunktion oder der Modellstelle von Bedeutung sind, zu erfolgen. 
Die Beurteilung des Arbeitserfolges schließt auch das allgemeine dienstliche Verhalten des 
Gemeindeangestellten mit ein. 

(54) Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere Vorschriften zu den Methoden der 
Leistungsbeurteilung nach Abs. 4Abs. 3 und zur Bewertung des Arbeitserfolges zu erlassen.  

(65) Die Leistungsbeurteilung ist mit dem Gemeindeangestellten zu besprechen und ihm schriftlich 
zuzustellen. Wenn der Gemeindeangestellte nicht binnen zwei Wochen ab Zustellung mitteilt, dass er eine 
andere Leistungsbeurteilung für gerechtfertigt hält, ist die Leistungsbeurteilung endgültig. 

(76) Wird eine Mitteilung nach Abs. 6Abs. 5 eingebracht, hat binnen zwei Wochen eine weitere 
Besprechung stattzufinden, bei der der Gemeindeangestellte eine Person seines Vertrauens aus dem 
Personalstand der Gemeinde oder der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten beiziehen kann. Die nach 
dieser Besprechung erfolgende Leistungsbeurteilung ist endgültig. 
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§ 64 
Leistungsprämie 

(1) Gemeindeangestellte, in deren letzten Leistungsbeurteilung festgestellt wurde, dass der 
Arbeitserfolg aufgewiesen oder durch besondere Leistungen überschritten wurde, haben unter der 
Voraussetzung eines Anspruchs auf Monatsbezüge einen Anspruch auf eine monatliche Leistungsprämie. 
Der Anspruch auf die Leistungsprämie entsteht mit Beginn des auf die Leistungsbeurteilung folgenden 
Kalenderjahres. 

(2) Die Leistungsprämie beträgt für 

 a) die Kategorie I mindestens 1,25 % und höchstens 2,5 %; 

 b) die Kategorie II mindestens 2,5 % und höchstens 5 %; 

 c) die Kategorie III mindestens 3,75 % und höchstens 7,5 %; 

 d) die Kategorie IV mindestens 5 % und höchstens 10 %; 

des Monatsbezuges nach § 56 Abs. 2 abzüglich der Kinderzulage und der Leistungsprämie. 

(3) Für die Berechnung der Leistungsprämie sind die Monatsbezüge des Monates September, 
abzüglich der Kinderzulage und der Leistungsprämie aller Gemeindeangestellten, für die eine 
Leistungsbeurteilung vorliegt, heranzuziehen. 

(4) Die nach Abs. 2 ermittelten Mindestprämien der Bediensteten sind im Verhältnis der 
Mindestprämiensätze der einzelnen Kategorien zueinander anzuheben, bis in Summe 5 % der 
Monatsbezüge nach Abs. 3 oder die in Abs. 2 festgelegten Höchstsätze erreicht sind. Soweit infolge der 
Prämienbegrenzung durch die Höchstsätze die Summe von 5 % der Monatsbezüge nicht erreicht wird, ist 
die Differenz nach Maßgabe des ersten Satzes den Prämien der übrigen Bediensteten zuzuschlagen. 

(5) Bei nur bis zu drei zu beurteilenden Gemeindeangestellten gebührt die Leistungsprämie in Höhe 
des Durchschnittswertes der in den Kategorien nach Abs. 2 angeführten Mindest- und Höchstsätze. 

(6) Jenen Gemeindeangestellten, bei denen von einer Leistungsbeurteilung aus dem im § 63 Abs. 2 
erster Satz angeführten Grund abgesehen wurde, gebührt eine Leistungsprämie in Höhe von 2,5 % des 
Monatsbezuges abzüglich der Kinderzulage und der Leistungsprämie. Der Anspruch entsteht mit dem auf 
das erste Halbjahr seit Beginn des Dienstverhältnisses folgenden Monatsersten. 

(67) Die Gemeindevertretung kann mit Verordnung bestimmen, dass abweichend von Abs. 3 und 4 
für die Berechnung der Leistungsprämie die entsprechenden Bezüge bestimmter Gruppen von 
Gemeindeangestellten heranzuziehen sind. 

(7) Abweichend von Abs. 1 bis 6 kann Gemeindeangestellten auch schon vor der ersten 
Leistungsbeurteilung und dem Beginn des Anspruchs nach Abs. 1 letzter Satz eine Leistungsprämie in 
Höhe von bis zu 5 % des Monatsbezuges abzüglich der Kinderzulage und der Leistungsprämie gewährt 
werden. 

(8) Die Gemeindevertretung kann mit Verordnung abweichend von den Abs. 1 bis 7 bestimmen, 
dass alle Gemeindeangestellten, ausgenommen ihr Arbeitserfolg wurde in der letzten 
Leistungsbeurteilung mit nicht ausgewiesen festgestellt, unter der Voraussetzung eines Anspruches auf 
einen Monatsbezug einen Anspruch auf eine monatliche Leistungsprämie im Ausmaß von 5 % des 
Monatsbezuges nach § 56 Abs. 2, abzüglich der Kinderzulage und der Leistungsprämie, haben. 

§ 65 
Kinderzulage 

(1) Dem Gemeindeangestellten gebührt eine Kinderzulage für jedes eheliche Kind, legitimierte Kind, 
Wahlkind und uneheliche Kind, sofern für das Kind Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 bezogen wird oder nur deshalb keine Familienbeihilfe bezogen 
wird, weil für dieses Kind eine gleichartige ausländische Beihilfe bezogen wird. Unter den im ersten Satz 
angeführten Voraussetzungen gebührt die Kinderzulage weiters für jedes sonstige Kind, das dem 
Haushalt des Gemeindeangestellten angehört und von ihm überwiegend erhalten wird. 

(2) Besteht kein Anspruch nach Abs. 1, so gebührt dem Gemeindeangestellten für jedes eheliche 
Kind, legitimierte Kind, Wahlkind und uneheliche Kind – sowie für ein sonstiges Kind, wenn es seinem 
Haushalt angehört und von ihm überwiegend erhalten wird – dennoch eine Kinderzulage, sofern das Kind 
das 26. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und folgende Voraussetzungen vorliegen: 

 a) wenn es den Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst leistet oder in einer Schul- oder 
Berufsausbildung steht, die seine Arbeitskraft überwiegend beansprucht; 

oder 
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 b) wenn es die Schul- oder Berufsausbildung, den Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst beendet 
hat, für die Zeit, höchstens jedoch für drei Monate, zwischen der Beendigung und dem 
frühestmöglich erfolgten erneuten Beginn bzw. der Fortsetzung einer solchen Tätigkeit. 

Ein freiwilliger sozialer Dienst ist dem Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst nach lit. a und b 
gleichzuhalten. Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch Ableistung des Präsenz- oder Zivildienstes, 
durch Krankheit oder durch ein anderes unüberwindbares Hindernis verzögert worden, so gebührt die 
Kinderzulage über das 26. Lebensjahr hinaus für einen der Dauer der Behinderung angemessenen 
Zeitraum. 

(3) Weiters gebührt eine Kinderzulage für ein Kind, das aufgrund einer Behinderung, die vor dem 
Zeitpunkt eingetreten ist, in dem der Anspruch auf Kinderzulage gemäß den Abs. 1 und 2 wegfällt, 
voraussichtlich dauernd außerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen. 

(4) Für ein Kind, das das 26. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann die Kinderzulage auch 
gewährt werden, wenn sonstige besonders berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen. 

(5) Für ein Kalenderjahr, in dem das Kind oder sein Ehegatte oder eingetragener Partner ein 
Einkommen bezogen hat, das die für den Bezug der Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 maßgebliche Obergrenze übersteigt, gebührt keine Kinderzulage 
nach den Abs. 2 bis 4. 

(6) Die Kinderzulage besteht aus einem Sockelbetrag in Höhe von 86,21 Euro und erhöht sich um 
98,26beträgt 65,66 Euro für das erste, 99,3466,40 Euro für das zweite, 104,9370,12 Euro für das dritte 
und 108,6972,64 Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Kind. Die Kinderzulage gebührt in dem 
Monat, in dem der Anspruch entsteht, im vollen Ausmaß. 

(7) Für ein und dasselbe Kind gebührt die Kinderzulage nur ein Mal. Hätten mehrere Personen für 
das Kind Anspruch auf eine Kinderzulage oder ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis zu einer 
anderen Gebietskörperschaft oder einem Gemeindeverband, gebührt die Kinderzulage dem Bediensteten, 
dessen Haushalt das Kind angehört; bei gemeinsamem Haushalt der Bediensteten geht der früher 
entstandene Anspruch dem später entstandenen und bei gleichzeitigem Entstehen der Ansprüche jener des 
älteren Bediensteten vor. Dies gilt nicht, wenn ein Bediensteter auf seinen Anspruch verzichtet. 

(8) Hat ein Gemeindeangestellter aus einem Dienstverhältnis zu einer anderen Gebietskörperschaft 
oder einem Gemeindeverband Anspruch auf eine Kinderzulage oder eine ähnliche Leistung, so gebührt 
die Kinderzulage nur soweit, dass in Summe 100 % des Betrages nach Abs. 6 nicht überschritten werden. 

(9) Dem Haushalt des Gemeindeangestellten gehört ein Kind an, wenn es bei einheitlicher 
Wirtschaftsführung die Wohnung mit dem Gemeindeangestellten teilt oder sich aus Gründen der 
Erziehung, Ausbildung, Krankheit oder einer Behinderung an einem anderen Ort aufhält. 

(10) Der Gemeindeangestellte ist verpflichtet, alle Tatsachen, die für den Anfall, die Änderung oder 
die Einstellung der Kinderzulage von Bedeutung sind, binnen eines Monates nach dem Eintritt der 
Tatsache, wenn er aber nachweist, dass er von dieser Tatsache erst später Kenntnis erlangt hat, binnen 
eines Monates nach Kenntnis, dem Dienstgeber zu melden. 

§ 66 
Nebenbezüge 

(1) Der Gemeindeangestellte hat Anspruch auf folgende Nebenbezüge: 

 a) Überstundenvergütung für angeordnete Dienstleistungen, die über das für eine Vollbeschäftigung 
vorgeschriebene Ausmaß der Arbeitszeit hinausgehen, sofern sich aus § 20 Abs. 4 zweiter Satz 
nicht anderes ergibt; 

 b) Nachtdienstzulage für Dienstleistungen, die im Rahmen eines Dienstplanes in der Zeit zwischen 
22 Uhr und 6 Uhr zu leisten sind; 

 c) Bereitschaftszulage für die Leistung von Bereitschaftsdienst; 

 d) Sonn- und Feiertagszulage für Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen, die im Rahmen eines 
Dienstplanes zu leisten sind; 

 e) Fahrtkostenvergütung als Ersatz für die Fahrtauslagen zwischen Wohnung und Dienststelle, 
wenn die Wegstrecke in einer Richtung mehr als zwei Kilometer beträgt. Bei Berechnung der 
Fahrtkostenvergütung sind die Tarife für öffentliche Verkehrsmittel zugrunde zu legen; die 
Fahrtkostenvergütung darf die Kosten einer Jahreskarte des Verkehrsverbundes Vorarlberg 
jedoch nicht übersteigen; 

 f) Entschädigung für Nebentätigkeiten; 
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 g) Belohnungen in Höhe von zwei Monatsbezügen aus Anlass seines 25-jährigen, 30-jährigen und 
40-jährigen Dienstjubiläums; 

scheidet der Gemeindeangestellte nach Vollendung des 35., aber vor Vollendung des 40. 
Dienstjahres aus dem Dienststand aus, so ist die einmalige Belohnung, die anlässlich der 
Vollendung des 40. Dienstjahres gewährt wird, ihm – im Falle seines Todes seinen 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand – schon beim Ausscheiden aus 
dem Dienststand auszuzahlen; 

 h) Entschädigung für Referententätigkeit, wenn die Tätigkeit nicht Bestandteil der dienstlichen 
Aufgaben ist; 

 i) einmalige Belohnungen für außergewöhnliche Arbeitsleistungen; 

 j) Schmutzzulagen für Arbeiten, die mit einer besonderen Verschmutzung verbunden sind; 

 k) Erschwerniszulagen für Arbeiten, die mit besonderen körperlichen Anstrengungen oder sonstigen 
besonderen Erschwernissen verbunden sind; 

 l) Gefahrenzulagen für Arbeiten, die mit besonderen Gefahren für Gesundheit und Leben 
verbunden sind; 

 m) Entschädigungen für besondere Aufwendungen, die für die Wahrnehmung der dienstlichen 
Aufgaben des Gemeindebediensteten unbedingt erforderlich oder sonst im dienstlichen Interesse 
gelegen sind. 

(2) Nebenbezüge gemäß Abs. 1 lit. j, k, l und m gebühren nur dann, wenn diese besonderen 
Umstände nicht bereits in der Modellstelle berücksichtigt wurden. 

(3) Das Nähere über die Nebenbezüge, insbesondere über Voraussetzungen und Ausmaß derselben, 
ist von der Landesregierung unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen in Abs. 1 durch Verordnung zu 
regeln. 

(4) Macht die Anwendung des § 48 eine Änderung der Verwendung erforderlich, so hat die 
Gemeindeangestellte Anspruch auf Nebenbezüge in jenem Ausmaß, das dem Durchschnitt der 
Nebenbezüge während der letzten 13 Wochen vor der Änderung der Verwendung entspricht. 
Überstundenvergütungen haben dabei außer Ansatz zu bleiben. 

§ 67 
Reisegebühren 

(1) Der Gemeindeangestellte hat Anspruch auf Ersatz des notwendigen Mehraufwandes, der ihm aus 
Anlass einer dienstlichen Tätigkeit außerhalb der Dienststelle oder einer Dienstzuteilung entsteht. Hierbei 
sind insbesondere die Auslagen für die Zurücklegung von Wegstrecken, für Verpflegung und für 
Unterbringung abzugelten. 

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung die näheren Vorschriften über die Arten von 
Reisegebühren, deren Ausmaß und Anspruchsvoraussetzungen zu erlassen. 

§ 68 
Sachleistungen 

(1) Der Dienstgeber hat dem Gemeindeangestellten nach Maßgabe des dienstlichen Bedarfs 
Sachbehelfe, wie etwa Dienstkleidung beizustellen. Anstelle der Gewährung von Sachbehelfen kann zur 
Deckung des dem Gemeindeangestellten aus der notwendigen Anschaffung entstandenen Mehraufwandes 
auch eine finanzielle Entschädigung gewährt werden. 

(2) Werden einem Gemeindeangestellten Sachleistungen (Dienstwohnung, Werkswohnung, Nutzung 
von Grundstücken und dergleichen) gewährt, so hat er dafür eine angemessene Vergütung zu leisten, die 
unter Bedachtnahme auf die der Gemeinde erwachsenen Beschaffungskosten, die örtlichen Verhältnisse 
und Ähnliches zu bemessen ist. 

(3) Dem Gemeindeangestellten kann eine Dienst- oder Werkswohnung zugewiesen werden. 
Dienstwohnung ist eine Wohnung, die dem Gemeindeangestellten im unbedingten dienstlichen Interesse 
zur Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben von Amts wegen zugewiesen wird und die er beziehen muss. 
Werkswohnung ist eine Wohnung, die dem Gemeindeangestellten auf Antrag zugewiesen werden kann 
und deren Bezug zur Erfüllung der dienstlichen Aufgaben nicht unbedingt notwendig ist. 

(4) Durch die Zuweisung einer Dienst- oder Werkswohnung wird kein Bestandsverhältnis begründet. 
Der Gemeindeangestellte oder seine Rechtsnachfolger haben auf Verlangen des Dienstgebers die 
Wohnung innerhalb von drei Monaten zu räumen, wenn das Dienstverhältnis endet, wenn eine Änderung 
der Dienstverwendung (auch in örtlicher Hinsicht) eingetreten ist oder wenn eine den Interessen der 
Gemeindeverwaltung besser dienende Verwendung der Wohnung erfolgen soll. Die Frist zur Räumung 



  

42 

kann bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Umstände auf bis zu sechs Monate verlängert werden. 
Erfolgt die Räumung nicht fristgerecht, ist für die Zeit nach Ablauf der Räumungsfrist bis zur 
tatsächlichen Räumung, ohne dass hierdurch ein Bestandsverhältnis begründet wird, eine Vergütung in 
Höhe des ortsüblichen Mietzinses, der Betriebskosten und der öffentlichen Abgaben zu leisten, die bei 
Vermietung der Dienst- oder Werkswohnung zu entrichten wäre. Die Pflicht zur Räumung gilt auch für 
die mit dem Gemeindeangestellten in dieser Wohnung lebenden Personen. 

(5) Die Abs. 3 und 4 gelten im Falle einer Grundstücksnutzung sinngemäß. 

(6) Die Leistung eines Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes oder die Inanspruchnahme einer 
Frühkarenz nach § 39, einer Karenz nach den §§ 40 bis 43 oder vergleichbaren Vorschriften, einer 
Familienhospizkarenz nach § 38, einer Pflegekarenz nach § 38a oder einer Bildungskarenz nach § 49 
bildet keinen Grund für die Einstellung oder die Schmälerung von Sachleistungen, die vom 
Gemeindeangestellten oder seinen Angehörigen weiter benötigt werden. Der Gemeindeangestellte hat 
jedoch die für die Sachleistung festgesetzte Vergütung monatlich an die Gemeinde zu entrichten, 
widrigenfalls die Sachleistung ganz oder teilweise eingestellt werden kann. 

§ 69 
Bezugsvorschuss 

(1) In berücksichtigungswürdigen Fällen kann dem Gemeindeangestellten ein unverzinslicher, 
binnen längstens vier Jahren zurückzuzahlender Bezugsvorschuss bis zur Höhe von drei Monatsbezügen 
gewährt werden, wenn die von den monatlichen Bezügen abzuziehenden Rückzahlungsraten im 
unbelasteten pfändbaren Teil der Bezüge gedeckt sind. Der Gemeindeangestellte kann jedoch den 
Bezugsvorschuss vorzeitig zurückzahlen. 

(2) Solange ein Bezugsvorschuss nicht vollständig zurückgezahlt ist, darf kein neuer bewilligt 
werden. 

(3) Zur Deckung eines beim Ableben eines Gemeindeangestellten noch nicht zurückgezahlten 
Bezugsvorschusses können die noch bestehenden Geldansprüche des Verstorbenen herangezogen werden. 

(4) Bei Beendigung des Dienstverhältnisses werden alle noch ausstehenden Rückzahlungen sofort 
fällig und sind aus dem pfändbaren Teil der dem Gemeindeangestellten noch zustehenden Geldansprüche 
abzudecken. 

§ 70 
Dienstverhältnis mit Sonderregelungen 

(1) Wenn es zur Besetzung einer Stelle mit qualifiziertem Personal oder zur Erhaltung solchen 
Personals dringend erforderlich ist, kann dem Gemeindeangestellten eine Sonderzulage gewährt werden. 

(2) Weiters kann die Landesregierung durch Verordnung eine Sonderzulage für bestimmte Gruppen 
von Gemeindeangestellten festlegen, soweit dies zur Inanspruchnahme von Zuschüssen des Bundes zum 
Zwecke der Erhöhung des Entgelts erforderlich ist. In dieser Verordnung sind insbesondere nähere 
Bestimmungen über den Kreis der Anspruchsberechtigten, die Anspruchsvoraussetzungen sowie über die 
Höhe der Zulage und deren Auszahlungsmodalitäten vorzusehen. 

(3) In Ausnahmefällen können mit Gemeindeangestellten durch schriftlichen Vertrag Regelungen 
getroffen werden, die von diesem Gesetz abweichen. Solche Verträge sind als Sonderverträge zu 
bezeichnen. 

§ 70a 
Pensionskassenvorsorge 

Der Dienstgeber kann den Gemeindeangestellten eine Pensionskassenzusage im Sinn des § 2 Z. 1 
des Betriebspensionsgesetzes (BPG) erteilen. In diesem Fall sind durch den Dienstgeber abzuschließen: 

 a) ein Pensionskassenvertrag nach § 15 Pensionskassengesetz (PKG) und 

 b) eine Vereinbarung im Sinne des § 3 BPG mit der Personalvertretung; sofern keine 
Personalvertretung besteht, ist die Vereinbarung mit dem Gemeindeangestellten abzuschließen. 

§ 71 
Anspruch bei Dienstverhinderung 

(1) Ist der Gemeindeangestellte, nachdem er seinen Dienst bereits angetreten hat, infolge Unfalles 
oder Krankheit an der weiteren Dienstleistung verhindert, ohne dass er die Verhinderung vorsätzlich oder 
durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er den Anspruch auf seine vollen Monatsbezüge 
und auf Sonderzahlungen bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn das Dienstverhältnis aber schon fünf 
Jahre gedauert hat bis zur Dauer von drei Monaten und wenn es schon zehn Jahre gedauert hat bis zur 
Dauer von sechs Monaten. 
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(2) Tritt innerhalb von sechs Monaten nach Wiederantritt des Dienstes abermals eine 
Dienstverhinderung durch Krankheit oder infolge Unfalles oder gemäß Abs. 6 ein, so gilt sie für den 
Anspruch auf die Weitergewährung der Monatsbezüge und der Sonderzahlungen als Fortsetzung der 
vorangegangenen Dienstverhinderung. Dies gilt nicht, soweit die Dienstverhinderung durch eine 
Berufskrankheit oder einen Unfall im Dienst verursacht ist. 

(3) Dauert die Dienstverhinderung über die im Abs. 1 und 2 bestimmten Zeiträume hinaus an, so 
gebühren dem Gemeindeangestellten für die darüber hinausgehenden Zeiträume bis zum Höchstmaß von 
12 Monaten ab dem Tag der Dienstverhinderung 50 v.H. der Monatsbezüge und der Sonderzahlungen. 
Bei der Berechnung dieser Frist sind unter den Voraussetzungen des Abs. 2 die Zeiten vorangegangener 
Dienstverhinderungen dem Beginn der letzten Dienstverhinderung voranzustellen. 

(4) Bei einer Dienstverhinderung infolge eines Unfalles im Dienst, die der Gemeindeangestellte 
nicht selbst vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, können die Leistungen des 
Dienstgebers gemäß Abs. 1 bis 3 über die dort angegebenen Zeiträume, selbst über das Ende des 
Dienstverhältnisses hinaus, ganz oder zum Teil weiter gewährt werden, wenn soziale Rücksichten dies 
rechtfertigen. 

(5) Die Ansprüche nach Abs. 1 bis 4 sind an den Fortbestand des Dienstverhältnisses gebunden, 
sofern nicht nach Abs. 4 etwas anderes bestimmt wird. 

(6) Ist der Gemeindeangestellte nach wenigstens einmonatiger Dienstleistung, abgesehen vom Falle 
des Abs. 1, durch wichtige, seine Person betreffende Gründe ohne sein Verschulden an der Dienstleistung 
verhindert, so behält er für die Dauer einer solchen Dienstverhinderung den Anspruch auf seine 
Monatsbezüge und auf Sonderzahlung bis zur Höchstdauer von zwei Wochen im vollen und bis zur 
Höchstdauer von zwei weiteren Wochen im halben Ausmaß weiter. 

(7) Gemeindeangestellten gebühren für die Zeit, während der sie aus Anlass einer Schwangerschaft 
oder Niederkunft vom Dienst freigestellt sind, keine Dienstbezüge, wenn die laufenden Barleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung für diese Zeit die Höhe der um die gesetzlichen Abzüge verminderten 
Monatsbezüge zuzüglich Sonderzahlungen und Nebenbezüge für vermehrte Dienstleistung erreichen. Ist 
dies, bezogen auf den gesamten Zeitraum des Bezuges der erwähnten Barleistungen nicht der Fall, so 
gebührt ihnen eine Ergänzung auf diese Bezüge. 

5. Abschnitt 
Dienstbezüge im „Gehaltssystem alt“ 

1. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Allgemeine Bestimmungen 

§ 71a 
Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen des 4. Abschnittes 

(1) Für Gemeindeangestellte, auf deren Dienstverhältnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 
anzuwenden war und die nicht in Krankenanstalten oder Pflegeeinrichtungen tätig sind, richtet sich der 
Anspruch auf Dienstbezüge nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes. 

(2) Folgende Bestimmungen des 4. Abschnittes sind sinngemäß anzuwenden: 
§ 51 –  Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 
§ 52 –  Übergang von Schadenersatzansprüchen – 
§ 53 –  Ersatz von Übergenüssen – 
§ 54 –  Verjährung – 
§ 55 –  Verzicht auf Ersatzforderungen – 
§ 61 –  Rückstufung –  

mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist. 
§ 62 –  Sonderzahlung – 
§ 63 – Leistungsbeurteilung – 
§ 64 – Leistungsprämie – 
§ 65 –  Kinderzulage – 
§ 66 –  Nebenbezüge – 
§ 67 –  Reisegebühren – 
§ 68 –  Sachleistungen – 
§ 69 –  Bezugsvorschuss – 
§ 70 –  Dienstverhältnis mit Sonderregelungen – 
§ 70a –  Pensionskassenvorsorge –  
§ 71 –  Anspruch bei Dienstverhinderung. 
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§ 71b 
Dienstbezüge 

(1) Dem Gemeindeangestellten gebühren als Dienstbezüge Monatsbezüge, Sonderzahlungen sowie 
allfällige Nebenbezüge und einmalige Zuwendungen. 

(2) Die Monatsbezüge bestehen aus dem Gehalt (§ 71c) und nachstehend angeführten, allfälligen 
Bestandteilen: 

 a) Leistungsprämie (§ 64); 

 b) Kinderzulage (§ 65); 

 c) Zulage im Zuge der Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation (§ 71e); 

 d) Teuerungszulage sowie besondere Zulage gemäß Abs. 3. 

Als Monatsbezug gilt auch ein aufgrund eines Dienstverhältnisses mit Sonderregelung gemäß § 70 
gebührendes Entgelt, sofern in einer Verordnung nach § 70 Abs. 2 nicht anderes geregelt wird. 
Teilzeitbeschäftigten gebührt ein dem Beschäftigungsausmaß entsprechend herabgesetzter Monatsbezug. 

(3) Die Bestimmungen über die Teuerungszulage gemäß § 56 Abs. 3, über die besondere Zulage 
gemäß § 56 Abs. 4 sowie über die einmalige Zuwendung zum Zwecke der sozialen Ausgewogenheit 
gemäß § 56 Abs. 5 gelten sinngemäß. 

§ 71c 
Gehalt 

(1) Das Gehalt des Gemeindeangestellten wird durch die Gehaltsklasse, der die nach § 71d Abs. 6 
maßgebliche Modellstelle zugeordnet ist, und durch die Gehaltsstufe bestimmt (Einstufung). 

(2) Das Gehalt beginnt, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, mit der Gehaltsstufe 1 der 
jeweiligen Gehaltsklasse. 

(3) Das Gehaltsschema umfasst 23 Gehaltsklassen. Die Gehaltsklasse 1 reicht bis zu einem 
Stellenwert von 15,0 Punkten. Jede Gehaltsklasse umfasst eine Spanne von drei Punkten. Das 
Gehaltsschema mit dem Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe ist in der Anlage 1a dieses Gesetzes 
dargestellt („Allgemeines Gehaltsschema alt“). 

(4) Die Bestimmungen über den Wechsel der Modellstellen gemäß § 57 Abs. 4 sowie über die 
Gewährung eines niedrigeren Gehaltes gemäß § 57 Abs. 6 gelten sinngemäß. 

§ 71d 
Modellstellen 

(1) Sämtliche Aufgabenbereiche der Gemeinde sind nach den folgenden Bestimmungen als 
Modellfunktionen festzulegen; jede Modellfunktion besteht aus mehreren Modellstellen. Modellstellen 
sind abstrakte Stellen. 

(2) Für die Festlegung der Modellstellen sind die in der Anlage 2 angeführten Anforderungsarten 
heranzuziehen. Jede Anforderungsart ist gewichtet (Merkmalsgewicht) und gliedert sich in zwei – 
ebenfalls gewichtete – Bewertungsaspekte (Aspektgewicht). 

(3) Die Bewertungsaspekte sind in Stufen unterteilt, die über Textbausteine definiert sind und denen 
je nach Anforderungsgrad ein Stufenwert zugeordnet ist. Die Textbausteine samt Anforderungsgrad sind 
in der Anlage 3 dieses Gesetzes dargestellt. 

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung die einzelnen Modellstellen festzulegen 
(Modellstellen-Verordnung). Dazu sind die Modellstellen innerhalb einer Modellfunktion den 
zutreffenden Stufen nach Abs. 3 zuzuordnen. Die Summe der gewichteten Stufenwerte innerhalb einer 
Anforderungsart ergibt den Anforderungswert, die Summe der gewichteten Anforderungswerte ergibt den 
Stellenwert einer Modellstelle. 

(5) Die Darstellung der Modellfunktionen und die Zuordnung der Modellstellen zu den ihrem 
Stellenwert entsprechenden Gehaltsklassen hat durch Verordnung der Landesregierung zu erfolgen 
(Einreihungsplan). 

(6) Der Dienstgeber hat jeden Gemeindeangestellten entsprechend seiner Verwendung einer 
Modellstelle zuzuordnen. Die Zuordnung erfolgt im Dienstvertrag oder mit einer allfälligen Verfügung 
über die Verwendungsänderung. 
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§ 71e 
Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation 

Dem Gemeindeangestellten, der eine für die vorgesehene Verwendung besonders geeignete 
Berufserfahrung nachweist, kann eine Zulage bis zur Höhe des Unterschiedes zwischen dem Gehalt 
seiner Gehaltsstufe und dem Gehalt jener Gehaltsstufe gewährt werden, die er erreicht hätte, wenn er 
diese Zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zurückgelegt hätte; eine entsprechende Zulage kann 
auch gewährt werden, wenn der Gemeindeangestellte eine sonstige für die vorgesehene Verwendung 
besondere Qualifikation nachweist. Die Zulage ist nach Maßgabe des Aufstiegs in eine höhere 
Gehaltsstufe oder eine höhere Gehaltsklasse mit mindestens 50 v.H. des Erhöhungsbetrages einziehbar zu 
gestalten. Anstelle der Gewährung einer Zulage kann die Einstufung in eine höhere Gehaltsstufe erfolgen. 

§ 71f 
Erfahrungsanstieg 

(1) Der Gemeindeangestellte rückt nach jeweils zwei Jahren in die nächst höhere Gehaltsstufe seiner 
Gehaltsklasse vor. In jeder Gehaltsklasse ist ein Erfahrungsanstieg über mehrere Gehaltsstufen möglich. 
Für die Vorrückung ist der Zeitpunkt des Eintrittes in den Gemeindedienst maßgebend; ist dies nicht der 
Erste des Kalendermonates, ist der nächstfolgende Monatserste maßgebend. 

(2) Die Vorrückung wird, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, gehemmt 

 a) während eines Sonderurlaubes, wenn dieser unter der Bedingung gewährt wurde, dass für die 
Dauer des Urlaubes die Vorrückung in höhere Bezüge gehemmt ist (§ 36 Abs. 2); 

 b) während einer Bildungskarenz (§ 49); oder 

 c) solange die Leistungsbeurteilung auf nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg (§ 63 Abs. 1 lit. a) lautet. 

2. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Sonderbestimmungen für 

Gemeindeangestellte in Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen 

2. Unterabschnitt 
Dienstbezüge, Sonderbestimmungen für 

Gemeindeangestellte in Krankenanstalten 

§ 71a 
Sinngemäße Anwendung von 

Bestimmungen des 1. Unterabschnittes 

§ 71g 
Sinngemäße Anwendung von 

Bestimmungen des 4. Abschnittes und des 1. Unterabschnittes 

(1) Für Gemeindeangestellte, die in Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen tätig sind, richtet sich 
der Anspruch auf Dienstbezüge nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes. 

(2) Folgende Bestimmungen des 4. Abschnittes1. Unterabschnittes sind sinngemäß anzuwenden: 

§ 51 – Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 

§ 52 – Übergang von Schadenersatzansprüchen – 

§ 53 – Ersatz von Übergenüssen – 

§ 54 – Verjährung – 

§ 55 – Verzicht auf Ersatzforderungen – 

§ 56 – Dienstbezüge – mit Ausnahme des Abs. 2 lit. b (Leistungsprämie) und der Abweichung, dass dem 
Gemeindeangestellten als Bestandteil des Monatsbezuges eine allgemeine Verwendungszulage zum 
Gehalt in Höhe von 8 % des Gehaltes eines Gemeindeangestellten der Gehaltsklasse 11, Gehaltsstufe 6, 
gebührt; sofern Anspruch auf eine Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis l besteht, verringert sich die Höhe der 
allgemeinen Verwendungszulage um sechs Siebtel der Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis l. Ärztehonorare 
gemäß § 86 des Spitalgesetzes zählen nicht zu den Dienstbezügen. 

§ 57 – Gehalt – mit der Abweichung, dass das Gehaltsschema 29 Gehaltsklassen umfasst und in Anlage 5 
dieses Gesetzes dargestellt ist (Gehaltsschema für Krankenanstalten). 

§ 58 – Modellstellen – mit der Abweichung, dass sämtliche Aufgabenbereiche in Krankenanstalten als 
Modellfunktionen festzulegen sind Abs. 1), für die Festlegung der Modellstellen die in der Anlage 6 
dieses Gesetzes angeführten Anforderungsarten heranzuziehen sind (Abs. 2), die Textbausteine samt 
Anforderungsgrad in der Anlage 7 dieses Gesetzes dargestellt sind (Abs. 3), die „Modellstellen-
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Verordnung“ als „Modellstellen-Verordnung für Krankenanstalten“ (Abs. 4) und der „Einreihungsplan“ 
als „Einreihungsplan für Krankenanstalten“ (Abs. 5) zu bezeichnen ist. 

§ 59 – Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation – 

§ 60 – Erfahrungsanstieg – 

§ 61 – Rückstufung – 

§ 61 – Rückstufung –  mit der Abweichung zu Abs. 1, dass der letzte Satz nicht anzuwenden ist. 

§ 62 – Sonderzahlung – 

§ 63 – Leistungsbeurteilung – 

§ 65 – Kinderzulage – 

§ 66 – Nebenbezüge – 

§ 67 – Reisegebühren – 

§ 68 – Sachleistungen – 

§ 69 – Bezugsvorschuss – 

§ 70 – Dienstverhältnis mit Sonderregelungen – 

§ 70a – Pensionskassenvorsorge – mit der Maßgabe, dass abweichend von lit. b eine Vereinbarung im 
Sinne des § 3 BPG mit dem Betriebsrat der Krankenanstalten abzuschließen ist. 

§ 71 – Anspruch bei Dienstverhinderung. 

(3) Folgende Bestimmungen des 1. Unterabschnittes sind sinngemäß anzuwenden: 

§ 71b – Dienstbezüge – mit Ausnahme des Abs. 2 lit. a (Leistungsprämie) und der Abweichung, dass dem 
Gemeindeangestellten als Bestandteil des Monatsbezuges eine allgemeine Verwendungszulage zum 
Gehalt in Höhe von 8 % des Gehaltes eines Gemeindeangestellten der Gehaltsklasse 11, Gehaltsstufe 6, 
gebührt; sofern Anspruch auf eine Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis l besteht, verringert sich die Höhe der 
allgemeinen Verwendungszulage um sechs Siebtel der Zulage nach § 66 Abs. 1 lit. j bis l. Ärztehonorare 
gemäß § 86 des Spitalgesetzes zählen nicht zu den Dienstbezügen. 

§ 71c – Gehalt – mit der Abweichung, dass das Gehaltsschema 29 Gehaltsklassen umfasst und in Anlage 
5 dieses Gesetzes dargestellt ist („Gehaltsschema für Krankenanstalten und Pflegeeinrichtungen“). 

§ 71d – Modellstellen – mit der Abweichung, dass sämtliche Aufgabenbereiche in Krankenanstalten und 
Pflegeeinrichtungen als Modellfunktionen festzulegen sind (Abs. 1), für die Festlegung der Modellstellen 
die in der Anlage 6 dieses Gesetzes angeführten Anforderungsarten heranzuziehen sind (Abs. 2), die 
Textbausteine samt Anforderungsgrad in der Anlage 7 dieses Gesetzes dargestellt sind (Abs. 3), die 
„Modellstellen-Verordnung“ als „Modellstellen-Verordnung für Krankenanstalten und 
Pflegeeinrichtungen“ (Abs. 4) und der „Einreihungsplan“ als „Einreihungsplan für Krankenanstalten und 
Pflegeeinrichtungen“ (Abs. 5) zu bezeichnen ist. 

§ 71e – Anrechnung von Berufserfahrung oder besonderer Qualifikation – 

§ 71f – Erfahrungsanstieg. 

§ 71h§ 71b 
Ärzte in Ausbildung 

(1) Abweichend von den Bestimmungen der §§ 71g Abs. 3 iVm 71c und 71f Abs. 1 erster Satz§§ 
71a Abs. 2 in Verbindung mit 57 und 60 Abs. 1 erster Satz bestimmt sich das Gehalt für Ärzte in 
Ausbildung nach dem in Anlage 8 dieses Gesetzes dargestellten Gehaltsschema („Gehaltsschema für 
Ausbildungsärzte“). Ärzte in Ausbildung rücken bis zur Gehaltsstufe sechs nach jeweils einem Jahr und 
danach nach jeweils zwei Jahren in die nächsthöhere Gehaltsstufe vor. 

(2) Ärzte, die nach Abschluss ihrer Ausbildung einer anderen Modellstelle zugeordnet werden und 
dabei in eine höhere Gehaltsklasse wechseln, sind in jene Gehaltsstufe einzustufen, deren Gehalt 
mindestens 5 % über dem bisherigen Gehalt liegt. 

6. Abschnitt5. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen über die Ahndung von Pflichtverletzungen 

[…] 
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7. Abschnitt6. Abschnitt 
Ende des Dienstverhältnisses 

§ 74 
Endigungsgründe 

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeindeangestellten endet durch 

a) Austritt; 

b) Entlassung sowieund Auflösung aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung (§ 76); 

c) Zeitablauf; 

d) Kündigung; 

e) einvernehmliche Auflösung; 

f) Tod. 

(2) Dem Gemeindeangestellten ist auf sein Verlangen ein schriftliches Zeugnis über Art und Dauer 
seiner Dienstleistung auszustellen. 

[…] 

§ 76 
Entlassung aus dem Dienstverhältnis, 

vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses aufgrund einer strafgerichtlichen Verurteilung 

(1) Der Dienstgeber ist sowohl bei befristet als auch bei unbefristet begründeten Dienstverhältnissen 
zur vorzeitigen Auflösung des Dienstverhältnisses ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, 
wenn hiefür wichtige Gründe gegeben sind (Entlassung). Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
wenn 

 a) sich nachträglich herausstellt, dass der Gemeindeangestellte die Aufnahme in das 
Dienstverhältnis durch unwahre Angaben, ungültige Urkunden oder durch Verschweigen von 
Umständen erschlichen hat, die seine Aufnahme nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder 
anderer Vorschriften ausgeschlossen hätten; 

 b) sich der Gemeindeangestellte einer besonders schweren Verletzung der Dienstpflichten oder 
einer Handlung oder einer Unterlassung schuldig macht, die ihn des Vertrauens des Dienstgebers 
unwürdig erscheinen lässt, insbesondere wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche 
Ehrverletzungen gegen Vorgesetzte oder Mitarbeiter zu Schulden kommen lässt oder wenn er 
sich in seiner dienstlichen Tätigkeit oder im Zusammenhang damit von dritten Personen Vorteile 
zuwenden lässt; 

 c) der Gemeindeangestellte seinen Dienst in wesentlichen Belangen erheblich vernachlässigt oder 
ohne wichtigen Hinderungsgrund während einer den Umständen nach erheblichen Zeit die 
Dienstleistung unterlässt; 

 d) der Gemeindeangestellte sich weigert, seine Dienstverrichtungen ordnungsgemäß zu versehen 
oder sich dienstlichen Anordnungen seiner Vorgesetzten zu fügen; 

 e) der Gemeindeangestellte eine Nebenbeschäftigung betreibt, die dem Anstand widerstreitet oder 
die ihn an der vollständigen oder genauen Erfüllung seiner Dienstpflichten hindert und er diese 
Beschäftigung trotz Untersagung nicht aufgibt. 

(2) Eine Entlassung ist rechtsunwirksam, wenn erwiesen ist oder die Umstände eindeutig erkennen 
lassen, dass sie hauptsächlich deshalb erfolgt ist, weil der Gemeindeangestellte einer bestimmten rechtlich 
zulässigen Organisation politischer oder anderer Art angehört oder nicht angehört, eine rechtlich zulässige 
Tätigkeit als Amtsträger oder politischer Mandatar ausübt oder gesetzliche oder vertragliche Rechte 
geltend gemacht hat. 

(3) Mit der Zustellung des Entlassungsschreibens gilt das Dienstverhältnis als aufgelöst. Der § 80 
Abs. 7 gilt sinngemäß. 

(4) Ist gegen den Gemeindeangestellten ein strafgerichtliches Urteil im Sinne des § 27 StGBdes 
Strafgesetzbuches oder des § 3k des Verbotsgesetzes 1947 ergangen, gilt das Dienstverhältnis mit dem 
Zeitpunkt der Rechtskraft des Urteils als im Sinne einer Entlassung aufgelöst. 

[…] 
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§ 79 
Kündigung des Dienstverhältnisses 

(1) Das auf unbestimmte Zeit begründete Dienstverhältnis des Gemeindeangestellten kann sowohl 
von ihm als auch vom Dienstgeber durch schriftliche Kündigung aufgelöst werden. 

(2) Das auf bestimmte Zeit begründete Dienstverhältnis des Gemeindeangestellten kann sowohl von 
ihm als auch vom Dienstgeber durch schriftliche Kündigung aufgelöst werden 

 a) innerhalb des ersten Monates; 

 b) wenn es für länger als sechs Monate eingegangen und die Möglichkeit der Kündigung vereinbart 
wurde. 

(23) Die Kündigung wird, wenn das Dienstverhältnis noch nicht einen Monat gedauert hat, sofort, in 
den übrigen Fällen zum Ende des Kalendermonates, in dem die Kündigungsfrist abläuft, wirksam. 

(34) Die Kündigungsfrist beträgt 
nach einmonatiger Dienstzeit einen Monat; 
nach einjährigerzweijähriger Dienstzeit dreizwei Monate; 

nach fünfjähriger Dienstzeit drei Monate; 
nach zehnjähriger Dienstzeit vier Monate; 
nach fünfzehnjähriger Dienstzeit fünf Monate. 

(45) Auf Antrag des Gemeindeangestellten kann die Kündigungsfrist ganz oder teilweise 
nachgesehen werden, wenn hierdurch keine dienstlichen Nachteile entstehen. 

(56) Wenn die Kündigung durch den Dienstgeber erfolgte oder im Falle einer einvernehmlichen 
Auflösung des Dienstverhältnisses sind dem Gemeindeangestellten auf sein Verlangen wöchentlich bis zu 
acht Arbeitsstunden ohne Schmälerung seiner Bezüge zur Suche nach einer neuen Arbeitsstelle 
freizugeben. 

§ 80 
Kündigungsschutz 

(1) Nach mindestens fünfjähriger ununterbrochener Dienstzeit bei der Gemeinde kann das 
Dienstverhältnis durch den Dienstgeber nur mehr mit Angabe des Grundes gekündigt werden. Gründe, 
die den Dienstgeber zur Kündigung berechtigen, sind insbesondere: 

 a) ein aufgrund eines ärztlichen Gutachtens festgestellter Mangel der körperlichen oder geistigen 
Eignung; 

 b) nicht aufgewiesener Arbeitserfolg im Sinne einer Leistungsbeurteilung nach § 63 Abs. 1 lit. a; 

 c) gröblich pflichtwidriges dienstliches oder außerdienstliches Verhalten; 

 d) Erreichen des Regelpensionsalters; 

 e) Bedarfsmangel, der voraussichtlich länger als ein Jahr dauert, sofern der Gemeindeangestellte 
nicht bereits das 50. Lebensjahr vollendet und das Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre 
gedauert hat; 

 f) im Fall der Auflösung eines Gemeindeverbandes, wenn dieser Dienstgeber ist und kein 
Betriebsübergang stattfindet.   

(2) Eine Kündigung ist rechtsunwirksam, wenn erwiesen ist oder die Umstände eindeutig erkennen 
lassen, dass sie hauptsächlich deshalb erfolgt ist, weil der Gemeindeangestellte einer bestimmten rechtlich 
zulässigen Organisation politischer oder anderer Art angehört oder nicht angehört, eine rechtlich zulässige 
Tätigkeit als Amtsträger oder politischer Mandatar ausübt oder gesetzliche oder vertragliche Rechte 
geltend gemacht hat. 

(3) Vom Zeitpunkt der Zustellung des besonderen Einberufungsbefehles oder der allgemeinen 
Bekanntmachung der Einberufung bis zum Ablauf eines Monates nach Beendigung des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes kann das Dienstverhältnis eines Gemeindeangestellten rechtswirksam nicht 
gekündigt werden. Dauert der Präsenz- oder Ausbildungsdienst weniger als zwei Monate, so tritt an die 
Stelle der Frist von einem Monat eine solche in der Dauer der Hälfte des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes. Der Gemeindeangestellte hat jedoch keinen Anspruch auf Kündigungsschutz, wenn 
er der im § 12 vorgeschriebenen Meldepflicht nicht rechtzeitig nachgekommen ist. Der Lauf von 
Kündigungsfristen bei Kündigungen durch den Dienstgeber wird durch den Präsenz- oder 
Ausbildungsdienst gehemmt. Die Hemmung beginnt mit dem Tag des Antrittes des Präsenz- oder 
Ausbildungsdienstes und endet mit dem Tag der Entlassung aus dem Präsenz- oder Ausbildungsdienst. 
Diese Bestimmungen gelten für den Zivildienst sinngemäß. 
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(4) Gemeindeangestellte können während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier 
Monaten nach der Niederkunft rechtswirksam nicht gekündigt werden, es sei denn, dass dem Dienstgeber 
die Schwangerschaft bzw. die Niederkunft nicht bekannt ist. Eine Kündigung ist auch rechtsunwirksam, 
wenn die Tatsache der Schwangerschaft bzw. Niederkunft binnen fünf Arbeitstagen nach Zustellung der 
Kündigung dem Dienstgeber bekannt gegeben wird. Wendet die Gemeindeangestellte die Tatsache ihrer 
Schwangerschaft bzw. Niederkunft während der vorstehenden Frist ein, so hat sie gleichzeitig durch eine 
Bestätigung des Arztes die Schwangerschaft oder die Vermutung der Schwangerschaft nachzuweisen 
oder die Geburtsurkunde des Kindes vorzulegen. Kann die Gemeindeangestellte aus Gründen, die nicht 
von ihr zu vertreten sind, die Fünftagefrist nicht einhalten, so gilt die Bekanntgabe als rechtzeitig erstattet, 
wenn sie unmittelbar nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird. 

(5) Ein Gemeindeangestellter, welcher eine Frühkarenz nach § 39, eine Elternkarenz nach den §§ 40 
bis 43 oder einer Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes nach § 45 in Anspruch nimmt, darf 
nicht gekündigt werden. Der Kündigungsschutz beginnt mit Antragstellung, jeweils jedoch frühestens 
vier Monate vor dem Antritt, und endet vier Wochen nach dem Ende der Karenz, des jeweiligen 
Karenzteiles oder der Teilzeitbeschäftigung. Im Falle einer Teilzeitbeschäftigung endet der 
Kündigungsschutz jedenfalls vier Wochen nach dem Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes. 

(6) Der Gemeindeangestellte darf ab Stellung eines Antrages auf Gewährung einer 
Familienhospizkarenz gemäß § 38 oder einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem 
Rehabilitationsaufenthalt gemäß § 38c bis zum Ablauf von vier Wochen nach deren Ende rechtswirksam 
nicht gekündigt werden. 

(7) Eine Klage, mit der die Kündigung durch den Dienstgeber angefochten oder mit der die 
Feststellung auf Fortbestand des Dienstverhältnisses begehrt wird, ist vom Dienstnehmer binnen einer 
Frist von einem Monat einzubringen. 

§ 81 
Abfertigung 

Der 1. Teil des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes (BMSVG) ist mit 
folgenden Abweichungen anzuwenden: 

 a) monatliches Entgelt im Sinne des § 6 Abs. 1 bis 4 BMSVG sind die Monatsbezüge gemäß § 56 
Abs. 2, § 71b Abs. 2 sowie §§ 71g iVm 71b Abs. 2; 

 b) abweichend von § 6 Abs. 4 BMSVG ist für die Dauer einer Familienhospizkarenz nach § 38 Abs. 
1 lit. b, einer Pflegeteilzeit nach § 38, einer Bildungsteilzeit nach § 49, einer 
Wiedereingliederungsteilzeit nach § 49a und einer Altersteilzeit nach § 49b als 
Bemessungsgrundlage für den Beitrag des Dienstgebers das monatliche Entgelt auf Grundlage 
der Arbeitszeit vor der Herabsetzung des Beschäftigungsausmaßes heranzuziehen; 

 c) anstelle des § 7 Abs. 5 BMSVG hat es zu lauten: „Der Gemeindeangestellte hat für bezügefreie 
Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezuges Anspruch auf Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 
v.H. des Kinderbetreuungsgeldes gemäß KBGG.“; 

 d) anstelle des § 7 Abs. 6 und 6a BMSVG hat es zu lauten: „Der Gemeindeangestellte hat für die 
Dauer einer Familienhospizkarenz nach § 38 Abs. 1 lit. c, einer Pflegekarenz nach § 38a und 
einer Frühkarenz nach § 39, Anspruch auf Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 v.H. der 
fiktiven Bemessungsgrundlage in der Höhe des Kinderbetreuungsgeldes gemäß § 5b Abs. 1 des 
Kinderbetreuungsgeldgesetzes sowie für die Dauer einer Bildungskarenz nach § 49 Anspruch auf 
Beitragsleistung in der Höhe von 1,53 v.H. der Bemessungsgrundlage in Höhe des vom 
Gemeindeangestellten bezogenen Weiterbildungsgeldes gemäß § 26 Abs. 1 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes.“; 

 e) im § 7 Abs. 7 BMSVG ist im ersten Satz der Verweis auf „Beiträge nach den Abs. 5, 6 und 6a“ 
als Verweis auf Beiträge nach lit. c und d nach dieser Bestimmung zu verstehen; anstelle des 
zweiten Satzes hat es zu lauten: „Bei einer Rückforderung von Kinderbetreuungsgeld nach dem 
KBGG sind für denselben Zeitraum auch die nach lit. c geleisteten Beiträge vom 
Gemeindeangestellten zurückzufordern und an den Träger der Beitragskosten zu überweisen.“; 

 f) abweichend von § 9 Abs. 1 BMSVG hat die Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse (BV-
Kasse) für Gemeindeangestellte durch die Gemeindevertretung nach Anhörung der 
Personalvertretung zu erfolgen; 

 g) abweichend von § 14 Abs. 2 Z. 1 BMSVG ist die Kündigung während einer 
Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 38b, 45 und 50 ausgenommen; 
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 h) abweichend von § 14 Abs. 2 Z. 2 und 3 BMSVG besteht kein Anspruch auf Auszahlung der 
Abfertigung bei verschuldeter Entlassung nach § 76 und bei einem Austritt, der nicht nach § 75 
berechtigt ist; 

 i) die §§ 1, 6 Abs. 5, 10 und 11 Abs. 4 BMSVG sind nicht anzuwenden. 

[…] 

8. Abschnitt7. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen für Erzieher an Horten und Schülerheimen 

[…] 

II. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen für Betreuungspersonen in  

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen 

§ 83 
Anwendungsbereich 

(1) Für Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen gelten die 
Bestimmungen über das Gehalt (§ 57 bzw. § 71c) nur insoweit, als sich aus diesem Hauptstück nicht 
anderes ergibt. 

(2) Dasselbe gilt auch für die Bestimmungen über die Arbeitszeit (§ 20), den Erholungsurlaub (§ 35) 
und den Monatsbezug (§ 56 Abs. 2 bzw. § 71b Abs. 2), soweit die Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung nicht ganzjährig geöffnet ist. Als ganzjährig geöffnet gilt eine 
Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, die während des Kalenderjahres an höchstens 25 der in § 84 
Abs. 1 angeführten Tagen geschlossen ist; Samstage, Sonn- und Feiertage bleiben dabei unberücksichtigt. 
Stellt eine Gemeinde auf einen ganzjährig geöffneten Betrieb um, gilt für die bereits beschäftigten 
Betreuungspersonen, dass sich das Beschäftigungsausmaß aus der zuletzt vereinbarten Jahresarbeitszeit – 
berechnet in Stunden – ergibt. 

§ 84 
Dienstfreie Tage; Erholungsurlaub 

(1) Soweit sich aus diesem Hauptstück nicht anderes ergibt, sind dienstfrei: 

 a) die Sonntage, der 19. März, 1. Mai, Christi Himmelfahrt, Pfingstmontag, Fronleichnam, 26. 
Oktober, 1. November, und 8. Dezember; 

 b) die Tage vom 24. Dezember bis einschließlich 6. Jänner; der 23. Dezember, sofern er auf einen 
Montag fällt (Weihnachtsferien); 

 c) die Tage vom Montag bis einschließlich Samstag der Semesterferien im Sinne des 
Pflichtschulzeitgesetzes; 

 d) die Tage vom Montag nach dem Palmsonntag bis einschließlich Montag nach Ostern 
(Osterferien); 

 e) die Tage während der Hauptferien nach dem Pflichtschulzeitgesetz (§ 2 Abs. 3 
Pflichtschulzeitgesetz). 

Der Gemeindevorstand kann mit Verordnung weitere Tage für dienstfrei erklären sowie bei einer 
Änderung der Ferienregelung durch die Schulbehörde die Verteilung der dienstfreien Tage entsprechend 
anpassen. 

(2) Eine Vereinbarung über Arbeitszeiten an Tagen nach Abs. 1 ist zulässig. 

(3) Mit pädagogischen Fachkräften in Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen und 
Assistenzkräften, die vorübergehend an deren Stelle tätig sind, ist zu vereinbaren, dass und an welchen 
Tagen nach Abs. 1 die Jahresvor- und -nachbereitung zu erfolgen hat; § 85 Abs. 5 und 6 ist zu beachten. 
Mit anderen Betreuungspersonen kann eine solche Vereinbarung getroffen werden. 

(4) Bei Vorliegen eines besonderen dienstlichen Interesses kann der Dienstgeber anordnen, dass an 
Tagen nach Abs. 1 Dienstleistungen zu erbringen sind. 

(5) Der Erholungsurlaub im Ausmaß von 200 Stunden (§ 35 Abs. 1 lit. a) gilt mit der entsprechenden 
Anzahl von Tagen, die nach den Abs. 1 bis 4 dienstfrei sind, als verbraucht, wobei für einen Tag so viele 
Urlaubsstunden als verbraucht anzurechnen sind, als in diesem Zeitraum im wöchentlichen Durchschnitt 
Dienst zu leisten wäre; Sonn- und Feiertage sowie Tage, an denen aufgrund einer Diensteinteilung kein 
Dienst zu verrichten ist, bleiben dabei unberücksichtigt. Der § 35 Abs. 6 und 9 zweiter und dritter Satz ist 
nicht anzuwenden. 



  

51 

§ 85 
Pädagogische Fachkräfte 

(1) Zu den Aufgaben der pädagogischen Fachkraft zählen die Bildung und Betreuung, die – in 
Kleinkindgruppen und Kindergartengruppen verpflichtende (§ 84 Abs. 3) – Vor- und Nachbereitung 
sowie die Fortbildung. 

(2) Die Vor- und Nachbereitung umfasst insbesondere die Vorbereitung der pädagogischen Arbeit, 
Dokumentation der pädagogischen Arbeit, Eltern- und Teamarbeit, Fortbildung, Vernetzungsarbeit, 
Verwaltungstätigkeit, Leitungsarbeit. 

(3) Die wöchentliche Vor- und Nachbereitungszeit für eine Kleinkindgruppe oder 
Kindergartengruppe beträgt zumindest 16 Stunden; sie darf jedoch 35 % jenes Stundenausmaßes, das der 
wöchentlichen Öffnungszeit der betreffenden Gruppe entspricht, nicht überschreiten (Rahmenzeit); wird 
eine Kleinkindgruppe oder Kindergartengruppe von einer pädagogischen Fachkraft alleine betreut, so 
beträgt die wöchentliche Vor- und Nachbereitungszeit für diese Gruppe 12 Stunden; Abs. 4 bleibt 
unberührt. 

(4) Für die Leitung einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist zusätzlich wöchentliche 
Vor- und Nachbereitungszeit in folgendem Ausmaß vorzusehen: 

 a) bei einer Kleinkind- oder Kindergartengruppe, eine Stunde, 

 b) bei zwei Kleinkind- oder Kindergartengruppen, zwei Stunden, 

 c) bei drei Kleinkind- oder Kindergartengruppen, vier Stunden und 

 d) bei vier und mehr Kleinkind- oder Kindergartengruppen, sechs Stunden. 

(5) Die Jahresvor- und -nachbereitungszeit für eine Kleinkindgruppe oder Kindergartengruppe hat 
zwischen 40 bis 64 Stunden (Rahmenzeit) zu betragen, sofern die wöchentliche Betreuungszeit 
mindestens 28 Stunden beträgt; liegt die wöchentliche Betreuungszeit darunter, verringert sich die 
genannte Rahmenzeit je Stunde verkürzter Betreuungszeit um 1/28. 

(6) Die Vor- und Nachbereitungszeit nach den Abs. 3 und 5 ist entsprechend dem jeweiligen 
Aufwand für die Vor- und Nachbereitung auf die pädagogischen Fachkräfte aufzuteilen. 

(7) In den Semester-, Oster- oder Hauptferien können jährlich bis zu 40 Stunden Fortbildung 
angeordnet werden. Auf Verlangen hat der Dienstgeber bis zu 32 Stunden Fortbildung anzuordnen. 

(8) Der Monatsbezug (§ 56 Abs. 2 bzw. § 71b Abs. 2) gebührt anteilig in jenem Ausmaß, das dem 
Verhältnis der vereinbarten Jahresarbeitszeit (§ 83a Abs. 1) zum Jahresgesamtausmaß von 1776 Stunden 
entspricht. Über die vereinbarte Jahresarbeitszeit hinausgehende Dienstleistungen sind als Mehrstunden, 
über das Jahresgesamtausmaß hinausgehende Dienstleistungen als Überstunden abzugelten. 

(9) Abweichend von Abs. 8 gebührt die Kinderzulage ab einer Wochenarbeitszeit von 40 Stunden 
bezogen auf den Zeitraum von 38 vollen Wochen in vollem Ausmaß. 

(10) Das Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe bemisst sich für pädagogische Fachkräfte nach 
dem in der Anlage 9 dargestellten Gehaltsschema (Gehaltsschema für pädagogische Fachkräfte in 
Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen)(„Gehaltsschema neu für pädagogische Fachkräfte in 
Kinderbildungs- und betreuungseinrichtungen“). Davon abweichend bemisst sich das Gehalt von 
pädagogischen Fachkräften, auf deren Dienstverhältnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 
anzuwenden war, nach dem in der Anlage 9a dargestellten Gehaltsschema („Gehaltsschema alt für 
pädagogische Fachkräfte in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen“). 

[…] 

III. Hauptstück 
Besondere Bestimmungen für Musikschullehrer 

§ 87 
Aufgaben, Unterrichtszeit, Gehalt 

(1) Für Musikschullehrer gelten die Bestimmungen über die Arbeitszeit (§ 20), den Erholungsurlaub 
(§ 35) und das Gehalt (§ 57 bzw. § 71c) nur insoweit, als sich aus dem Folgenden nicht anderes ergibt. 

(2) Zu den Aufgaben der Musikschullehrer zählen der Unterricht, die Vor- und Nachbereitung sowie 
die Fortbildung. Die Vor- und Nachbereitung umfasst insbesondere die wöchentliche Vor- und 
Nachbereitung des Unterrichts, Elternarbeit, Teamarbeit, persönliche Fortbildung, Vernetzungsarbeit, 
Vorspielabende, Projekt- und Ensemblearbeit, Verwaltungstätigkeit. 

(3) Die wöchentliche Unterrichtszeit beträgt für eine Vollbeschäftigung 26 Stunden in der Woche. 
Die Unterrichtsstunde dauert 50 Minuten. 
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(4) Unterrichtsfrei sind die schulfreien Tage nach § 3 Abs. 1 Pflichtschulzeitgesetz und den dazu 
ergangenen Verordnungen der BildungsdirektionLandesregierung. Der Gemeindevorstand kann mit 
Verordnung weitere Tage für unterrichtsfrei erklären sowie bei einer Änderung der Ferienregelung durch 
die Schulbehörde die Verteilung der unterrichtsfreien Tage entsprechend anpassen. 

(5) Der Erholungsurlaub (§ 35 Abs. 1 und 2) gilt mit der entsprechenden Anzahl von Tagen, die nach 
dem Abs. 4 unterrichtsfrei sind, als verbraucht, wobei für einen Tag so viele Urlaubsstunden als 
verbraucht anzurechnen sind, als in diesem Zeitraum im wöchentlichen Durchschnitt Dienst zu leisten 
wäre; Sonn- und Feiertage sowie Tage, an denen aufgrund einer Diensteinteilung kein Dienst zu 
verrichten ist, bleiben dabei unberücksichtigt. Der § 35 Abs. 6 und 9 zweiter und dritter Satz ist nicht 
anzuwenden. 

(6) Das Gehalt je Gehaltsklasse und Gehaltsstufe bemisst sich für Musikschullehrer nach dem in der 
Anlage 4 dargestellten Gehaltsschema (Gehaltsschema für Musikschullehrer)(„Gehaltsschema neu für 
Musikschullehrer“). Davon abweichend bemisst sich das Gehalt für Musikschullehrer, auf deren 
Dienstverhältnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war, nach dem in der Anlage 4a 
dargestellten Gehaltsschema („Gehaltsschema alt für Musikschullehrer“). 

[…] 

V. Hauptstück 
Überführungsbestimmungen 

§ 94 
Erklärung 

(1) Die Gemeindebediensteten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gemeindeangestelltengesetzes, LGBl.Nr. 19/2005, Gemeindebedienstete sind, können eine schriftliche 
Erklärung abgeben, wonach sich ihr Dienstverhältnis nach dem vorliegenden Gesetz bestimmen soll. Die 
Erklärung wird mit Beginn des folgenden Kalenderjahres wirksam. Sie ist unwiderrufbar, die Beifügung 
einer Bedingung ist bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit der Erklärung unzulässig. 

(2) Bei Dienstverhältnissen mit Sonderregelungen sowie bei Betreuungspersonen in Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtungen ist die Erklärung nur im Einvernehmen mit dem Dienstgeber zulässig. 

(3) Mit der Wirksamkeit der Erklärung von Beamten wird das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis 
in ein unbefristetes privatrechtliches Dienstverhältnis zur Gemeinde übergeleitet, auf das die 
Bestimmungen des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 anzuwenden sind. Der Anspruch auf 
Dienstbezüge bestimmt sich nach den Regelungen des 5. Abschnittes des I. Hauptstückes 
(„Gehaltssystem alt“). Die im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses zurückgelegte 
Dienstzeit zur Gemeinde ist für Ansprüche, die sich nach der Dauer der Dienstzeit richten, so zu 
behandeln, als wäre sie im privatrechtlichen Dienstverhältnis zur Gemeinde zurückgelegt worden. 

§ 95 
Überführung 

(1) Jene Gemeindebediensteten, die eine Erklärung nach § 94 abgegeben haben, sind ihrer 
Verwendung entsprechend unter Anwendung des § 71d Abs. 6§ 58 Abs. 6 der zutreffenden Modellstelle 
zuzuordnen. 

(2) In den Gehaltsklassen 1 bis 14 richtet sich die Einstufung in die Gehaltsstufe nach der 
Verwendungsgruppe, der der Gemeindebedienstete nach dem Gemeindebedienstetengesetz, in der 
Fassung vor LGBl.Nr. 20/2005, oder dem Kindergartengesetz, in der Fassung LGBl.Nr. 58/2001, 
zugeordnet war. Die Einstufung erfolgt in jene Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn der 
Gemeindebedienstete, 

 a) der Verwendungsgruppe e/E bis c/C und k2 seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 18. 
Lebensjahres; 

 b) der Verwendungsgruppe b/B und k1 seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 19. Lebensjahres; 

 c) der Verwendungsgruppe a/A seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 23. Lebensjahres; 

der nach Abs. 1 zutreffenden Modellstelle zugeordnet gewesen wäre. Der bisherige Zeitpunkt der 
Vorrückung bleibt unverändert. 

(3) In den Gehaltsklassen 15 bis 23 richtet sich die Einstufung in die Gehaltsstufe nach den 
anrechenbaren Vordienstzeiten; dies sind Zeiten, die eine zweckdienliche, für die Anforderungen der 
Modellstelle relevante Berufserfahrung darstellen. Die Einstufung hat jedenfalls in jene Gehaltsstufe zu 
erfolgen, deren Gehalt am geringsten über dem bisherigen Gehalt liegt. 
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(4) Gemeindeangestellte in handwerklicher Verwendung werden in die gleiche Gehaltsstufe wie in 
ihrer bisherigen Gehaltsgruppe eingestuft. Der bisherige Zeitpunkt der Vorrückung bleibt unverändert. 

[…] 

§ 95b 
Überführung von Gemeindebediensteten in Krankenanstalten 

(1) Gemeindebedienstete, die eine Erklärung nach § 95a Abs. 1 abgegeben haben, sind ihrer 
Verwendung entsprechend unter Anwendung der §§ 71g Abs. 3 iVm 71d Abs. 6§§ 71a Abs. 2 in 
Verbindung mit 58 Abs. 7 der zutreffenden Modellstelle zuzuordnen. 

(2) In den Gehaltsklassen 1 bis 15 richtet sich die Einstufung in die Gehaltsstufe nach der 
Verwendungsgruppe, der der Gemeindebedienstete nach dem Gemeindebedienstetengesetz 1988 
zugeordnet war. Die Einstufung erfolgt in jene Gehaltsstufe, die sich ergeben würde, wenn der 
Gemeindebedienstete 

 a) der Verwendungsgruppe e/E bis c/C seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 18. Lebensjahres, 

 b) der Verwendungsgruppe b/B seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 19. Lebensjahres, 

 c) der Verwendungsgruppe a/A seit dem Zeitpunkt der Vollendung des 23. Lebensjahres 

der nach Abs. 1 zutreffenden Modellstelle zugeordnet gewesen wäre. Der bisherige Zeitpunkt der 
Vorrückung bleibt unverändert. 

(3) In den Gehaltsklassen 16 bis 29 sind die Gemeindebediensteten in jene Gehaltsstufe einzustufen, 
die sie erreicht hätten, wenn bereits zu Beginn des Dienstverhältnisses die Bestimmungen dieses Gesetzes 
zur Anwendung gekommen wären. Der bisherige Zeitpunkt der Vorrückung bleibt unverändert. 

(4) Gemeindebedienstete in handwerklicher Verwendung werden in die gleiche Gehaltsstufe wie in 
ihrer bisherigen Gehaltsgruppe eingestuft. Der bisherige Zeitpunkt der Vorrückung bleibt unverändert. 

(5) Überstunden und Mehrstunden, die vor der Wirksamkeit der Erklärung angefallen sind und ein 
Ausmaß von 40 Stunden überschreiten, sind nach der Rechtslage vor dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der 
Erklärung abzugelten. 

(6) Die Übergangsbestimmungen betreffend Urlaubsansprüche nach § 99, betreffend die Abfertigung 
nach § 100 sowie betreffend den Todesfallbeitrag nach § 101 gelten sinngemäß. 

§ 95c 
Überführung von Gemeindeangestellten in Pflegeeinrichtungen 

(Novelle LGBl.Nr. ../2024) 

(1) Der Anspruch auf Dienstbezüge von Gemeindeangestellten, die in Pflegeeinrichtungen tätig sind 
und auf deren Dienstverhältnis dieses Gesetz bereits vor dem 1. Juli 2024 anzuwenden war, bestimmt sich 
ab diesem Zeitpunkt nach dem 2. Unterabschnitt des 5. Abschnittes des I. Hauptstückes (Überführung). 

(2) Die Gemeindeangestellten sind ihrer Verwendung entsprechend unter Anwendung der §§ 71g 
Abs. 3 iVm 71d Abs. 6 der zutreffenden Modellstelle zuzuordnen. Die Gehaltsstufe sowie der bisherige 
Zeitpunkt der Vorrückung bleiben unverändert.  

(3) Mit der Überführung verfallen sämtliche Ansprüche des Gemeindeangestellten gegenüber dem 
Dienstgeber aufgrund vertraglicher Sonderregelungen (§ 70). 

(4) Ist der Monatsbezug, der dem Gemeindeangestellten unmittelbar nach seiner Überführung 
zusteht, niedriger als sein bisheriger Monatsbezug, so gebührt ihm eine Ergänzungszulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages. Die Ergänzungszulage teilt das rechtliche Schicksal des Monatsbezuges. 

VI.  Hauptstück 
Zuständigkeit, Schlussbestimmungen 

§ 96 
Zuständigkeit 

(1) Zuständiges Organ zur Vertretung der Gemeinde als Dienstgeber in den 
Dienstrechtsangelegenheiten der Gemeindeangestellten ist der Bürgermeister, soweit gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist. 

(2) In folgenden Angelegenheiten ist der Gemeindevorstand zuständiges Organ zur Vertretung der 
Gemeinde als Dienstgeber in den Dienstrechtsangelegenheiten der Gemeindeangestellten: 

 a) Anstellung von Gemeindeangestellten ab der Gehaltsklasse 15der Gehaltsklassen 15 bis 23 (§ 6); 

 b) Enthebung vom Dienst (§ 13); 

 c) Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 13a Abs. 5); 
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 d) Festsetzung der Arbeitszeit (§ 20); ausgenommen die Festsetzung der Arbeitszeit durch einen 
Dienstplan; 

 e) Genehmigung oder Untersagung einer Nebenbeschäftigung (§ 27); 

 f) Überstellung von Gemeindeangestellten ab der Gehaltsklasse 15der Gehaltsklassen 15 bis 23 in 
eine höhere Modellstelle (§ 29 Abs. 4); 

 g) Anordnung über die Ausstattung und das Tragen einer Dienstkleidung oder eines 
Dienstabzeichens (§ 30); 

 h) Gewährung eines Sonderurlaubes von mehr als 64 Stunden; sofern die Gewährung unter der 
Bedingung des § 36 Abs. 2 zweiter Satz erfolgt jedoch erst bei mehr als 128 Stunden (§ 36); 

 i) Gewährung einer Sonderzulage (§ 70 Abs. 1) im Ausmaß von mehr als 20 % bezogen auf den 
Monatsbezug sowie der Abschluss eines Sondervertrages (§ 70 Abs. 3); 

 j) Kündigung von Gemeindeangestellten (§ 79); ausgenommen Dienstverhältnisse, die noch nicht 
einen Monat gedauert haben. 

[…] 

§ 115 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 4/2022 

(1) Art. XXIII des Gesetzes über Neuerungen im Zusammenhang mit Digitalisierung – 
Sammelnovelle, LGBl.Nr. 4/2022, tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

(2) Jede Person kann beim Amt der Landesregierung während der Amtsstunden in Verordnungen 
nach den §§ 58 Abs. 4 und 63 Abs. 5§§ 58 Abs. 4 und 63 Abs. 4, welche vor dem 1. Juli 2022 
kundgemacht worden sind, Einsicht nehmen. 

§ 116 

Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. 72/2022, ergänzende Übergangsbestimmung 
durch die Novelle LGBl.Nr. 37/2023 

(1) Art. VI des Gesetzes über die Bildung und Betreuung von Kindern – Sammelgesetz, LGBl.Nr. 
72/2022, tritt am 1. September 2023 in Kraft. 

(2) Mit Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die bereits am 1. 
Oktober 2023 in einem Dienstverhältnis standen, für das Jahresarbeitszeit vereinbart war, kann 
abweichend von § 83 Abs. 2 erster Satz auch für den Fall der ganzjährigen Öffnung der Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung vereinbart werden, dass die Bestimmungen über die Arbeitszeit (§ 20), den 
Erholungsurlaub (§ 35) und den Monatsbezug (§ 56 Abs. 2) nur insoweit gelten, als sich aus dem II. 
Hauptstück nicht anderes ergibt. 

[…] 

§ 118 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 37/2023 

(1) Die Änderungen der §§ 70a und 71a durch LGBl.Nr. 37/2023 treten rückwirkend am 1. Jänner 
2003 in Kraft. 

(2) Die Informationen nach § 7a sind einem Gemeindeangestellten, dessen aufrechtes 
Dienstverhältnis vor dem 1. August 2022 begründet wurde, nur auf sein Verlangen zur Verfügung zu 
stellen.  

(3) Für Pflegeteilzeit, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine Änderung des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005, LGBl.Nr. 37/2023, in Anspruch genommen wurde, gilt der § 38b in 
der Fassung vor LGBl.Nr. 37/2023 weiter. 

(4) Für Teilzeitbeschäftigung anstelle der Karenz, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine 
Änderung des Gemeindeangestelltengesetzes 2005, LGBl.Nr. 37/2023, in Anspruch genommen wurde, 
gelten die §§ 45, 75 Abs. 2, 80 Abs. 4 und 6, 81, 96a Abs. 2 sowie 100 in der Fassung vor 
LGBl.Nr. 37/2023 weiter. 

§ 119 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

(1) Art. III des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und 
Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, tritt, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt, 
am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) Die Änderung des § 49b durch LGBl.Nr. ../2024 tritt rückwirkend am 1. Jänner 2024 in Kraft. 
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(3) Verordnungen auf der Grundlage des Art. III des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes 
der Landes- und Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, können bereits mit dem der 
Kundmachung der Novelle LGBl.Nr. ../2024 folgenden Tag erlassen werden, dürfen jedoch frühestens am 
1. Juli 2024 in Kraft treten.  

(4) Die allfälligen in Verordnungen über die Gewährung einer Teuerungszulage oder über die 
Gewährung einer besonderen Zulage festgelegten Zulagen finden auf Gemeindeangestellte insoweit keine 
Anwendung, als diese in § 65 und in den Gehaltsansätzen der Anlagen 1, 1a, 4, 4a, 5, 8, 9 und 9a in der 
Fassung LGBl.Nr. ../2024 bereits berücksichtigt wurden. 

(5) Für Elternkarenz und aufgeschobene Karenz, die vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 in Anspruch 
genommen wurde, gelten die §§ 40, 41 und 43 in der Fassung vor LGBl.Nr. ../2024 weiter. 

(6) Mit Betreuungspersonen in Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen, die bis spätestens 
1. Oktober 2025 in einem Dienstverhältnis stehen, für das Jahresarbeitszeit vereinbart ist, kann 
abweichend von § 83 Abs. 2 erster Satz auch für den Fall der ganzjährigen Öffnung der Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung vereinbart werden, dass die Bestimmungen über die Arbeitszeit (§ 20), den 
Erholungsurlaub (§ 35) und den Monatsbezug (§ 56 Abs. 2 bzw. § 71b Abs. 2) nur insoweit gelten, als 
sich aus dem II. Hauptstück nicht anderes ergibt. 

 

 

Artikel IV 

Gesetz  
über das Dienstrecht jener Gemeindebediensteten, für die nicht das 

Gemeindeangestelltengesetz 2005 (GAG 2005) gilt 
 

LGBl.Nr. 49/1988, 29/1991, 30/1993, 41/1993, 28/1994, 5/1995, 50/1995, 5/1997, 61/1997, 64/1997, 
6/1998, 26/1998, 20/1999, 24/2001, 58/2001, 23/2002, 53/2002, 27/2003, 20/2005, 44/2006, 40/2007, 
22/2009, 36/2009, 66/2010, 25/2011, 33/2012, 38/2013, 44/2013, 24/2015, 52/2015, 36/2017, 34/2018, 
37/2018, 6/2019, 19/2020, 24/2020, 91/2020, 50/2021, 83/2021, 4/2022, 42/2022, 72/2022, 5/2023, 
38/2023 

[…] 

II. HAUPTSTÜCK 
Gemeindebeamte 

1. Abschnitt 
Dienstverhältnis der Gemeindebeamten 

[…] 

§ 24 
Auflösung des Dienstverhältnisses 

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeindebeamten wird aufgelöst durch 

 a) den Tod, 

 b) den Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft bei Dienstposten, auf welche die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer gemäß Artikel 28 Absatz 4 des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum keine Anwendung findet, bei anderen Dienstposten nur dann, 
wenn der Gemeindebeamte nicht gleichzeitig Angehöriger eines Mitgliedstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist oder wird, 

 c) den Verlust der Angehörigkeit zu einem Mitgliedstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, sofern der Gemeindebeamte nicht gleichzeitig die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzt oder erwirbt oder Angehöriger eines anderen Mitgliedstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist oder wird, 

 d) den Austritt, 

 e) die Ausscheidung, 

 f) ein auf Entlassung lautendes Dienststraferkenntnis oder durch die Verurteilung im Ruhestand 
durch ein inländisches Gericht wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer 
Handlungen zu einer Freiheitsstrafe, wenn die verhängte Freiheitsstrafe ein Jahr übersteigt oder 
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die nicht bedingt nachgesehene Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt; das Dienstverhältnis 
wird jedoch nicht aufgelöst, wenn diese Rechtsfolge bedingt nachgesehen wird, es sei denn, dass 
die Nachsicht widerrufen wird, 

 g) den Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947. 

(2) Wenn das Dienstverhältnis aufgelöst wird, ist dem Gemeindebeamten auf Verlangen ein 
schriftliches Zeugnis über Art und Dauer seiner Dienstleistung auszustellen. 

(3) Mit der Auflösung des Dienstverhältnisses verliert der Gemeindebeamte für sich und seine 
Angehörigen alle mit dem Dienstverhältnis verbundenen Rechte, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

[…] 

3. Abschnitt 
Rechte der Gemeindebeamten 

§ 40 
Anwendung von Bestimmungen des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 

In diesem Abschnitt sind folgende Bestimmungen des dritten Abschnittes des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 sinngemäß anzuwenden: 

§ 35 – Erholungsurlaub – mit der Maßgabe, dass 

 a) der erste Satz im Abs. 5 sinngemäß auch bei Übertritt oder Versetzung in den Ruhestand gilt; 

 b) dem Gemeindebeamten eine Abfindung nach Abs. 10 unter den dort genannten Voraussetzungen 
auch anlässlich seines Ausscheidens aus dem Dienststand gebührt und die Abfindung nach Abs. 
10 für jede nicht verbrauchte Urlaubsstunde den 174. Teil des Monatsbezuges zuzüglich 
anteiliger Sonderzahlungen und pauschalierter Nebenbezüge beträgt, der dem Gemeindebeamten 
für den letzten Monat seines Dienstverhältnisses im Dienststand bei Vollbeschäftigung gebührt 
hat oder gebührt hätte. 

§ 35a – Pflegeurlaub – 

§ 36 – Sonderurlaub – 

§ 37 – Dienstfreistellung für Kuraufenthalt – 

§ 38 – Familienhospizkarenz – 

§ 38a – Pflegekarenz – 

§ 38b – Pflegeteilzeit – 

§ 38c – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt – 

§ 39 – Frühkarenz – 

§ 40 – Elternkarenz – 

§ 41 – Teilung der Elternkarenz – 

§ 42 – Karenz bei Verhinderung eines Elternteils – 

§ 43 – Aufgeschobene Karenz – 

§ 43a – Beschäftigung während der Karenz – 

§ 44 – Anrechnung der Frühkarenz sowie der Karenz – 

§ 45 – Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes – 

§ 46 – Dienstfreistellung bestimmter Organe – mit der Maßgabe, dass die Zeit einer Außerdienststellung 
zur Hälfte auch für die Beförderung in höhere Dienstklassen berücksichtigt wird und für eine solche 
Beförderung die vor der Außerdienststellung ausgeübte Dienstleistung und die Dienstbeurteilung für 
diese Tätigkeit maßgebend sind. 

§ 47 – Dienstfreistellung von weiblichen Gemeindeangestellten – 

§ 48 – Beschäftigungsbeschränkungen – 

§ 50 – Änderung des Beschäftigungsausmaßes –. 

[…] 
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4. Abschnitt 
Bezüge, Allgemeine Bestimmungen 

§ 49 
Anwendung von Bestimmungen des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 

In diesem Abschnitt sind folgende Bestimmungen des vierten Abschnittes des I. Hauptstückes des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 sinngemäß anzuwenden: 
§ 51 – Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 

mit der Maßgabe, dass die fortlaufenden Bezüge für die Gemeindebeamten jeweils am 
Monatsersten oder, wenn dieser Tag kein Arbeitstag ist, am vorhergehenden Arbeitstag 
im Vorhinein auszuzahlen sind. Die Regelung des Abs. 2 betreffend Sonderzahlungen 
gilt gleichermaßen für Sonderzahlungen zu Nebenbezügen. Die für das letzte 
Kalendervierteljahr gebührende Sonderzahlung und die entsprechende Sonderzahlung 
zum Nebenbezug sind mit den Dezemberbezügen auszuzahlen. 

§ 52 –  Übergang von Schadenersatzansprüchen – 

§ 53 –  Ersatz von Übergenüssen –  
mit der Maßgabe, dass der Ersatzpflichtige durch die Dienstbehörde mittels Bescheid 
zum Ersatz aufzufordern ist. 

§ 54 –  Verjährung – 

§ 55 –  Verzicht auf Ersatzforderungen – 

§ 62 –  Sonderzahlung – 
mit der Ergänzung, dass dem Gemeindebeamten, der Anspruch auf eine 
Mehrleistungsvergütung, auf eine Verwendungszulage oder auf eine 
Aufwandsentschädigung hat, für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der 
Höhe von 50 v.H. des jeweiligen Nebenbezuges in diesem Zeitraum gebührt. Steht ein 
Gemeindebeamter während des Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung 
gebührt, nicht ununterbrochen im Genuss des vollen Nebenbezuges, so gebührt ihm als 
Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als Monat der Auszahlung gilt beim 
Ausscheiden aus dem Dienststand der Monat des Ausscheidens.  
Wenn an anderer Stelle dieses Gesetzes, auf Sonderzahlungen ohne ausdrücklichen 
Bezug auf Sonderzahlungen zu Nebenbezügen abgestellt wird, so sind 
Sonderzahlungen zu Nebenbezügen nicht erfasst. 

§ 65 –  Kinderzulage –  
mit der Maßgabe, dass als Kinderzulage für das erste Kind überdies ein Sockelbetrag in 
Höhe von 57,61 Euro gebührt. 

§ 66 –  Nebenbezüge –  

ausgenommen Abs. 2 und mit der Maßgabe, dass Gemeindebeamte weiters Anspruch 
auf nachfolgende Nebenbezüge haben und diese bei Teilzeitbeschäftigten nur 
entsprechend dem Beschäftigungsausmaß gebühren: 

 a) Mehrleistungsvergütung für Leistungen in der normalen Arbeitszeit, 
die erheblich über das vom Gemeindebeamten aufgrund seiner dienstrechtlichen 
Stellung zu erwartende Ausmaß hinausgehen; 

 b) Verwendungszulage für Gemeindebeamte, deren Verwendung mit 
einem besonderen Maß an Verantwortung für die Führung der Geschäfte der 
allgemeinen Verwaltung verbunden ist; 

 c) Aufwandsentschädigung für einen anderen als durch Reisegebühren 
abzugeltenden, im Dienst erwachsenen Mehraufwand. 

Abs. 4 gilt mit der Maßgabe, dass auch ein Anspruch auf Sonderzahlungen zu 
Nebenbezügen im dort genannten Ausmaß besteht. 

§ 67 –  Reisegebühren – 

§ 68 –  Sachleistungen – 

§ 69 –  Bezugsvorschuss –. 

§ 70 Abs. 2 –  Verordnung über eine Sonderzulage – 

§ 70a –  Pensionskassenvorsorge – mit der Maßgabe, dass auf die Pensionskassenvorsorge der 
Gemeindebeamten die für Pensionskassen relevanten Bestimmungen des 
Betriebspensionsgesetzes Anwendung finden. 
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5. Abschnitt 
Bezüge während des Dienststandes 

[…] 

§ 73 
Ruhebezugsbeitrag 

(1) Der Gemeindebeamte hat monatlich im Vorhinein einen Ruhebezugsbeitrag zu entrichten. 

(2) Der Ruhebezugsbeitrag beträgt 11,75 v.H. der Beitragsbemessungsgrundlage. Die 
Beitragsbemessungsgrundlage wird gebildet 

 a) aus dem Monatsbezug, ausgenommen Kinderzulagen, 

 b) aus den Nebenbezügen, welche den Anspruch auf eine Nebenbezügezulage begründen, sowie 

 c) in den Monaten ihrer Auszahlung aus den Teilen der Sonderzahlung, welche den in lit. a und b 
genannten Bezugsteilen entsprechen. 

(3) Für Gemeindebeamte der folgenden Geburtsjahrgänge gelten für den Ruhebezugsbeitrag – 
abweichend von Abs. 2 – folgende Prozentsätze: 

Geburtsjahrgänge für Bezugsteile bis 
zur monatlichen 

Höchstbeitragsgrundlage 
nach § 45 ASVG 

für Bezugsteile über 
der monatlichen 

Höchstbeitragsgrundlage 
nach § 45 ASVG 

1961 11,61 % 10,98 % 
1962 11,56 % 10,63 % 
1963 11,52 % 10,27 % 
1964 11,47 % 9,92 % 
1965 11,42 % 9,57 % 
1966 11,38 % 9,21 % 
1967 11,33 % 8,86 % 
1968 11,28 % 8,50 % 
1969 11,23 % 8,15 % 
1970 11,19 % 7,79 % 
1971 11,14 % 7,44 % 
1972 11,09 % 7,09 % 
1973 11,05 % 6,73 % 
1974 11,00 % 6,38 % 
1975 10,95 % 6,02 % 
1976 10,91 % 5,67 % 
1977 10,86 % 5,31 % 
1978 10,81 % 4,96 % 
1979 10,77 % 4,61 % 
1980 10,72 % 4,25 % 
1981 10,67 % 3,90 % 
1982 10,63 % 3,54 % 
1983 10,58 % 3,19 % 
1984 10,53 % 2,83 % 
1985 10,48 % 2,48 % 
1986 10,44 % 2,13 % 
1987 10,39 % 1,77 % 
1988 10,34 % 1,42 % 
1989 10,30 % 1,06 % 
1990 10,25 % 0,71 % 
1991 10,25 % 0,35 % 
1992 10,25 % 0,00 % 

(4) Der Gemeindebeamte hat auch für die Monate, in denen seine Bezüge ganz oder teilweise ruhen, 
oder nach den Bestimmungen des § 46 Abs. 7 oder 8 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 stillgelegt 
oder gekürzt sind, den vollen Ruhebezugsbeitrag zu entrichten. Dies gilt nicht für Monate, in denen er 
wegen einer Frühkarenz, einer Karenz, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer Karenz zur 
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt, wegen des Präsenz- oder Zivildienstes oder 
wegen eines Sonderurlaubes mit Hemmung des Laufes der Dienstzeit keinen Anspruch auf Bezüge hat. 
Für Zeiträume, in denen die Wochenarbeitszeit des Gemeindebeamten nach den §§ 38, 38b, 45 und 50 
des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 herabgesetzt ist, umfasst die Bemessungsgrundlage die in Abs. 2 
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lit. a bis c angeführten Geldleistungen in der Höhe, die sich aus § 58 Abs. 1 ergibt. Für Zeiträume, in 
denen die Monatsbezüge wegen Inanspruchnahme einer Alterskarenz nach § 43 Abs. 2 gekürzt worden 
sind, umfasst die Bemessungsgrundlage die in Abs. 2 lit. a bis c angeführten Geldleistungen unter 
Berücksichtigung der Kürzung der Monatsbezüge. 

(5) Der Ruhebezugsbeitrag ist von den Bezügen des Gemeindebeamten einzubehalten. Für die im 
Abs. 4 genannten Monate hat der Gemeindebeamte die Ruhebezugsbeiträge einzubezahlen. 

(6) Rechtmäßig entrichtete Ruhebezugsbeiträge kann der Gemeindebeamte nicht zurückfordern. 

[…] 

6. Abschnitt 
Bezüge während des Ruhestandes 

1. Unterabschnitt 
Bezüge während des Ruhestandes, 

Allgemeine Bestimmungen 

[…] 

§ 79 
Ruhebezug 

(1) Dem Gemeindebeamten des Ruhestandes gebühren ein monatlicher Ruhebezug sowie nach 
Maßgabe der §§ 62 und 65 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 Sonderzahlungen und Kinderzulagen. 

(2) Der Ruhebezug gebührt frühestens nach einer ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit (Abs. 7) von 
15 Jahren. Für diese Berechnung ist das Beschäftigungsausmaß nicht zu berücksichtigen. 

(3) Der Ruhebezug wird aufgrund der Ruhebezugberechnungsgrundlage (Abs. 4), der 
Ruhebezugbemessungsgrundlage (Abs. 6) sowie der ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit (Abs. 7) 
ermittelt. 

(4) Die Ruhebezugberechnungsgrundlage bildet der auf den Monat bezogene Mittelwert der 
Berechnungsgrundlage für den Ruhebezugsbeitrag nach § 73 Abs. 2 lit. a für jene 180 Monate mit der 
höchsten Beitragsgrundlage des Gemeindebeamten (Durchrechnungszeitraum). Beitragsgrundlagen aus 
den Jahren, die dem Jahr, in dem der Ruhestand beginnt, vorangehen, sind durch Hinzurechnung der für 
die Folgejahre bis zum Jahr vor Beginn des Ruhestands gewährten besonderen Zulagen und 
Teuerungszulagen nach § 58 Abs. 4 und 5 anzupassen. 

(5) Werden bei der Ermittlung der Ruhebezugberechnungsgrundlage nach Abs. 4 Zeiträume 
berücksichtigt, in denen eine Teilzeitbeschäftigung bestand, so sind jene Beitragsgrundlagen nach § 73 
Abs. 2 lit. a heranzuziehen, die für diese Zeiträume bei einem vollen Beschäftigungsausmaß bestanden 
hätten; Zeiträume, in denen die Monatsbezüge wegen Inanspruchnahme einer Alterskarenz nach § 43 
Abs. 2 gekürzt worden sind, sind so zu berücksichtigen, als ob eine Kürzung der Monatsbezüge nicht 
stattgefunden hätte. 

(6) Die Ruhebezugbemessungsgrundlage beträgt 76,2 v.H. der Ruhebezugberechnungsgrundlage. 

(7) Die ruhebezugfähige Gesamtdienstzeit setzt sich zusammen aus 

 a) der seit der Aufnahme in das Beamtenverhältnis zur Gemeinde zurückgelegten Dienstzeit 
einschließlich der Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, einer Teilzeitbeschäftigung zur 
Betreuung eines Kindes, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer Karenz zur 
Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder einer Außerdienststellung nach 
§ 46 Abs. 1, 2 oder 5 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005; Zeiten eines Sonderurlaubes sind 
nur anzurechnen, sofern der Lauf der Dienstzeit nicht nach § 36 Abs. 2 des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 gehemmt ist; Zeiten einer Alterskarenz sind nicht 
anzurechnen; 

 b) den angerechneten Ruhebezugvordienstzeiten (§ 81); 

 c) den zugerechneten Zeiträumen (§ 80) und 

 d) den durch besondere gesetzliche Bestimmungen oder aufgrund solcher Bestimmungen als 
ruhebezugfähig erklärten Zeiten. 

(8) Bei der Berechnung nach Abs. 7 sind folgende Zeiten entsprechend dem Beschäftigungsausmaß 
anzurechnen, das unmittelbar davor bestanden hat: 
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 a) Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, einer Familienhospizkarenz, einer Pflegekarenz, einer 
Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder einer 
Außerdienststellung nach § 46 Abs. 1, 2 oder 5 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005; 

 b) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes; 

 c) Zeiten einer Pflegeteilzeit. 

Im Übrigen sind Zeiten, in denen Teilzeitbeschäftigung bestand, nur anteilsmäßig entsprechend dem 
Beschäftigungsausmaß während der Teilzeitbeschäftigung anzurechnen. 

(9) Der Ruhebezug beträgt nach einer ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit von 15 Jahren 50 v.H. und 
erhöht sich für jedes weitere ruhebezugfähige Dienstjahr um 1,667 v.H. und für jeden restlichen 
Dienstmonat um 0,139 v.H. der Ruhebezugbemessungsgrundlage. Der Ruhebezug darf 76,2 v.H. der 
Ruhebezugberechnungsgrundlage nicht übersteigen. 

[…] 

§ 81 
Ruhebezugvordienstzeiten 

(1) Dem Gemeindebeamten sind folgende, vor dem Tag der Aufnahme in das Beamtenverhältnis 
liegende Zeiträume als Ruhebezugvordienstzeiten anzurechnen: 

 a) die in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft des österreichischen Rechts oder zu einem inländischen 
Gemeindeverband oder zu inländischen öffentlichen Anstalten, Stiftungen und Fonds 
zurückgelegten Zeiten einschließlich der Zeiten einer Frühkarenz, einer Karenz, der 
Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes, einer Familienhospizkarenz, einer 
Pflegekarenz, einer Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt oder 
einer Außerdienststellung nach § 46 Abs. 1, 2 oder 5 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005; 
dabei sind Zeiten eines Sonderurlaubes nur anzurechnen, sofern der Lauf der Dienstzeit nicht 
nach § 36 Abs. 2 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 oder einer gleichartigen 
Rechtsvorschrift gehemmt ist; 

 b) die Zeit einer Präsenz- oder Zivildienstleistung nach bundesrechtlichen Vorschriften; 

 c) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden Studiums an 
einer öffentlichen oder mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten mittleren Schule, höheren Schule, 
Akademie oder verwandten Lehranstalt, soweit die gesetzliche Mindestdauer des Studiums nicht 
überschritten worden ist; 

 d) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen oder einem solchen gleichzuhaltenden Studiums an 
einer Hochschule oder einer staatlichen Kunstakademie, das für den Gemeindebeamten 
Anstellungserfordernis gewesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren für jedes Studium; 
zum Studium zählt auch die für die Ablegung der Abschlussprüfungen oder für die Erwerbung 
des akademischen Grades erforderliche Vorbereitungszeit bis zum Höchstausmaß von einem 
halben Jahr; 

 e) Zeiten, für die im Falle der Anrechnung nach den gesetzlichen Bestimmungen über die 
Sozialversicherung ein Überweisungsbetrag geleistet wird. 

Bei einer inländischen Gebietskörperschaft oder einem inländischen Gemeindeverband zurückgelegten 
Dienstzeiten sowie Zeiten nach den lit. a bis e sind solche bei einer vergleichbaren Einrichtung eines 
ausländischen Staates gleichzuhalten, soweit dies aufgrund des Rechts der Europäischen Union oder 
aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtungen geboten  ist. 

(2) Andere als im Abs. 1 angeführte Zeiten sind als Ruhebezugvordienstzeiten anzurechnen, wenn 
sie für die dienstliche Verwendung des Gemeindebeamten von wesentlicher Bedeutung sind. 

(3) Wird ein im Ruhestand befindlicher Gemeindebeamter wieder in den Dienststand aufgenommen, 
so ist die im Ruhestand verbrachte Zeit auf Antrag als ruhebezugsfähige Dienstzeit anzurechnen. Dies gilt 
nicht, wenn der Gemeindebeamte durch Dienststraferkenntnis oder wegen einer auf „nicht genügend“ 
lautenden Dienstbeurteilung in den Ruhestand versetzt worden ist. 

(4) Die mehrfache Anrechnung ein und desselben Zeitraumes als Ruhebezugvordienstzeit ist 
unzulässig. 

(5) Von der Anrechnung als Ruhebezugvordienstzeit sind ausgeschlossen: 

 a) Zeiten, die vor der Vollendung des 18. Lebensjahres des Gemeindebeamten liegen; 

 b) Zeiten, für die ein Anspruch auf Ruhebezug (Versorgungsgenuss) besteht, es sei denn, dass der 
Gemeindebeamte zugunsten der Gemeinde auf diesen Ruhebezug (Versorgungsgenuss) 
verzichtet; 
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 c) Zeiten, die der Gemeindebeamte durch schriftliche Erklärung von der Anrechnung als 
Ruhebezugvordienstzeit ausgeschlossen hat oder die, im Falle seines Todes vor der Anrechnung, 
von seinen Hinterbliebenen schriftlich ausgeschlossen wurden. 

(6) Die Anrechnung der Ruhebezugvordienstzeiten ist sobald als möglich nach der Aufnahme des 
Gemeindebeamten durchzuführen. 

[…] 

III. Hauptstück 
Gemeindeangestellte 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 123 
Anwendung von Bestimmungen des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 

In diesem Abschnitt sind folgende Bestimmungen des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 
sinngemäß anzuwenden: 
§ 4   –  Aufnahme in das Dienstverhältnis – 

§ 5   –  Allgemeine Anstellungserfordernisse – 

§ 6   –  Begründung des Dienstverhältnisses – 

§ 7   –  Dienstvertrag – 

§ 7a –  Informationen zum Dienstverhältnis – 

§ 8   –  Personalakt – 

§ 9   –  Dienstliche Aus- und Fortbildung – 

§ 10  –  Mitarbeitergespräch – 

§ 11  –  Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Betriebsteilen auf einen anderen Rechtsträger – 

§ 12  –  Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienst – 

§ 13  –  Enthebung vom Dienst – 
mit der Maßgabe, dass die im Abs. 2 dritter Satz festgelegte Ausnahme für Nebenbezüge 
gleichermaßen für Sonderzahlungen zu Nebenbezügen gilt. 

§ 13a –  Verarbeitung personenbezogener Daten – 

§ 14  –  Allgemeine Dienstpflichten – 

§ 15  –  Geschenkannahme – 

§ 16  –  Besondere Pflichten für Vorgesetzte – 

§ 17  –  Weisungsgebundenheit – 

§ 18  –  Amtsverschwiegenheit – 

§ 19  –  Befangenheit – 

§ 20  –  Arbeitszeit – 

§ 21  –  Höchstgrenzen der Arbeitszeit – 

§ 22  –  Ruhepausen – 

§ 23  –  Ruhezeiten – 

§ 24  –  Nachtarbeit – 

§ 25  –  Ausnahmebestimmungen – 

§ 26  –  Abwesenheit vom Dienst – 

§ 27  –  Nebenbeschäftigungen, Nebentätigkeit – 

§ 28  –  Wohnsitz – 

§ 28a –  Telearbeit – 

§ 29  –  Dienstzuteilung, Verwendungsänderung –  
mit der Maßgabe, dass bei einer Verwendungsänderung die dienst- und besoldungsrechtlichen 
Verhältnisse nicht verschlechtert werden dürfen. 

§ 30  –  Dienstkleidung, Dienstabzeichen, Dienstausweise, Amtstitel – 

§ 31  –  Anbringen dienstlicher und dienstrechtlicher Art – 
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§ 32  –  Erhaltung der Dienstfähigkeit – 

§ 33  –  Meldepflichten – 

§ 33a –  Schutz vor Benachteiligung – 

§ 34  –  Diensterfindungen – 

§ 35  –  Erholungsurlaub –  
mit der Maßgabe, dass Lehrer an Musikschulen sowie pädagogische Fachkräfte und 
Assistenzkräfte in Kindergartengruppen den Erholungsurlaub in den Ferienzeiten zu 
verbrauchen haben. Während der übrigen Dauer der Ferien sind die Lehrer an Musikschulen 
sowie die pädagogische Fachkräfte und Assistenzkräfte in Kindergartengruppenvom Dienst 
beurlaubt; sie sind jedoch innerhalb dieser Zeit zur Dienstleistung verpflichtet, soweit dies aus 
dienstlichen Gründen notwendig ist. 

§ 35a –  Pflegeurlaub – 

§ 36  –  Sonderurlaub – 

§ 37  –  Dienstfreistellung für Kuraufenthalt – 

§ 38  –  Familienhospizkarenz – 

§ 38a –  Pflegekarenz – 

§ 38b –  Pflegeteilzeit – 

§ 38c – Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt – 

§ 39  –  Frühkarenz – 

§ 40  –  Elternkarenz – 

§ 41  –  Teilung der Elternkarenz – 

§ 42  –  Karenz bei Verhinderung eines Elternteiles – 

§ 43  –  Aufgeschobene Karenz – 

§ 43a –  Beschäftigung während der Karenz – 

§ 44  –  Anrechnung der Frühkarenz sowie der Karenz – 

§ 45  –  Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes – 

§ 46  –  Dienstfreistellung bestimmter Organe – 

§ 47  –  Dienstfreistellung von weiblichen Gemeindeangestellten – 

§ 48  –  Beschäftigungsbeschränkungen – 

§ 49  –  Bildungskarenz und Bildungsteilzeit – 

§ 49a –  Wiedereingliederungsteilzeit – 

§ 49b –  Altersteilzeit –– 

§ 50  –  Änderung des Beschäftigungsausmaßes – 

§ 51  –  Anfall, Auszahlung und Einstellung der Bezüge – 
mit der Maßgabe, dass die Regelung des Abs. 2 betreffend Sonderzahlungen gleichermaßen 
für Sonderzahlungen zu Nebenbezügen gilt. 

§ 52  –  Übergang von Schadenersatzansprüchen – 

§ 53  –  Ersatz von Übergenüssen 

§ 54  –  Verjährung – 

§ 55  –  Verzicht von Ersatzforderungen – 

§ 62  –  Sonderzahlung – 
mit der Ergänzung, dass dem Gemeindeangestellten, der Anspruch auf eine 
Mehrleistungsvergütung, auf eine Verwendungszulage oder auf eine Aufwandsentschädigung 
hat, für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 v.H. des jeweiligen 
Nebenbezuges in diesem Zeitraum gebührt. Steht ein Gemeindeangestellter während des 
Kalendervierteljahres, für das die Sonderzahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Genuss des 
vollen Nebenbezuges, so gebührt ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. Als 
Monat der Auszahlung gilt beim Ausscheiden aus dem Dienststand der Monat des 
Ausscheidens. 
Wenn an anderer Stelle dieses Gesetzes, auf Sonderzahlungen ohne ausdrücklichen Bezug auf 
Sonderzahlungen zu Nebenbezügen abgestellt wird, so sind Sonderzahlungen zu 
Nebenbezügen nicht erfasst. 
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§ 65  –  Kinderzulage –  
mit der Maßgabe, dass als Kinderzulage für das erste Kind überdies ein Sockelbetrag in Höhe 
von 57,61 Euro gebührt. 

§ 66  –  Nebenbezüge –  
ausgenommen Abs. 2 und mit der Maßgabe, dass Gemeindeangestellte weiters Anspruch auf 
nachfolgende Nebenbezüge haben und diese bei Teilzeitbeschäftigten nur entsprechend dem 
Beschäftigungsausmaß gebühren: 
 a) Mehrleistungsvergütung für Leistungen in der normalen Arbeitszeit, die 
erheblich über das vom Gemeindeangestellten aufgrund seiner dienstrechtlichen Stellung zu 
erwartende Ausmaß hinausgehen; 
 b) Verwendungszulage für Gemeindeangestellte, deren Verwendung mit einem 
besonderen Maß an Verantwortung für die Führung der Geschäfte der allgemeinen 
Verwaltung verbunden ist; 
 c) Aufwandsentschädigung für einen anderen als durch Reisegebühren 
abzugeltenden, im Dienst erwachsenen Mehraufwand. 
Abs. 4 gilt mit der Maßgabe, dass auch ein Anspruch auf Sonderzahlungen zu Nebenbezügen 
im dort genannten Ausmaß besteht. 

§ 67  –  Reisegebühren – 

§ 68  –  Sachleistungen – 

§ 69  –  Bezugsvorschuss – 

§ 70a – Pensionskassenvorsorge – 

§ 71  –  Anspruch bei Dienstverhinderung – 
mit der Maßgabe, dass bei der Berechnung nach Abs. 7 auch Sonderzahlungen zu 
Nebenbezügen zu berücksichtigen sind. 

§ 72  –  Mitteilung von Pflichtverletzungen – 

§ 73  –  Ermahnung – 

§ 74  –  Endigungsgründe – 

§ 75  –  Austritt aus dem Dienstverhältnis – 

§ 76  –  Entlassung aus dem Dienstverhältnis, vorzeitige Auflösung des Dienstverhältnisses aufgrund 
einer strafgerichtlichen Verurteilung – 

§ 77  –  Rechtsfolgen der vorzeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses – 

§ 78  –  Auflösung des Dienstverhältnisses durch Zeitablauf – 

§ 79  –  Kündigung des Dienstverhältnisses – 

§ 80  –  Kündigungsschutz –  
mit der Maßgabe, dass eine Dienstbeurteilung nach § 16 Abs. 7 die auf ‚nicht genügend‘ 
lautet, als eine auf ‚nicht aufgewiesenen Arbeitserfolg‘ lautende Leistungsbeurteilung nach § 
80 Abs. 1 lit. b Gemeindeangestelltengesetz 2005 gilt. 

§ 81  –  Abfertigung –  
mit der Abweichung, dass das monatliche Entgelt die Monatsbezüge gemäß § 58 Abs. 1 sind. 

§ 81a –  Folgebeschäftigung – 

§ 82  –  Fachliche Anstellungserfordernisse – 

§ 100 –  Übergangsbestimmungen für die Abfertigung 

§ 101 –  Übergangsbestimmungen für den Todesfallbeitrag –  
mit der Ergänzung, dass, wenn die Hinterbliebenen einen ihnen zustehenden Anspruch auf 
Zusatzpension geltend machen, ihnen als Todesfallbeitrag das Doppelte der ihnen 
zukommenden monatlichen Zusatzpension gebührt. 

[…] 

V. Hauptstück 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 142 
Zuständigkeit 

(1) Dienstbehörde und zuständiges Organ zur Vertretung der Gemeinde als Dienstgeber in den 
Dienstrechtsangelegenheiten der Gemeindeangestellten ist der Bürgermeister, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. 
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(2) In folgenden Angelegenheiten ist der Gemeindevorstand Dienstbehörde bzw. zuständiges Organ 
zur Vertretung der Gemeinde als Dienstgeber: 

 a) Enthebung vom Dienst (§ 13 Gemeindeangestelltengesetz 2005); 

 b) Verarbeitung personenbezogener Daten (§ 13a Abs. 5 Gemeindeangestelltengesetz 2005); 

 c) Bestellung der Beisitzer der Dienstbeurteilungskommission für Gemeindebedienstete (§ 17); 

 d) Beförderungen und Überstellungen (§§ 18 und 19); 

 e) Versetzung in den Ruhestand (§§ 22 und 23); 

 f) Festsetzung der Arbeitszeit (§ 20 Gemeindeangestelltengesetz 2005), ausgenommen die 
Festsetzung der Arbeitszeit durch einen Dienstplan; 

 g) Genehmigung oder Untersagung einer Nebenbeschäftigung (§ 27 Gemeindeangestelltengesetz 
2005); 

 h) Anordnung über die Ausstattung und das Tragen einer Dienstkleidung oder eines 
Dienstabzeichens (§ 30 Gemeindeangestelltengesetz 2005); 

 i) Gewährung eines Sonderurlaubes von mehr als 64 Stunden; sofern die Gewährung unter der 
Bedingung des § 36 Abs. 2 zweiter Satz des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 erfolgt jedoch 
erst bei mehr als 128 Stunden (§ 36 Gemeindeangestelltengesetz 2005); 

 j) Gewährung einer Dienstzulage (§ 67); 

 k) Gewährung von einmaligen Belohnungen für außergewöhnliche Arbeitsleistungen (§ 72); 

 l) Anstellung von Gemeindeangestellten der Verwendungsgruppen a und b (§ 6 
Gemeindeangestelltengesetz 2005); 

 m) Kündigung von Gemeindeangestellten (§ 79 Gemeindeangestelltengesetz 2005), ausgenommen 
Dienstverhältnisse, die noch nicht einen Monat gedauert haben; 

 n) Erteilung der Nachsicht von einem Anstellungserfordernis bei Gemeindeangestellten (§ 9); 

 o) Dienstverhältnisse mit Sonderregelungen (§ 128 Abs. 1 und 2); 

 p) Gewährung einer Zusatzpension an einen Gemeindeangestellten oder dessen Hinterbliebene (§ 
148f). 

[…] 

§ 155 
Übergangs- und Inkrafttretensbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 66/2010 

(1) Abweichend von § 22 Abs. 2 können Gemeindebeamte der in der folgenden Tabelle angeführten 
Geburtsjahrgänge, wenn sie dies erklären, nach Vollendung des angeführten Lebensalters in den 
Ruhestand treten. Eine Kürzung nach § 79a Abs. 1 findet nur statt, wenn der Gemeindebeamte vor 
Vollendung des angeführten Lebensalters in den Ruhestand übertritt, und zwar für jeden Monat, der 
zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit des Übertritts in den Ruhestand und dem Ablauf des Monats 
liegt, in dem er das angeführte Lebensalter vollendet hat. 

Geburtsjahrgänge Vollendung von 

Bis 1954 61 Lebensjahren und sechs Monaten 
1955 62 Lebensjahren 
1956 62 Lebensjahren und sechs Monaten 
1957 63 Lebensjahren 
1958 63 Lebensjahren und sechs Monaten 
1959 64 Lebensjahren 
1960 64 Lebensjahren und sechs Monaten 

(2) Abweichend von § 22 Abs. 2 können Gemeindebeamte, die vor dem 1. Jänner 1954 geboren 
sind, bereits nach Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand übertreten, sofern sie zu diesem 
Zeitpunkt eine beitragsgedeckte Gesamtdienstzeit von 40 Jahren aufweisen. Für die Erklärung gilt § 22 
Abs. 2 zweiter und dritter Satz. Eine Kürzung nach § 79a Abs. 1 findet nicht statt. 

(3) Zur beitragsgedeckten Gesamtdienstzeit nach Abs. 2 zählen Dienstzeiten nach § 79 Abs. 7 lit. a 
und angerechnete Ruhebezugvordienstzeiten nach § 81 Abs. 1 lit. a, b und e. 

(4) Für Gemeindebeamte der in der Tabelle nach Abs. 1 angeführten Geburtsjahrgänge gilt § 79a 
Abs. 2 mit der Maßgabe, dass anstelle des 65. Lebensjahres das in der Tabelle angeführte Lebensalter zur 
Anwendung gelangt. 

(5) Bei Gemeindebeamten, deren Ruhestand in einem in der folgenden Tabelle angeführten Jahr 
beginnt, beträgt der Durchrechnungszeitraum abweichend von § 79 Abs. 4 folgende Anzahl von Monaten: 
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Beginn des Ruhestandes 
(im Jahr) 

Durchrechnungszeitraum 
(in Monaten) 

2011 12 
2012 20 
2013 28 
2014 36 
2015 44 
2016 52 
2017 60 
2018 68 
2019 76 
2020 84 
2021 92 
2022 100 
2023 108 
2024 116 
2025 124 
2026 132 
2027 140 
2028 148 
2029 156 
2030 164 
2031 172 

(6) Abweichend von § 79 Abs. 9 erster Satz erhöht sich der Ruhebezug für jedes vor dem 1. Jänner 
2011 angefallene Dienstjahr um 2 v.H. der Ruhebezugbemessungsgrundlage und für jeden restlichen 
Dienstmonat um 0,167 v.H. der Ruhebezugbemessungsgrundlage. 

(7) Abweichend von § 79 Abs. 9 erster Satz beträgt bei Gemeindebeamten, die seit dem 31. 
Dezember 1995 ununterbrochen in einem Dienstverhältnis zu einer österreichischen Gebietskörperschaft 
stehen, der Ruhebezug nach einer ruhebezugfähigen Gesamtdienstzeit von zehn Jahren 50 v.H. der 
Ruhebezugbemessungsgrundlage. Für diese Berechnung ist das Beschäftigungsausmaß nicht zu 
berücksichtigen; eine Unterbrechung im Ausmaß von weniger als sechs Monaten schadet nicht. Der 
Ruhebezug erhöht sich diesfalls für jedes nach dem 31. Dezember 2010 angefallene Dienstjahr um 1,429 
v.H. der Ruhebezugbemessungsgrundlage und für jeden restlichen Dienstmonat um 0,119 v.H. der 
Ruhebezugbemessungsgrundlage. 

(8) Dienstzeiten im Sinne des Abs. 7 erster Satz sind solche bei einer vergleichbaren Einrichtung 
eines ausländischen Staates gleichzuhalten, soweit dies aufgrund des Rechts der Europäischen Union oder 
aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtungen geboten ist. 

(9) Gemeindebeamte, deren Ruhestand in einem in der Tabelle angeführten Jahr beginnt, haben – 
unbeschadet des § 79b Abs. 3 – abweichend von § 79b Abs. 1 einen Ruhebezugssicherungsbeitrag in 
folgender Höhe zu entrichten: 

Beginn des Ruhestandes 
(im Jahr) 

Ruhebezugssicherungsbeitrag 
(v.H. des Ruhebezuges einschließlich 

der Sonderzahlungen) 

2011 3,17 v.H. 
2012 3,04 v.H. 
2013 2,92 v.H. 
2014 2,79 v.H. 
2015 2,66 v.H. 
2016 2,53 v.H. 
2017 2,41 v.H. 
2018 2,28 v.H. 
2019 2,15 v.H. 
2020 2,02 v.H. 
2021 1,89 v.H. 
2022 1,77 v.H. 
2023 1,64 v.H. 
2024 1,51 v.H. 
2025 1,38 v.H. 
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2026 1,26 v.H. 
2027 1,13 v.H. 

ab 2028 0,00 v.H. 

(10) Der Abs. 9 gilt für Witwen- und Witwerversorgungsgenüsse, Versorgungsgenüsse des 
hinterbliebenen eingetragenen Partners sowie für Waisenversorgungsgenüsse sinngemäß. 

(11) Das Gesetz über eine Änderung des Gemeindebedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 66/2010, 
tritt, ausgenommen die Änderungen betreffend die Teuerungszulage und die besondere Zulage (§§ 58 
Abs. 1, 4 und 5, 85a, 88b Abs. 4 und 97a), am 1. Jänner 2011 in Kraft. 

(12) Gemeindebedienstete, die keinen Anspruch auf Kinderzulage haben, aber bei Inkrafttreten der 
Novelle LGBl.Nr. 66/2010 die Familienzulage nach § 68 in der Fassung LGBl.Nr. 20/2005 bezogen 
haben, haben bei Vorliegen der Voraussetzungen nach der genannten Bestimmung einen Anspruch auf 
eine Familienzulage, und zwar in Höhe des Sockelbetrages zur Kinderzulage nach § 65 des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005§ 49 bzw. § 123 dieses Gesetzes. Die Familienzulage teilt dasselbe 
rechtliche Schicksal wie eine Kinderzulage. 

(13) Für den Fall, dass die §§ 85b und 86 Abs. 4 oder einzelne ihrer Teile nicht kundgemacht werden 
können, ist das Gesetz über eine Änderung des Gemeindebedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 66/2010, 
ohne diese Bestimmungen oder ohne diese Teile kundzumachen. 

[…] 

§ 167 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 38/2023 

(1) Die Änderungen des § 49 und des § 123, soweit auf § 70a des Gemeindeangestelltengesetzes 
2005 verwiesen wird, durch LGBl.Nr. 38/2023 treten rückwirkend am 1. Jänner 2003 in Kraft. 

(2) Die Informationen nach § 11 und § 123 in Verbindung mit § 7a des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 sind einem Gemeindebediensteten, dessen aufrechtes 
Dienstverhältnis vor dem 1. August 2022 begründet wurde, nur auf sein Verlangen zur Verfügung zu 
stellen. 

(3) Für Pflegeteilzeit, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine Änderung des 
Gemeindebedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 38/2023, in Anspruch genommen wurde, gelten die §§ 40 
und 123 in Verbindung mit § 38b des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 in der Fassung vor LGBl.Nr. 
37/2023 weiter. 

(4) Für Teilzeitbeschäftigung anstelle der Karenz, die vor Inkrafttreten des Gesetzes über eine 
Änderung des Gemeindebedienstetengesetzes 1988, LGBl.Nr. 38/2023, in Anspruch genommen wurde, 
gelten die §§ 40 und 123 in Verbindung mit den §§ 45, 75 Abs. 2, 80 Abs. 4 und 6, 81, 96a Abs. 2 sowie 
100 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005 in der Fassung vor LGBl.Nr. 37/2023 sowie die §§ 78 Abs. 1 
und 2, 79 Abs. 7 und 8 sowie 81 Abs. 1 in der Fassung vor LGBl.Nr. 38/2023 weiter. 

§ 168 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

(1) Art. IV des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und 
Gemeindebediensteten – Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 

(2) Die allfälligen in Verordnungen über die Gewährung einer Teuerungszulage oder über die 
Gewährung einer besonderen Zulage festgelegten Zulagen zur Kinderzulage (§§ 49 und 123 in 
Verbindung mit § 65 des Gemeindeangestelltengesetzes 2005) finden auf Gemeindebedienstete insoweit 
keine Anwendung, als diese in § 65 des Gemeindebedienstetengesetzes 2005 in der Fassung LGBl.Nr. 
../2024 bereits berücksichtigt wurden. 

(3) Für Elternkarenz und aufgeschobene Karenz, die vor dem Inkrafttreten nach Abs. 1 in Anspruch 
genommen wurde, gelten die §§ 40 und 123 in Verbindung mit §§ 40, 41 und 43 des 
Gemeindeangestelltengesetzes 2005 in der Fassung vor LGBl.Nr. ../2024 weiter. 
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Artikel V 

Gesetz 
über das Landesverwaltungsgericht (Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LVwG-G) 

 

LGBl.Nr. 19/2013, 53/2015, 69/2019, 19/2020, 91/2020, 50/2021, 83/2021, 4/2022, 42/2022, 39/2023 

[…] 

2. Abschnitt 
Organisation 

[…] 

§ 5 
Unabhängigkeit, Ende des Amtes 

(1) Die Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Landesverwaltungsgerichtes endet durch 

 a) Ablauf jenes Monats, in dem das Mitglied das 68. Lebensjahr vollendet; mit diesem Zeitpunkt 
tritt ein Mitglied nach § 17 Abs. 1 von Gesetzes wegen in den Ruhestand und endet das 
Dienstverhältnis eines Mitgliedes nach § 17 Abs. 2 von Gesetzes wegen, 

 b) Erklärung des Mitgliedes nach § 17 Abs. 1 nach Vollendung des 62. Lebensjahres; mit 
Wirksamkeit der Erklärung tritt das Mitglied in den Ruhestand; die §§ 23 Abs. 2 zweiter und 
dritter Satz sowie 147 des Landesbedienstetengesetzes 1988 gelten sinngemäß, 

 c) Erklärung des Mitgliedes, aus dem Dienstverhältnis zum Land auszutreten; § 26 des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß, 

 d) Zuweisung des Mitgliedes durch die Landesregierung zu einer anderen Dienststelle des Landes 
über Ansuchen des Mitgliedes, 

 e) Tod, 

 f) Amtsverlust gemäß § 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947, 

 g) Enthebung vom Amt (Abs. 3). 

(3) Ein Mitglied darf nur durch Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes seines Amtes enthoben 
werden. Eine solche Enthebung hat zu erfolgen, wenn 

 a) das Mitglied die österreichische Staatsbürgerschaft verliert, 

 b) das Mitglied dauernd amtsunfähig ist oder infolge einer Krankheit, eines Unfalls oder einer 
Behinderung ein Jahr vom Amt abwesend und amtsunfähig ist; § 24 Abs. 2 des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß, 

 c) ein Ausschließungsgrund nach § 4 Abs. 1 erster Satz eintritt oder das Mitglied trotz 
rechtskräftiger Entscheidung über die Unvereinbarkeit eine Tätigkeit gemäß § 4 Abs. 2 nicht 
aufgibt, 

 d) der Arbeitserfolg des Mitgliedes zweimal aufeinanderfolgend in rechtskräftigen 
Dienstbeurteilungen mit „nicht entsprechend“ beurteilt wurde, 

 e) sich das Mitglied sonstige Verfehlungen von solcher Art oder Schwere zuschulden kommen ließ, 
dass die weitere Ausübung des Amtes den Interessen des Amtes abträglich wäre. 

(4) Die Enthebung eines Mitgliedes gemäß Abs. 3 lit. d und e hat die Auflösung des 
Dienstverhältnisses zum Land zur Folge. 

(5) Für das Verfahren der Amtsenthebung nach Abs. 3 lit. e gelten die §§ 107 bis 113, 118 und 119 
des Landesbedienstetengesetzes 1988 sinngemäß mit der Maßgabe, dass 

 a) Ankläger oder Anklägerin die von der Landesregierung gemäß § 107 Abs. 1 des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 bestellte Person ist, 

 b) Dienststrafkammer die Vollversammlung des Landesverwaltungsgerichtes ist und 

 c) Vorsitzender oder Vorsitzende der Dienststrafkammer der Präsident oder die Präsidentin des 
Landesverwaltungsgerichtes ist. 

(6) Das Landesverwaltungsgericht hat ein Mitglied vorläufig von der Ausübung des Amtes zu 
entheben, wenn sich das Mitglied Verfehlungen von solcher Art oder Schwere zuschulden kommen ließ 
oder derartiger Verfehlungen verdächtig ist, dass die weitere Ausübung den Interessen des Amtes 
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abträglich wäre. Die vorläufige Enthebung von der Ausübung des Amtes ist aufzuheben, wenn die 
Umstände, die sie veranlasst haben, weggefallen sind. Sie endet spätestens mit dem Amtsverlust nach 
§ 27 Abs. 1 des Strafgesetzbuches oder § 3k des Verbotsgesetzes 1947 oder mit dem Abschluss des 
Verfahrens der Amtsenthebung nach Abs. 3 lit. e. 

(7) Der Dienstbeurteilung unterliegen der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin und die sonstigen 
Mitglieder. Sie ist vorzunehmen, wenn der Arbeitserfolg seit mindestens einem Jahr nicht mehr beurteilt 
worden ist und der Präsident oder die Präsidentin oder das betroffene Mitglied dies verlangt. Der § 17 
Abs. 3, 5, 6 und 8 des Landesbedienstetengesetzes 1988 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

 a) der Präsident oder die Präsidentin die Dienstbeurteilung auf der Grundlage der von ihm oder ihr 
zu verfassenden Dienstbeschreibung mit Bescheid festzusetzen hat, 

 b) die Dienstbeschreibung und die Dienstbeurteilung anhand der Kriterien des § 54 Abs. 1 Z. 1 bis 6 
und 8 des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes zu erfolgen haben, 

 c) die Dienstbeurteilung auf „entsprechend“ oder, wenn das zur ordnungsgemäßen Versehung des 
Dienstes unerlässliche Mindestmaß an Leistung nicht erreicht wird, auf „nicht entsprechend“ zu 
lauten hat und 

 d) rechtzeitig eingebrachte Beschwerden gegen die Dienstbeurteilung aufschiebende Wirkung 
haben. 

[…] 

4. Abschnitt 
Dienstrecht 

[…] 

§ 18 
Dienstverhältnis von Mitgliedern nach § 17 Abs. 1 

(1) Auf das Dienstverhältnis von Mitgliedern nach § 17 Abs. 1 finden – vorbehaltlich des Abs. 9 – 
die für Landesbeamte und -beamtinnen geltenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 
nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8 sinngemäß Anwendung. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes ist Dienstbehörde in den 
Angelegenheiten folgender Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 1988: 

§ 7 –  soweit auf § 16a (Verarbeitung personenbezogener Daten) des Landesbedienstetengesetzes 2000 
verwiesen wird – 

§ 28 – soweit auf die §§ 22 Abs. 3 und 4 (Amtsverschwiegenheit),24 (Arbeitszeit), 25 (Höchstgrenzen der 
Arbeitszeit), 26 (Ruhepausen), 27 (Tägliche Ruhezeiten), 28 (Wochenruhezeit), 29 (Nachtarbeit), 32 
(Nebenbeschäftigung und Nebentätigkeit) sowie 33a (Telearbeit) des Landesbedienstetengesetzes 2000 
verwiesen wird – 

§ 32f – Ausnahmebestimmungen – 

§ 41 – soweit auf die §§ 40 (Erholungsurlaub), 40a (Pflegeurlaub), 41 (Sonderurlaub), 42 
(Dienstfreistellung für Kuraufenthalt), 42a (Familienhospizkarenz) 42b (Pflegekarenz), 42c 
(Pflegeteilzeit), 42d (Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt), 
43 (Frühkarenz), 44 (Elternkarenz), 45 (Teilung der Elternkarenz), 46 (Karenz bei Verhinderung eines 
Elternteiles), 47 (Aufgeschobene Karenz), 47a (Beschäftigung während der Karenz), 49 
(Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes), 51 (Dienstfreistellung von weiblichen 
Landesbediensteten), 52 (Beschäftigungsbeschränkungen) sowie 53 (Herabsetzung der 
Wochenarbeitszeit) des Landesbedienstetengesetzes 2000 verwiesen wird – 

§ 46 – Dienstfreistellung bestimmter Organe – 

§ 47 – Alterskarenz – 

§ 49 – soweit auf § 77 (Reisegebühren) des Landesbedienstetengesetzes 2000 verwiesen wird – 

§ 101  –  soweit auf § 84 (Ausstellungen, Rügen) des Landesbedienstetengesetzes 2000 verwiesen wird – 

§ 103 – Ordnungsstrafen, mit Ausnahme von Abs. 1 letzter Satz – 

§ 119a – Verarbeitung personenbezogener Daten –. 

Bei der Vollziehung der Bestimmungen des § 32 des Landesbedienstetengesetzes 2000 
(Nebenbeschäftigung und Nebentätigkeit) sind die Bestimmungen über die Unvereinbarkeit (§ 4) 
mitanzuwenden. 
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(3) Der § 19 des Landesbedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass die 
bestmöglichen Beförderungen vorzunehmen sind. Eine Beförderung ist nicht zulässig, solange eine 
Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(4) Der § 28 des Landesbedienstetengesetzes 1988 in Verbindung mit § 21 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 gilt nur insoweit, als nicht der § 5 Abs. 1 für die Mitglieder des 
Landesverwaltungsgerichtes die Weisungsfreiheit bestimmt. 

(5) Der § 46 des Landesbedienstetengesetzes 1988 gilt nur soweit, als eine Dienstfreistellung unter 
Berücksichtigung der Regelung über die Unvereinbarkeit nach § 4 möglich ist. 

(6) Der § 59 Abs. 3 des Landesbedienstetengesetzes 1988 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass die 
Vorrückung gehemmt wird, solange eine Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(7) Die folgenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 sind nur soweit 
anzuwenden, als im § 5 auf sie verwiesen wird: 

§ 17 – Dienstbeurteilung – 

§ 23 – Übertritt in den Ruhestand – 

§ 24 – Versetzung in den Ruhestand – 

§§ 104 bis 119 – Ahndung von Pflichtverletzungen –. 

(8) Die folgenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 gelten nicht: 

§ 7 – soweit auf die §§ 11 Abs. 3 (Verordnung über die dienstliche Ausbildung), 12 
(Mitarbeitergespräch), 16 (Enthebung vom Dienst, mit Ausnahme der Abs. 2 und 3) des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 verwiesen wird – 

§ 8 – Besetzung von Stellen – 

§ 10 – Besondere Anstellungserfordernisse – 

§ 18 – Dienstbeurteilungskommission – 

§ 20 – Überstellung in andere Verwendungsgruppen oder Dienstzweige – 

§ 25 – Auflösung des Dienstverhältnisses, mit Ausnahme des Abs. 1 lit. a, d und g sowie der Abs. 2 und 3 
– 

§ 27 – Ausscheidung – 

§ 28 – soweit auf die §§ 19 (Besondere Pflichten für Vorgesetzte, mit Ausnahme des Abs. 1 zweiter bis 
siebter Satz und des Abs. 2) und 34 (Versetzung, Dienstzuteilung und Verwendungsänderung) des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 verwiesen wird –. 

(9) Mitglieder nach § 17 Abs. 1 können nach Maßgabe der §§ 111f, 111g und 127 Abs. 4 des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 in den Anwendungsbereich des Landesbedienstetengesetzes 2000 und 
dort in das „Gehaltssystem neu“ wechseln; diesfalls kommen die für Landesbeamte und -beamtinnen 
geltenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 mit der Maßgabe des folgenden § 19 
Abs. 2 bis 8, ausgenommen der Verweis auf § 97 im Abs. 8, sinngemäß zur Anwendung. 

§ 19 
Dienstverhältnis von Mitgliedern nach § 17 Abs. 2  

(1) Auf das Dienstverhältnis von Mitgliedern nach § 17 Abs. 2 finden die für Landesbeamte und –
beamtinnen geltenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 nach Maßgabe der Abs. 2 bis 
8 sinngemäß sowie die Regelung des Abs. 9 Anwendung. 

(2) Der Präsident oder die Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes ist Dienstbehörde in den 
Angelegenheiten der §§ 16a (Verarbeitung personenbezogener Daten), 22 Abs. 3 und 4 
(Amtsverschwiegenheit), 24 (Arbeitszeit), 25 (Höchstgrenzen der Arbeitszeit), 26 (Ruhepausen), 27 
(Tägliche Ruhezeiten), 28 (Wochenruhezeit), 29 (Nachtarbeit), 32 (Nebenbeschäftigung und 
Nebentätigkeit), 33a (Telearbeit), 40 (Erholungsurlaub), 40a (Pflegeurlaub), 41 (Sonderurlaub), 42 
(Dienstfreistellung für Kuraufenthalt), 42a (Familienhospizkarenz), 42b (Pflegekarenz), 42c 
(Pflegeteilzeit), 42d (Karenz zur Begleitung von Kindern bei einem Rehabilitationsaufenthalt), 
43 (Frühkarenz), 44 (Elternkarenz), 45 (Teilung der Elternkarenz), 46 (Karenz bei Verhinderung eines 
Elternteiles), 47 (Aufgeschobene Karenz), 47a (Beschäftigung während der Karenz), 49 
(Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes), 50 (Dienstfreistellung bestimmter Organe), 51 
(Dienstfreistellung von weiblichen Landesbediensteten), 52 (Beschäftigungsbeschränkungen), 53 
(Herabsetzung der Wochenarbeitszeit), 77 (Reisegebühren), 84 (Ausstellungen, Rügen) sowie 87c 
(Altersteilzeit) des Landesbedienstetengesetzes 2000; weiters in Angelegenheiten des § 102 des 
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Landesbedienstetengesetzes 2000, soweit auf § 103 des Landesbedienstetengesetzes 1988 
(Ordnungsstrafen), mit Ausnahme von Abs. 1 letzter Satz sowie auf § 119a des 
Landesbedienstetengesetzes 1988 (Verarbeitung personenbezogener Daten) verwiesen wird. Bei der 
Vollziehung der Bestimmungen des § 32 des Landesbedienstetengesetzes 2000 (Nebenbeschäftigung und 
Nebentätigkeit) sind die Bestimmungen über die Unvereinbarkeit (§ 4) mitanzuwenden. 

(3) Der § 21 des Landesbedienstetengesetzes 2000 gilt nur insoweit, als nicht der § 5 Abs. 1 für die 
Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes die Weisungsfreiheit bestimmt. 

(4) Der § 50 des Landesbedienstetengesetzes 2000 gilt nur soweit, als eine Dienstfreistellung unter 
Berücksichtigung der Regelung über die Unvereinbarkeit nach § 4 möglich ist. 

(5) Der Anspruch auf Dienstbezüge richtet sich, ausgenommen die Fälle des Abs. 6, nach den 
Bestimmungen des vierten Abschnittes des ersten Hauptstückes des Landesbedienstetengesetzes 2000 
(„Gehaltssystem neu“) mit der Maßgabe, dass 

 a) die Stelle des Präsidenten oder der Präsidentin der Gehaltsklasse 23, die Stelle des 
Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin der Gehaltsklasse 20 und die Stelle der anderen 
Mitglieder der Gehaltsklasse 18 nach § 64 Abs. 5 des Landesbedienstetengesetzes 2000 
zuzuordnen sind; 

 b) die Vorrückung nach § 66 Abs. 2 lit. c des Landesbedienstetengesetzes 2000 gehemmt wird, 
solange eine Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(6) Für Mitglieder, die vor dem 1. Jänner 2020 bestellt worden sind, sowie für Mitglieder, die nach 
dem 1. Jänner 2020 bestellt worden sind und für die zuvor bereits das „Gehaltssystem alt“ des 
Landesbedienstetengesetzes 2000 gegolten hat, richtet sich der Anspruch auf Dienstbezüge, sofern sie 
keine Erklärung nach § 111d Abs. 1 des Landesbedienstetengesetzes 2000 abgegeben haben, nach den 
Bestimmungen des fünften Abschnittes des ersten Hauptstückes des Landesbedienstetengesetzes 2000 
(„Gehaltssystem alt“) mit der Maßgabe, dass 

 a) die Stelle des Präsidenten oder der Präsidentin in die Gehaltsklasse 27, die Stelle des 
Vizepräsidenten oder der Vizepräsidentin in die Gehaltsklasse 24 und die Stellen der anderen 
Mitglieder in die Gehaltsklasse 23 nach § 82f Abs. 4 des Landesbedienstetengesetzes 2000 
einzureihen sind; ist ein Mitglied bei seiner Bestellung in eine Anlaufklasse einzustufen, gilt 
§ 82h Abs. 3 des Landesbedienstetengesetzes 2000 mit der Maßgabe, dass das Mitglied nach 
zwei Jahren in jene Gehaltsklasse einzustufen ist, in die seine Stelle eingereiht ist; dies gilt nicht 
im Falle einer Dienstbeurteilung, die auf „nicht entsprechend“ lautet, oder einer sonstigen 
Hemmung im Sinne des § 82g Abs. 5 des Landesbedienstetengesetzes 2000; 

 b) die Vorrückung nach § 82i Abs. 2 lit. c des Landesbedienstetengesetzes 2000 gehemmt wird, 
solange eine Dienstbeurteilung auf „nicht entsprechend“ lautet. 

(7) Für den Fall der Vertretung des Präsidenten oder der Präsidentin des Landesverwaltungsgerichtes 
gilt der § 72 (Stellvertreterzulage) des Landesbedienstetengesetzes 2000. 

(8) Die folgenden Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 2000 gelten nicht: 

§ 8 – Aufnahme in das Dienstverhältnis, Besetzung von Stellen, mit Ausnahme des Abs. 1 – 

§ 9 – Allgemeine Anstellungserfordernisse – 

§ 11 – Dienstliche Aus- und Fortbildung, mit Ausnahme der Abs. 1, 2, 4 und 5 – 

§ 12 – Mitarbeitergespräch – 

§ 13 – Verwendungsbeurteilung – 

§ 16 – Enthebung vom Dienst, mit Ausnahme der Abs. 2 und 3 – 

§ 19 – Besondere Pflichten für Vorgesetzte, mit Ausnahme des Abs. 1 zweiter bis siebter Satz und des 
Abs. 2 – 

§ 34 – Versetzung, Dienstzuteilung und Verwendungsänderung – 

§ 69 – Rückstufungen – 

§ 81b – Überprüfungskommission – 

§ 82 – Überprüfungskommission – 

§ 82j – Aufstieg in höhere Gehaltsklassen, mit Ausnahme des Abs. 2 – 

§ 83 – Mitteilung von Pflichtverletzungen – 

§ 97 – soweit auf folgende Bestimmungen des Landesbedienstetengesetzes 1988 verwiesen wird: § 23 
(Übertritt in den Ruhestand), § 24 (Versetzung in den Ruhestand), § 25 (Auflösung des 
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Dienstverhältnisses, mit Ausnahme des Abs. 1 lit. a, d und g sowie der Abs. 2 und 3), § 47 (Alterskarenz), 
§ 70 (Ruhebezugsbeitrag), § 75 (Abfertigung des Ruhebezuges), § 75a (Ruhebezüge und 
Versorgungsgenüsse), § 76 (Ruhebezug), § 76a (Abschläge), § 76b (Ruhebezugssicherungsbeitrag), § 77 
(Begünstigte Bemessung des Ruhebezugs), § 78 (Ruhebezugvordienstzeiten), § 79 (Ruhebezugzulage), § 
81 (Ablösung des Ruhebezuges), § 82 (Ruhebezugsvorschuss), § 82a (Anpassung des Ruhebezuges), § 
82b (Verarbeitung personenbezogener Daten und elektronischer Datenaustausch), § 82c 
(Parallelrechnung), § 82d (Ruhebezugskonto), § 83 (Witwen- und Witwerversorgungsgenuss), § 84 
(Begünstigte Bemessung des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses), § 85 (Beschränkung des 
Anspruches auf Witwen- und Witwerversorgungsgenuss), § 85a (Ausmaß des Witwen- und 
Witwerversorgungsgenusses), § 85b (Erhöhung des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses), § 85c 
(Verminderung des Witwen- und Witwerversorgungsgenusses), § 85d (Meldung des Einkommens), § 86 
(Übergangsbeitrag), § 87 (Versorgungsgenuss des früheren Ehegatten), § 88 (Waisenversorgungsgenuss), 
§ 89 (Versorgungsgenusszulage), § 90 (Vorschuss für Hinterbliebene), § 92 (Abfertigung), § 93 
(Erlöschen des Anspruches auf Versorgung, Abfindung, Ablösung), § 94 (Todesfallbeitrag), § 94a 
(Anpassung des Versorgungsgenusses), § 94b (Eingetragene Partnerschaft), § 144 
(Übergangsbestimmungen für die Anrechnung von Vordienstzeiten) und § 147 Abs. 1 bis 10 
(Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl. Nr. 23/2009) –. 

(9) Das Dienstverhältnis begründet keinen Anspruch auf Ruhebezug und Versorgungsgenuss. Die §§ 
95, 114 und 115 des Landesbedienstetengesetzes 2000 über die Abfertigung und den Todesfallbeitrag 
gelten sinngemäß; eine Abfertigung bzw. ein Anspruch auf deren Auszahlung gebührt auch dann, wenn 
das Dienstverhältnis nach § 5 Abs. 2 lit. a endet. Im Fall einer Amtsenthebung nach § 5 Abs. 3 lit. d und e 
gebührt keine Abfertigung nach § 114 des Landesbedienstetengesetzes 2000 und – abweichend vom § 14 
Abs. 2 Z. 2 des Betrieblichen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetzes – kein Anspruch auf 
Auszahlung der Abfertigung nach § 95 des Landesbedienstetengesetzes 2000. 

[…] 

6. Abschnitt 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

[…] 

§ 25 
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. 4/2022 

Art. X des Gesetzes über Neuerungen im Zusammenhang mit Digitalisierung – Sammelnovelle, 
LGBl.Nr. 4/2022, tritt am 1. Jänner 2022 in Kraft. 

§ 26 
Inkrafttretensbestimmung zur Novelle LGBl.Nr. ../2024 

Art. V des Gesetzes über eine Änderung des Dienstrechtes der Landes- und Gemeindebediensteten – 
Sammelnovelle, LGBl.Nr. ../2024, tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 


